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VORBEMERKUNG. 


Die  Anregung  zu  dieser  Arbeit  empfing  idi  von  Herrn 
Prof.  Dr.  E.  Grossmann,  unter  dessen  Leitung 
dieselbe  ausgeführt  worden  ist.  Idi  nehme  die  Gelegen^ 
heit    wahr,    ihm    dafür    meinen    Dank    auszuspredien. 

Da  das  notwendige  Material  nur  zum  kleinen  Teil 
publiziert  ist,  war  idi  in  der  Ausarbeitung  auf  das  Ent^ 
gegenkommen  einer  grossen  Zahl  von  sdiweizerisdien 
Bankfadileuten  angewiesen.  Allen  Herren,  die  midi 
durdi  Übergabe  von  Material  oder  persönlidie  Aus^ 
künfte  in  freundlidier  Weise  unterstützt  haben,  bin  idi 
ebenfalls  zu  Dank  verpfliditet,  insbesondere  den  Herren 
H.  Kurz,  a.  Direktor  der  Sdiweiz.  Kreditanstalt,  Züridi, 
F.  Mauderli  sei.,  a,  Direktor  der  Kantonalbank  von 
Bern,  C.  Steffen,  Direktor  der  Basler  Kantonalbank, 
Basel,  C.  Siegfried,  stellvertr.  Direktor  der  Sdiweiz. 
Kreditanstalt,  Züridi,  Dr.  M.  Visdier,  Sekretär  der 
Sdiweiz.  Bankiervereinigung,  Basel  und  Dr.  Jäger, 
Sekretär   der  Sdiweizerisdien   Bankgesellsdiaft,    Züridi. 

Die  Arbeit  ist  per  Ende  1921  abgesdilossen. 


Züridi,  1922 
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I.  Abschnitt. 


Die  Verbandsfähigkeit  des  Bankgewerbes. 


Der  Mangel  an  zusammenhängenden  Arbeiten  über  die  Ver- 
bände im  Bankgewerbe  macht  es  notwendig,  der  Darstellung 
dieser  Gebilde  in  der  Schweiz  einige  Erörterungen  allgemeiner 
Natur  und  statistische  Angaben  über  die  schweizerischen  Banken 
im  besonderen  vorausgehen  zu  lassen. 

I.    Allgemeines. 

1.    Definition. 

Als  Unternehmerverbände  pflegt  man  dauernde,  freie  Ver- 
einbarungen   selbständig    bleibender    Unternehmer    oder    Unter- 


nehmungen   zum 


Zwecke    der    Wahrung    ihrer    gemeinsamen 


Interessen  zu  bezeichnen.  Die  nationalökonomische  Literatur 
hat  diesen  Organisationen  auf  dem  Gebiete  der  gewerblichen 
Produktion  und  des  Warenhandels  ihre  vollste  Aufmerksamkeit 
geschenkt.  Dagegen  sind  die  Verbände  im  Bankwesen  von  ihr 
bis  jetzt  nur  wenig  beachtet  worden,  trotzdem  ihnen  besonders 
in  den  letzten  drei  Jahrzehnten  steigende  Bedeutung  zukommt. 
Eine  allgemein  anerkannte  Definition  für  den  Begriff*  .,Bank" 
gibt  es  bekanntlich  nicht.  Doch  gehen  die  meisten  Autoren 
dahin  einig,  dass  für  diese  Anstalten  oder  Unternehmungen  das 
gewerbsmäßige  Betreiben  von  drei  Geschäftszweigen  charakte- 
ristisch ist:  Geldgeschäfte  und  Regelung  des  Zahlungsverkehrs, 
Kreditnehmen  und  -gewähren  und  die  Effektengeschäfte.  Durch 
dieses  prinzipielle  Übereinstinmiung  in  den  Aufgaben  ist  auch  die 
Gemeinsamkeit  einer  grossen  Zahl  von  Interessen  für  alle  Banken, 
und  damit  die  Möglichkeit  der  Verbandsbildung  zu  deren  kollek- 
tiven Wahrnehmung  zum  vorneherein  gegeben,  abgesehen  davon, 
dass    den    Banken  —  besonders    den    privaten  —  als    Unter- 
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nehmungen  allein  schon  die  Verbandsbildung  zum  Zwecke  der 
Interessenvertretung  von  Vorteil  sein  kann  (z.  B.  als  Steuer- 
subjekte, Arbeitgeber). 

Die  bisherige  Entwicklung  der  Verbandsbildung  im  Bank- 
wesen zeigt,  dass  sich  die  Banken  nicht  nur  zu  Verbänden  ver- 
einigt haben,  die  auf  die  indirekte  Interessenförderung  ausgehen, 
sondern  dass  auch  jene  höheren  Organisationsformen  recht  häufig 
sind,  die  die  Geschäftsgebarung  ihrer  Mitglieder  direkt  beein- 
flussen oder  selbst  zur  geschäftlichen  Tätigkeit  übergehen:  die 
Kartelle  der  Banken  mit  der  Tendenz  zur  Monopolstellung  auf 
dem  Geld-  und  Kapitalmarkt.  Bei  dieser  Erscheinungsform  der 
Bankenkonzentration,  oder  präziser,  der  Konzentration  des  Bank- 
geschäftes, lässt  sich  das  Vorhandensein  einer  grossen  Zahl  von 
Varianten  feststellen,  von  der  einfachen  Preiskonvention  bis 
hinauf  zu  Gebilden,  die  vom  Konzern  kaum  mehr  zu  unter- 
scheiden sind.  Trotzdem  umfasst  die  eingangs  erwähnte 
Definition  der  Unternehmerverbände  den  Bankenverband  voll- 
kommen; das  Vorkommen  einer  ganzen  Anzahl  von  anderen  Er- 
scheinungen auf  dem  Gebiete  der  Zusammenarbeit  von  Banken 
macht  es  aber  notwendig,  ganz  besonders  zu  betonen,  dass  die 
Banken  selbständig  bleiben  und  dass  die  Abmachungen  dauernder 
Natur  sein  müssen,  wenn  es  sich  um  einen  Verband  handeln  soll. 

2.    Einteilung. 

Die  existierenden  Bankenverbände  sind  ihrem  Wesen  nach 
sehr  verschieden,  ja  man  kann  füglich  sagen,  dass  wenigstens 
den  grossen  Assoziationen  bis  zu  einem  gewissen  Grade  aus- 
nahmslos ein  individueller  Charakter  eigen  ist.  Indessen  lassen 
sie  sich  doch  nach  gewissen  Merkmalen  gliedern. 

A.  Dem  Zwecke  nach  zerfallen  die  Bankenverbände  zu- 
nächst in  drei  Hauptgruppen,  die  allerdings  nicht  immer  scharf 
voneinander  getrennt  werden  können,  weil  viele  Verbände  diese 
Aufgabengruppen  miteinander  kombinieren. 

a)  Verbände,  deren  Tätigkeit  nur  mittelbar  für  die  Mit- 
glieder von  günstiger  Wirkung  sein  soll  und  die  weder 
deren  geschäftliche  Dispositonen  beeinflussen  noch 
„selbstwirtschaftend"  sind. 

Reine  Fach  verbände,  deren  Aufgabe  ist:  die  Aus- 
bildung eines  tüchtigen  Personals,  Aufklärung  über  das 
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Bankgewerbe  in  Wort  und  Schrift,  Stellungnahme  zu  Ge- 
setzen und  Verwaltungsakten,  Bekämpfung  des  un- 
lauteren Wettbewerbes  usw. 

Beispiel:  The  Institute  of  Bankers,  1879  in  London 
gegründet.  Seine  Aufgaben  sind:  „first,  to  facilitate  the 
consideration  and  discussion  of  matters  of  interest  to 
Bankers;  secondly,  to  afford  opportunities  to  its  Members 
for  the  acquisition  of  a  knowledge  of  the  theory  of 
Banking;  thirdly,  to  take  any  measures  which  may  be 
desirable  to  further  the  interests  of  Banking." 

b)  Verbände,  die  eine  direkte  Beeinflussung  der  Geschäfts- 
tätigkeit der  angeschlossenen  Banken  dadurch  bewirken, 
dass  sie  Vorschriften  über  Konditionen,  Geschäftspolitik, 
Liquidität,  Kontrolle  usw.  verbindlich  aufstellen. 

Beispiele:  die  Revisionsverbände  (Verpflichtung  zur 
Revision,  Publizität,  Sicherung  der  Spargelder  usw.),  die 
Preiskartelle  (Reglementierung  der  Konditionen),  Arbeit- 
geberverbände, sofern  sie  die  Arbeitsbedingungen  der 
Angestellten,  die  Verhandlungsmodalitäten  mit  dem  Per- 
sonal und  dessen  Verbänden  vorschreiben. 

c)  Verbände  mit  eigener  geschäftlicher  Tätigkeit. 

Die  Geschäftstätigkeit  kann  wieder  nur  mittelbar 
sein,  d.  h.,  die  eigentliche  Abwicklung  der  Operationen 
erfolgt  durch  die  Verbandsbanken  selbst;  der  Verband 
vereinigt  sie  lediglich  zur  Übernahme  der  Geschäfte, 
regelt  die  Modalitäten  der  Ausführung,  der  Verhand- 
lungen, ferner  die  Gewinnverteilung,  Beteiligungsver- 
hältnisse usw. 

Zu  dieser  Kategorie  gehören  in  erster  Linie  die 
meisten  Anleihensverbände;  so  z.  B.  das  Kartell  Schweiz. 
Banken,  deren  Konvention  durch  folgende  Worte  ein- 
geleitet wird,  die  für  diese  Verbände  charakteristisch 
sind:  „Les  etablissements  soussignes,  penetres  de  Tidee 
qu'il  serait  avantageux  de  traiter  en  commun  les  affaires 
d'emission  suisses  et,  eventuellement,  d'autres  affaires 
qui  pourront  se  presenter,  se  sont  mis  d'accord  sur  les 
bases  suivantes.  .  .  ." 

Endlich  kann  der  Verband  „selbstwirtschaftend" 
sein,  d.  h.,  eine  eigene  Geschäftsstelle  —  meistens  eine 
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Bank  —  besitzen.   Diese  Oro^anisationen  stellen  zweifellos 
die  höchste  Form  der  Bankenverbände  dar. 

Das  Schulbeispiel  eines  solchen  Verbandes  ist  das 
Syndikat  der  französischen  Pro\  inzbanken,  dessen 
Ste.  Centrale  des  Banques  de  Province  mit  einem  ein- 
gezahlten. Kapital  von  ITrs.  25  ()()()  000.—  ])er  Ende  1919 
eine  Bilanzsumme  von  iTrs.  5r)2  883  284  erreichte. 

Ein  interessantes  Verbandsgebilde  dieser  Art  ist  die 
Federazione  Bancaria  Italiana,  der  Ende  1920  .11  Lokal- 
banken angeh()rten  mit  einem  (Jesamtkapital  und  Re- 
serven von  Lire  135  070  8()4  und  Lire  1103481244 
Depositen.  Der  Verband  gründete  1914  eine  A.-O.  unter 
dem  Namen  Credito  Nazionale,  deren  (Gegenstand  Bank- 
geschäfte sind  (l'esercizio  di  operazioni  di  Banca  con 
altre  Societä  di  Credito  in  Italia,  e  airestero.  Art.  4  des 
Statuto.)  Per  81.  XIL  1920  erreichte  <ler  Credito 
Nazionale  mit  einem  Aktienkai)ital  von  Lire  (>  000  000. — 
eine  Bilanzsumme  von  Lire  115()4G955.  Daneben  ist 
die  Federazione  zugleich  Fachverband  und  Preiskartell 
und  nimmt  andererseits  infolge  ihrer  Beziehungen  zum 
Banco  di  iJoma  eine  Stellung  ein,  die  schon  stark  an 
einen  Konzern  erinnert. 

In  jüngster  Zeit  plant  auch  ein  schweizerischer  Ver- 
band die  Errichtung  einer  eigenen  Bank:  vgl.  0.  Abschnitt. 

(fcwissermassen  einen  Übergang  von  den  l*reis- 
kartellen  zu  den  Verbänden  mit  eigener  unmittelbarer 
Geschäftstätigkeit  bilden  jene  Organisationen,  die  zwar 
eine  eigene  Geschäftsstelle  besitzen,  die  aber  nicht  Er- 
werbscharakter hat,  sondern  lediglich  dem  Verkehr  unter 
den  Verbandsbanken  dient. 

Abrechnungsstellen  der  Clearingver))ände  (in  den^ 
U.  S.  A.  bestanden  1920  über  250  solclier  Clearinghouse- 
Associations,  die  oft  noch  die  Funktionen  von  Hevisions- 
verbänden  erfüllen,  teilweise  auch  als  Kreditzentralen 
organisiert  sind,  die  die  Inanspruchnahme  verschiedener 
Banken  durch  denselben  SciiuMner  mit  Blankokrediten 
verhindern.  Fast  ausnahnislos  sind  sie  in  einer  Liindes- 
organisation  zusammengefasst:  der  Clearing  House 
Section  der  American  Banker's  Association.) 


^ 


'vi 


S^ 


Giroanstalten  (z.  B.  der  ehemaligen  schweizerischen 
Emissionsbanken). 

Verbandsbörsen  (Bankvereinigung  in  Luzern). 

B.  Neben  dem  Verbandszweck  kommen  noch  zwei  weitere 
Momente  für  die  weitere  Gliederung  der  Bankenverbände  in  Be- 
tracht: Zusammensetzung  und  geographische  Ausdehnung. 

a)  Berücksichtigt  man  bei  der  Einteilung  der  Verbände  ihre 
Zusammensetzung,  so  gelangt  man  zur  Unter- 
scheidung von  homogenen  und  gemischten  Verbänden, 
d.  h.  Organisationen,  die  nur  gleichartige  Institute  in 
sich  vereinigen,  und  solche,  die  Banken  aller  Art  um- 
fassen. 

Bei  den  homogenen  Verbänden  kann  die 
Auswahl  der  Banken  bestimmen 

der  Geschäftskreis  (Verbände  der  Handels-,  Hypo- 
theken-,  Cberseebanken  usw.); 

Beispiel:  The  British  Overseas  Banks  Asso- 
ciation; 

die  „Standes"-zugehörigkeit.  Als  Momente  für  deren 
Bestimmung  fallen  in  Betracht:  Organisations- 
form, Grösse,  geographische  Lage  u.  a.  m.,  oft 
noch  kombiniert  mit  dem  Geschäftskreis.  (Ver- 
bände der  genossenschaftlichen  Kreditinstitute, 
der  Grossbanken,  Provinzbanken,  Lokal-  und 
Mittelbanken,  Privatbankiers.  Bei  den  letzteren 
beiden  pflegt  der  allgemeine  Sprachgebrauch  das 
Wort  „Stand"  noch  am  häufigsten  anzuwenden.) 
Beispiele:  Verein  Frankfurter  Privatbankiers, 
Verband  Schweizerischer  Kantonalbanken. 

Natürlich  können  die  homogenen  Verbände  grund- 
sätzlich alle  Ziele  verfolgen,  die  für  Bankenverbände  über- 
haupt in  Frage  kommen;  doch  werden  sie  in  der  Regel 
speziellen  Zwecken  ihre  Hauptaufmerksamkeit  widmen, 
besonders  dann,  wenn  ihre  Mitglieder  zugleich  daneben 
bestehenden  gemischten  Verbänden  angehören,  die  die 
allgemeinen  Interessen  der  Banken  in  derselben 
geographischen  Einheit  wahrnehmen.  Ihr  Charakte- 
ristikum liegt  darin,  dass  sie  die  Zwecke  eines  Banken- 


H 


(. 


il 


Verbandes  zugunsten  einer  bestimmten  Art  von  Banken 
zu  erreichen  suchen. 
b)  Sollen  dagegen  die  Interessen  der  Banken  auf  einem  be- 
stimmten geographischen  Gebiete  vertreten  werden,  d.  h., 
entscheidet  der  StandortderBanken,  resp.  deren 
Filialen  die  Zulassungsmöglichkeit  zum  Verband,  so  ge- 
langt man  zur  Unterscheidung  von  Landesverbänden, 
Regionalverbänden  (Provinz,  Kanton)  und  Platzver- 
einigungen. 

Ausgesprochen  internationale  Verbände  existieren 
bis  heute  noch  keine;  dagegen  haben  sich  schon  seit 
langem  im  Gründungs-  und  Emissionsgeschäft  inter- 
nationale Konsortien  und  Gruppen  gebildet,  die  durch 
ihre  konstante  Zusammensetzung  und  lange  Lebensdauer 
beinahe  Verbandscharakter  angenommen  haben.  Zur 
Lösung  von  Aufgaben  von  internationalem  Interesse  wird 
indessen  die  Zusammenarbeit  der  nationalen  Verbände 
einer  Bildung  von  schwerfälligen  internationalen  Organi- 
sationen vorzuziehen  sein.  Ansätze  dazu  sind  bereits 
vorhanden  und  es  ist  durchaus  wahrscheinlich,  dass  die 
Zukunft  diesen  Bestrebungen  ein  stärkeres  Gewicht  ver- 
leihen wird,  in  Anbetracht  der  grossen  Bedeutung  der 
Verbände  im  heutigen  Wirtschaftsleben.  Sehr  stark  ent- 
wickelt ist  die  Zusammenarbeit  der  Verbände  auf 
nationalem  Boden;  wir  werden  dieser  Erscheinung 
wiederholt  begegnen. 

3.   Intensität  der  Verbandsbildung  und  der 

Verbände. 

A.  Die  Tendenz  zur  Verbandsbildung  im  Bankwesen  ist 
allgemein.  Es  gibt  kaum  ein  Land  von  kommerzieller  Bedeutung 
ohne  Bankenverbände.  Die  europäischen  Länder  sind  von  ganzen 
Systemen  solcher  Gebilde  überzogen  und  man  darf  annehmen, 
dass  nicht  bloss  alle  wichtigen  Banken  einem  Verband  angehören, 
sondern  dass  die  meisten  zugleich  Mitglieder  mehrerer  Ver- 
einigungen sind  (durch  die  Vertretung  der  Filialen  einer  Gross- 
bank in  Platzverbänden  kann  die  Zahl  beträchtlich  hoch  sein). 

Die  historische  Priorität  der  Verbandsbildung  dürfte  den 
schottischen  Banken  zukommen,  die  infolge  ihrer  eigentümlichen 
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Monopolstellung  sich  schon  seit  mehr  als  hundert  Jahren 
kartellieren  konnten').  Die  englischen  Banken  haben  in  den 
70  er  Jahren  und  später  eine  grosse  Zahl  von  Verbänden 
gegründet  (Clearing!).  Italien  besitzt  das  wichtige  Konditionen- 
kartell seiner  vier  (vor  dem  Zusammenbruch  der  Banca  Italiana 
di  Sconto)  Grossbanken,  nationale  und  lokale  Organisationen;  in 
Frankreich  bestehen  ähnliche  Gebilde  und  —  in  diesem  Lande 
charakteristisch  —  ausgesprochen  homogene  Verbände,  die  sich 
gegen  die  Konkurrenz  anderer  Banken  richten  [Provinzbanken 
gegen  die  drei  Depositengrossbanken,  Anleihensverbände  der 
protestantischen  und  der  jüdischen  Haute  Banque,  1862  sogar 
einen  Kampfverband  gegen  den  Credit  Mobilier ')].  Zu  starken 
Verbänden  zusammengefasst  sind  auch  die  Banken  der  Suc- 
cessionsstaaten  der  ehemaligen  habsburgischen  Monarchie  und  in 
Deutschland  vollends  existiert  ein  förmliches  Netz  von  Banken- 
verbänden aller  Variationen,  das  kaum  mehr  zu  übersehen  ist. 

B.  Um  ihre  Zwecke  zielbewusst  verfolgen  zu  können,  muss 
die  Politik  der  Verbände  darauf  ausgehen,  möglichst  alle  in 
Betracht  fallenden  Institute  in  sich  zu  vereinigen.  In  diesem 
Sinne  ist  denn  auch  die  Intensität  der  Verbände  in  bezug  auf 
Mitgliederzahl  und  vertretene  Kapitalmacht  eine  sehr  ver- 
schiedene. Die  allgemeinen  nationalen  Interessenverbände 
stehen  hier  an  der  Spitze,  da  sie  zur  erfolgreichen  Verfechtung 
der  Interessen  des  gesamten  Bankgewerbes  eines  Landes  darauf 
angewiesen  sind,  alle  wichtigen  Institute  zu  umfassen.  (So  be- 
merkte der  Präsident-  des  grössten  Bankenverbandes  der  Welt, 
der  American  Bankers's  Association,  nachdem  er  per  31.  VIII.  1920 
einen  Bestand  von  22  687  Mitgliedern  konstatiert  hatte:  ,,It  is 
essential,  of  course,  that  the  membership  of  our  Association 
steadily  increase,  as  its  potential  power  lies  in  the  number  of  its 
members".)  Desgleichen  wohnt  den  homogenen  Verbänden  das 
Bestreben  inne,  alle  gleichgearteten  Banken  ihres  Gebietes  zu 
organisieren  (der  Verband  Schweizerischer  Kantonalbanken  ver- 
einigt alle  Institute  dieser  Art),  dasselbe  gilt  für  Platzver- 
einigungen in  bezug  auf  die  Banken  und  Filialen  ihres  Sitzes  usw. 

Numerisch  bedeutend  schwächer  sind  durchwegs  die  An- 
leihensverbände;  dagegen  repräsentieren  die  wichtigeren  unter 
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1)  vgl.  J  a  f  f  e ,  a.  a.  0.  S.  72. 

2)  vgl.  Kaufmann,  a.  a.  0.  S.  96—101,  S.  15,  325  ff. 
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ihnen  eine  so  grosse  finanzielle  Macht,  dass  sie  erfolj?reich  aus- 
gesprochene Monopoltendenzen  verfolgen  können. 

Auch  das  Preiskartell  wird  sich  in  der  Regel  dann  zufrieden 
geben,  wenn  keine  gefahrlichen  Aussenseiter  mehr  neben  ihm 
bestehen.  So  konnten  in  Italien  schon  allein  die  vier  Grossbanken 
ihre  ziemlich  weitgelienden  Konditionenvereinbarungen  durch- 
halten infolge  der  überragenden  Stellung  dieser  vier  Institute  im 
italienischen  Bankwesen.  Ein  analoges  Vorgehen  der  acht 
schweizerischen  Grossbanken  dagegen  wäre  kaum  in  den  Städten, 
ganz  sicher  aber  auf  eidgenössischem  (Gebiete  bisher  nie  durch- 
führbar gewesen,  da  die  Konkurrenzverhältnisse  völlig  andere 
sind.  Diese  DilTerenz  veranlasst  uns,  kurz  die  Wirkung  der 
Preiskartelle  im  Bankwesen  zu  streifen. 

Für  die  Banken  selbst  ist  die  Wirkung  der  Konditionen- 
kartellierung,  die  sich  meistens  auf  das  reguläre  Geschäft  be- 
schränkt, zunächst  das  Aufhören  der  ständigen  Ertragssenkung, 
wie  sie  eine  scharfe  Konkurrenz  zur  Folge  hat,  sodann  aber  — 
bei  genügender  Intensität  des  Kartells  —  ein  Ansteigen  der 
Rendite  der  betr.  Geschäftszweige,  dessen  Ausmaß  abhängig  ist 
von  Zahl  und  Hiihe  der  gemeinsam  geregelten  Bedingungen. 

Die  Zahl  der  kollektiv  normierten  Konditionen  schwankt 
stark:  doch  kommen  Vereinbarungen  vor,  die  so  ziemlich 'das 
ganze  reguläre  Geschäft  umfassen.  Das  bekannteste  Beispiel 
dieser  Art  sind  wohl  die  ..Allgemeinen  Abmachungen  der  Banken 
und  Bankiers"  in  Deutschland,  die  11)1:5  unter  Führung  der 
Berliner  Stempel  Vereinigung  aufgestellt  worden  sind  und  die 
G.  V  o  n  Schulze-  G  a  e  v  e  r  n  i  t  z  ^J  so  weitgeliend  findet, 
,.dass  nach  ihrer  Durchführung  von  einer  freien  Konkurrenz  im 
Bankgewerbe  nicht  mehr  die  Rede  sein  kann".  In  dieser  Be- 
ziehung dürfte  der  Preiskartellierung  im  Bankwesen  noch  eine 
ganz  erhebliche  Entwicklung  l>eschieden  sein,  denn  bei  der 
Schematisierung  des  Bankgeschäftes,  wie  sie  heute  besteht,  ist 
die  gemeinsame  Konditionenregelung  nicht  eine  Frage  der 
Technik,  sondern  vielmehr  der  Bereitwilligkeit  der  einzelnen 
Institute,  sich  mit  den  anderen  zu  verständigen.  Wenn  auch 
vielenorts  die  Konditionen  des  regulären  Geschäftes  in 
genügender  Weise  verbandsmäßig  festgelegt  sind,  so  gibt  es  doch 
noch  eine  Anzahl  Länder  —  darunter  nicht  zuletzt  die  Schweiz,  — 


^)  a.  a.  0.  S.  139:  vg\.  auch  die  Aufsätze  von  A.  L  a  n  s  b  u  r  g  h  in 
der  Zeitschrift  „Die  Bank",  Jahrg.  1913,  S.  1,  97  und  712. 
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deren  Banken  noch  in  vielen  Geschäftsbedingungen  miteinander 
scharf  konkurrieren.  Auch  scheint  der  Umfang  der  Verein- 
barungen innner  noch  entwicklungsfähig  zu  sein;  kurz  vor  Kriegs- 
ausbruch noch  hat  A  d.  W  e  b  e  r  ^)  die  Behauptung  aufgestellt: 
,,Mag  man  auch  die  Bedingungen  für  die  zu  erhebenden  Gebühren 
und  Zinsen  erfolgreich  festlegen,  über  das  Maß  der  von  den 
Banken  gewährten  Kredite  lassen  sich  Vereinbarungen  überhaupt 
nicht  treffen  . . ."  Und  doch  ist  auch  dieses  subtilste  Gebiet  der 
Bankpolitik  von  Abmachungen  nicht  frei  geblieben:  gerade 
englische  Banken  waren  es,  die  1920  auf  dem  Wege  von  Ver- 
einbarungen der  Textilindustrie  die  Betriebskredite  eingeschränkt 
haben.  Übrigens  sind  auf  dem  Gebiete  der  Kreditgewährung  die 
vorbeugenden  Abmachungen  noch  sehr  ausbaufähig,  etwa  im 
Sinne  der  erwähnten  Kreditkontrolle  der  amerikanischen 
Clearingverbände  -),  oder  der  Konvention  I  der  Schweizerischen 
Bankiervereinigung  (siehe  unten  5.   Abschnitt). 

Ebenfalls  sehr  variabel  ist  die  Höhe  der  Kartellbedingungen. 
Ausschlaggebend  dafür  sind  in  erster  Linie  die  allgemeinen  wirt- 
schaftlichen Verhältnisse  eines  Landes,  neben  der  Stärke  des 
Kartells  und  der  nationalen  Stellung  der  kartellierten  Banken. 
Selbstredend  gibt  es  auch  für  die  Bankenkartelle  gewisse  Grenzen, 
über  die  hinaus  die  Konditionen  nicht  diktiert  werden  können. 
Werttiteldepots  und  Kreditorenkonti  sind  bewegliche  Dinge:  zu 
hohe  Kommissionen  und  Gestionsgebühren  oder  ungenügender 
Zins  bewirken  ein  Zurückgehen  der  Umsätze  oder  Abwanderung. 
Die  Banken  der  Stempelvereinigung  in  Berlin  weigerten  sich  bei 
Kriegsausbruch,  andere  Börsenaufträge  als  solche  in  Reichs- 
anleihe anzunehmen:  allein  der  Beschluss  musste  wieder  auf- 
gehoben werden,  da  sich  die  Kundschaft  aussenstehenden  Banken 
zuwandte.  Oft  stehen  Filialen  ausländischer  Banken  oder 
genossenschaftliche  Kreditinstitute  ausserhalb  der  Kartelle.  Aber 
selbst  wenn  die  Kartellierung  lückenlos  durchgeführt  ist,  sind 
ihren  Monopoltendenzen  Grenzen  gezogen.  Zu  teure  Kredite 
bleiben  unbenutzt,  die  Abwanderung  ins  Ausland  setzt  ein.  Das 
mussten  die   schottischen  Banken  erfahren,  die   innerhalb  ihres 


^)  Deposlt('n))anken  und  Spekuhition.shanken,  ein  Vergleich  deutschen 
und  englischen  Hankwesens,  München  und  Leipzig,  2.  Aufl.,  1915,  S.  299; 
vgl.  auch  F.  So  mar y:  Bankpolitik,  Tübingen  1915,  S.  276. 

-)  Entspreciiend«»  Vorschläge  in  der  Presse  vgl.  Neue  Zürcher  Zeitg. 
vom  23.  XII.  1919  und  10.  I.  1920. 
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Landes  ein  faktisches  Monopol  besitzen  (vgl.  J  a  f  f  e,  a.  a.  0., 
S.  287),  ohne  dass  es  infolge  der  Konkurrenz  Londons  ihrem 
Kartell  gelungen  ist,  seine  Stellung  übermäßig  auszunützen. 

Die  Unterschiede  in  den  wirtschaftlichen  Verhältnissen 
können  allerdings  ganz  beträchtliche  Verschiedenheiten  der 
Kartellbedingungen  zur  Folge  haben.  So  galt  —  um  ein 
schlagendes  Exempel  anzuführen  —  anfangs  1921  in  der  Schweiz 
für  Depotgebühren  auf  Aktien  der  einheitliche  minimale  Kartell- 
satz von  0,4  Voo  des  Kurswertes,  während  zur  selben  Zeit  der 
„Verband  ostschlesischer  Banken"  genau  die  zehnfache  Gebühr 
festlegte,  wobei  erst  noch  in  Betracht  fällt,  dass  die  Aktien- 
kurse in  Polen  schon  damals  auf  einer  ganz  enormen  Höhe 
standen.  Derselbe  Verband  schrieb  als  Bedingungen  für  Blanko- 
kredite  vor:  im  voraus  zahlbare  Vorschussprovision  von  1  % 
pro  Quartal,  Satz  des  Debetzinses  2  %  über  der  jeweiligen  Bank- 
rate, V2  %  Umsatzprovision  pro  Semester,  mindestens  zu  erheben 
auf  dem  dreifachen  Betrag  des  höchsten  Sollsaldos! 

Im  grossen  und  ganzen  lassen  sich  bei  den  Konditionen- 
kartellen die  Feststellungen  verallgemeinern,  die  wir  bei  den 
Konventionen  der  Schweizerischen  Bankiervereinigung  machen 
werden:  sie  sind  für  die  Banken  von  wohltuender  Wirkung,  ohne 
die  Kundschaft  zu  stark  zu  belasten. 

Gegenüber  den  Folgen  der  Konzentrationsbewegung  im 
Bankwesen  treten  aber  ihre  Wirkungen  stark  in  den  Hintergrund. 
Eine  Gefahr  der  Vertrustung  im  Bankgewerbe  dürfte  kaum  von 
der  Kartellbildung  her  zu  befürchten  sein;  sie  ist  vielmehr  auf 
dem  Umwege  der  Konzernbildung  in  den  Bereich  des  Möglichen 
gerückt.  Nur  wo  diese  bereits  so  weit  vorgeschritten  ist,  dass 
sich  nur  noch  ganz  wenige  Grösstbanken  gegenüberstehen,  kann 
die  Kartellierung  derselben  als  Vorstufe  zum  Trust  in  Betracht 
fallen. 

4.    Abgrenzung    gegen    andere    Erscheinungs- 
formen der  Zusammenarbeit  von  Banken. 

A.  Die  Möglichkeiten  der  Zusammenarbeit  einer  Anzahl 
Banken  auf  Grund  von  Vereinbarungen  sind  sehr  zahlreich.  Eine 
ganze  Reihe  von  Erscheinungsformen  derselben  haben  sich  im 
Laufe  der  Zeit  herausgebildet,  ohne  dass  sie  von  der  Bankliteratur 
mit  genügender  Schärfe  auseinandergehalten  worden  sind.  Es  ist 
deshalb  heute  schwierig,  eine  genaue  Abgrenzung  aufzustellen, 
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da  die  Terminologie  durchaus  uneinheitlich  ist.  So  wird  allein 
der  Ausdruck  „Gruppe"  in  allen  möglichen  Bedeutungen  ge- 
braucht; man  spricht  von  der  Gruppe  der  Deutschen  Bank  und 
meint  damit  den  Konzern  dieser  Unternehmung  [0  b  s  t  ^)],  von 
Gruppen  der  Privatbankiers  oder  Kantonalbanken;  v.  Sc  h  u  1  z  e  - 
G  a  e  V  e  r  n  i  t  z  versteht  unter  einer  Bankengruppe  die  Ver- 
einigung von  Provinzbank  und  Grossbank  „als  wichtigste  Form 
der  Banken  -  Verbündung"  im  System  der  dezentralisierten 
Bankenkonzentration  ");  R  i  e  s  s  e  r  gebraucht  das  Wort  eben- 
falls in  diesem  Sinne,  dann  aber  auch  gleichbedeutend  mit  „Kon- 
sortium" und  sogar  „Anleihensverband",  wenn  er  die  Banken- 
gruppe definiert  ^)  als  „Bankvereinigungen,  welche  aus  be- 
stimmten Banken  und  Bankfirmen  für  bestimmte  Geschäfte  oder 
Arten  von  Geschäften  einfürallemal,  mit  mehr  oder  minder 
enger  Bindung  der  einzelnen,  sich  zusammenschlössen"  und  dabei 
als  Beispiele  etwa  das  Preussenkonsortium,  das  Rothschild- 
konsortium, die  Banken  der  Loewegruppe  erwähnt. 

B.  Trotzdem  die  Verwendung  eines  so  schwankenden  Aus- 
druckes wissenschaftlich  etwas  gefährlich  ist,  sei  hier  unter  dem 
Begriff  „Gruppenbildung"  jene  Kategorie  von  Erscheinungs- 
formen der  Zusammenarbeit  von  Banken  verstanden,  die 
charakterisiert  ist  durch  die  Vereinigung  von  Banken  behufs 
Durchführung  einzelner  Geschäfte,  zum  Ausbau  und  zur  Aus- 
dehnung ganzer  Geschäftszweige  oder  Geschäftssphären.  Gleich- 
gültig ist,  ob  sich  die  Vereinigung  nur  auf  eine  bestimmte 
konkrete  Transaktion  bezieht  und  nach  deren  Erledigung  auf- 
gehoben wird,  oder  ob  sie  dauernder  Natur  ist  —  es  sind  keine 
Verbände. 

Beispiele:  Ein  Syndikat,  das  für  die  Emission  einer  Anleihe 
ad  hoc  gebildet  wird;  ein  Konsortium,  das  sich  die  Finanzierung 
einer  Eisenbahn  zur  Aufgabe  macht,  oder  das  sich  um  eine  gross- 
industrielle Unternehmung  gruppiert  hat  und  deren  Bankgeschäfte 
dauernd  besorgt. 

Hier  einzureihen  sind  auch  die  Gruppen  für  gemeinschaft- 
liche Gründungen  von  anderen  Banken,  ob  es  sich  nun  lediglich 
um  die  gemeinsame  Abwicklung  eines  Gründungsgeschäftes 
handelt,  und  demgemäß  in  der  Regel  der  Gründungsgewinn  das 

^)  Geld-,  Bank-  und  Börsenwesen,  12.  Aufl.,  Stuttgart  1919,  S.   104. 
2)  a.  a.  0.  S.  137. 
»)  a.  a.  0.  S.  309. 
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Ziel  der  Gruppe  ist,  oder  um  gemeinsame  Auslandsbanken  oder 
Institute  für  einen  speziellen  Geschäftszweig,  an  denen  die 
Gründergruppe  dauernd  interessiert  bleibt.  So  wird  man  die 
Gründerbanken  der  Banca  Commerciale  Italiana  ebensowenig 
als  einen  Verband  betrachten,  wie  die  neun  ,,stockholding  Banks" 
von  C  o  X  &  Co.  (France)  Ltd.,  oder  die  drei  New  Yorker  Bank- 
häuser Brown  Brothers  &  Co.,  J.  und  W.  Selig  m  a  n  n 
&  Co.  und  die  Guaranty  Trust  Company,  unter  deren  Auspizien 
die  Mercantile  Bank  of  the  Americas  gegründet  wurde,  durch 
deren  Affiliated  Banks  sie  ganz  Südamerika  mit  einem  Netz  von 
Banken  überzogen  haben. 

Wie  so  oft  in  der  Darstellung  wirtschaftlicher  Erscheinungen 
ist  auch  hier  die  Grenzziehung  nicht  leicht;  allein  wenn  man  auf 
die  Motive  der  Vereinigung  abstellt,  so  tritt  der  Unterschied  zum 
Verband  doch  klar  herv^or.  Zur  Bildung  von  Anleihensgruppen 
oder  Gruppierungen  von  Banken  um  ein  Industrieunternehmen 
führt  die  Notwendigkeit  der  Kisikoverteilung,  der  rascheren  Ab- 
wicklung der  Geschäfte,  der  grösseren  tinanziellen  Basis,  da  ein 
Institut  allein  zu  schwach  wäre. 

Die  Gruppe  kann  dabei  nicht  nur  für  ein  einzelnes  Geschäft 
sich  zusammenfinden,  sondern  dauernder  Natur  sein.  Zum  An- 
leihensverband  aber  wird  sie  erst  dann,  wenn  ein  weiteres 
Moment  hinzukommt:  die  ausdrückliche  Zweckbestimmung  des 
Zusanmienschlusses,  die  Interessen  der  Verbandsbanken  im 
Emissionsgeschäft  überhaupt  oder  wenigstens  für  einen  grösseren 
Kreis  von  Emissionen  dauernd  wahrzunehmen,  wobei  dann  regel- 
mäßig die  Monopoltendenz  und  der  Kami)fcliarakter  gegenüber 
anderen   Emissionsgruppen   oder  -verbänden  auftritt. 

(Dies  ist  z.  B.  ausgesprochen  der  Fall  bei  den  im  folgenden 
Abschnitt  behandelten  eidgenössischen  Anleihensverbänden;  das 
Bankenkartell  richtete  sich  gegen  die  französische  Konkurrenz; 
seine  Monopolbestrebungen  waren  mitbestimmend  für  die  (Gründung 
des  Kantonalbankensyndikates;  die  i'U)ereinkunft  der  beiden  Ver- 
bände sichert  die  dauernde  Interessenwahrung  aller  an- 
geschlossenen Banken  im  Emissionsgeschäft  ött'entlicher  Titel  und 
hat  Monopolcharakter.) 

Auf  ähnliche  Weise  ist  zu  trennen  zwischen  den  eigenen 
Bankunternehmungen  der  Gru[)pen  und  der  Verbände.  Die  Union 
Financiere  als  Verbandsbank  der  Genfer  Privatbankiers  sichert 
diesen  einen  dauernden  Anteil  am  Emissionsgeschäft  zu;  sie  ist 
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das  gemeinsame  Verteidigungsmittel  gegen  die  Grossbanken,  die 
Konkurrenzware  einer  homogenen  Kategorie  von  Banken,  die 
letzten  Endes  die  P>haltung  der  bisherigen  Stellung  und  die 
Förderung  der  (iründerbankiers  überhaupt  zur  Aufgabe  hat.  Im 
gleichen  Sinne  wird  die  geplante  Bank  der  schweizerischen  Lokal- 
banken als  Organ  des  Verbandes  dieser  Institute  zu  wirken  haben. 
Dagegen  ist  die  Lloyds  and  National  Provincial  Foreign 
Bank  Ltd.  —  als  Beispiel  einer  Gruppenbank  —  selbstredend 
nicht  das  Mittel,  durch  das  sich  die  beiden  englischen  Grösst- 
banken,  die  ihr  gesamtes  Aktienkapital  zu  gleichen  Teilen  be- 
sitzen, ihre  Existenz  erhalten  wollen,  sondern  ein  Instrument  zur 
Expansion,  durch  das  ein  Teil  des  Auslandsgeschäftes  der  beiden 
Mutterbanken  besorgt  wird.  Die  Bank  der  Gruppe  dient 
speziellen  Zwecken  expansiver  Art;  sie  wird  erst  dort  zur  Bank 
des  Verbandes,  wo  sie  den  Interessen  ihrer  Eigentümer  über- 
haupt, ja  der  Sicherung  ihrer  Unabhängigkeit  und  Existenz 
dienen  soll. 

C.  Bedeutend  leichter  ist  die  Abgrenzung  des  Zusammen- 
schlusses zu  Verbänden  gegenüber  gewissen  Ausdrucksformen  der 
Bankenkonzentration  im  engeren  Sinne:  der  Konzernbildung. 
Auch  hier  sind  es  wieder  die  höheren  Verbandsformen,  die  sich 
am  stärksten  den  loseren  Formen  des  Konzerns  nähern.  Allein 
es  fehlt  ihnen  durchweg  das  ausschlaggebende  Charakteristikum 
des  Konzerns:  die  Zusammenfassung  der  vereinigten  Banken  auf 
gemeinsamer  finanzieller  Basis  zu  einem  einzigen  Unternehmungs- 
organismus. Die  Verbandsbanken  bleiben  selbständige  Unter- 
nehmungen, die  Konzernbanken  nicht.  Am  diffizilsten  ist  wohl 
die  (irenzziehung  zwischen  Verband  und  Interessengemeinschaft, 
die  —  wenn  man  streng  formell  vorgeht  —  ebenfalls  einen 
Unternehmerverband  darstellt.  Hier  wird  man  von  Fall  zu  Fall 
über  die  Zuteilung  entscheiden  müssen;  sehr  oft  ist  bei  der 
Interessengemeinschaft  im  Bankwesen  das  Selbständigbleiben 
der  verbundenen  Banken  cum  grano  salis  zu  verstehen;  nicht 
selten  steht  die  Fusion  im  Hintergrund  (Darmstädter  Bank  und 
Nationalbank  für  Deutschland:  Pfälzische  Bank  und  Rheinische 
Creditbank  —  Deutsche  Bank!),  und  wenn  sie  soweit  geht,  dass 
das  sog.  Pooling  stattfindet  (Zusammenschüttung  der  Gewinne 
und  Neuverteilung  gemäß  vertraglicher  Abmachung),  so  entsteht 
ein  Gebilde,  das  von  einer  dezentralisiert  arbeitenden  einheit- 
lichen Unternehmung  nicht  mehr  weit  entfernt  ist. 
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5.    Systematisches. 

Die  Literatur  hat  in  der  Behandlung  der  verschiedenen  Er- 
scheinungsformen der  Zusammenschlüsse  und  Zusammenarbeit 
der  Banken  keine  einheitliche  Systematik  angewandt.  Die 
Gruppenbildung  wird  meistens  bei  der  Behandlung  der  Bank- 
geschäfte berührt,  die  Konzernbildung  oft  im  historischen  Teil, 
oft  ganz  selbständig  behandelt,  während  die  Verbände,  wie 
erwähnt,  ungebührlich  ignoriert  worden  sind,  mit  Ausnahme 
einiger  Kartelle  und  selbstwirtschaftender  Verbände,  die  auch 
planlos  da  und  dort  gelegentlich  angeführt  werden. 

Lediglich  auf  Grund  einer  Darstellung  der  schweizerischen 
Bankenverbände  eine  genaue  Eingliederung  dieser  Gebilde  in 
die  Systematik  der  Lehre  vom  Bankwesen  zu  versuchen,  wäre 
verfrüht;  dazu  sind  erst  Monographien  über  die  Verbände  in 
anderen  Staaten  und  auch  mehr  zusammenfassende  Arbeiten 
über  die  verwandten  Organisationen  nötig. 

Indessen  ist  es  doch  wünschenswert,  die  Erscheinungen  der 
Gruppenbildung,  Verbandsbildung  und  der  Konzentration  im 
engeren  Sinne  als  drei  verschiedene  Stufen  der  Vereinigung  von 
Banken  zusammenzufassen,  da  sie  organisch  zusammenhängen. 

Bei  der  Gruppenbildung  findet  eine  Konzentration  einzelner 
Geschäfte,  Geschäftszweige  oder  Geschäftssphären  statt.  Der 
Ausgangspunkt  ist  das  Geschäft  selbst. 

Die  Verbandsbildung  konzentriert  die  Interessenwahr- 
nehmung der  Banken;  das  Schwergewicht  ruht  auf  der  dauernden 
gemeinsamen  Förderung  der  Interessen  der  Verbandsmitglieder. 

In  beiden  Fällen  bleibt  aber  die  Selbständigkeit  der  zu- 
sammengeschlossenen Banken  streng  gewahrt. 

Diesen  beiden  Erscheinungen  gegenüber  stehen  alle  jene 
Vorgänge  der  Vereinigung  von  Banken,  die  der  Konzentration 
im  engeren  Sinne  einzugliedern  sind,  die  Konzernbildung.  Ihr 
Ziel  ist  die  Zusammenfassung  von  Banken  zu  einem  einzigen 
Unternehmungsbau,  die  „Kapital-  und  Machtkonzentration'' 
(R  i  e  s  s  e  r). 

Die  Bankenverbände  gehören  demnach  in  den  Zusammen- 
hang der  Zusammenschlusserscheinungen  im  Bankwesen  hinein; 
sie  sind  das  Instrument,  durch  das  die  Banken  die  Interessen- 
wahrnehmung vereinheitlichen. 
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II.  Statistische  Daten  betr.    Die  schweizerischen  Banken. 


Unter  den  571  ()08  Betriel)en,  die  die  eidgencissische  Be- 
triebszählung von  1905  ermittelt  hat,  figurieren  817  Betriebe  mit 
6622  beschäftigten  Personen  unter  der  Bezeichnung  ,,Bank- 
wesen'',  wobei  aber  alle  Nebenbetriebe,  Bankagenturen  und  die 
genossenschaftlichen  Kreditinstitute,  die  man  nicht  durchwegs 
als  Bankunternehmungen  betrachten  kann,  samt  und  sonders  mit 
inbegriffen  sind.  Diese  wenigen  Betriebe,  die  noch  um  mehr  als 
die  Hälfte  zusammenschrumpfen,  wenn  man  die  Zwergbetriebe 
ausschaltet,  bilden  zusammen  jenen  mächtigen  Erwerbszweig  im 
System  der  schweizerischen  Volkswirtschaft,  den  ein  altes 
Schlagwort  als  „die  Herzkammern  der  Volkswirtschaft  eines 
Landes"  bezeichnet. 

Die  schweizerische  Bankstatistik,  die  vom  statistischen 
Bureau  der  Nationalbank  seit  lOOG  jährlich  bearbeitet  (gegen- 
wärtig bis  1919)  vorliegt,  umfasste  19()()  zwar  nur  296  Institute, 
machte  aber  damals  darauf  aufmerksam,  dass  die  dadurch  ent- 
stehende Fehlerquelle  V4  %  nicht  übersteige  (für  die  vorliegende 
Arbeit  allerdings  wesentHch  grösser,  weil  in  der  Verbandsbildimg 
die  Privatbankiers  eine  bedeutende  Rolle  spielen,  die  aber  von 
der  Bankstatistik  nicht  erfasst  werden  können). 

Bis  1919  stieg  die  Zahl  der  bearbeiteten  Institute  auf  842, 
die  folgendes  Bild  bieten: 

(in  1000  Frs.) 


Kategorie 

j  Zahl 

einbez. 
Kapital 

Reserven 

Bilanz- 
summe 

1.  Kantonalbanken 

2.  Grossbanken 

3.  Lokal-  und  Mittelbanken    .     . 

4.  Spar-  und  Leihkassen     .     .     . 

5.  Raiffeisenkassen  (Verband) 

6.  Hypothekenbanken     .... 

7.  Sparkassen 

8.  Trustbanken 

9.  Überseebanken 

24 
9 

84 

67 
1 

17 
115 

24 
1 

337  500 
526  684 
181  079 

23  876 

1251 

169  572 

20  383 
339  002 

10  000 

90  239 

158  962 

49  873 

12  692 

1418 
32153 
43  214 
38  333 

2100 

3  940  373 

4  664  346 
1  537  073 

403  738 

85  354 

1  730  457 

1090  581 

1086  417 

57  928 

Total  .    . 

342 

1  609  347 

428  984 

14  596  267 

(In  dieser  Tabelle  ist  die  Societe  Suisse  de  Banque  et  de 
Depots  in  Lausanne  den  Grossbanken  zugezählt;  sie  ist  seither 
von  der  Societe  Generale  pour  favoriser  le  Developpement  du 
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5.    Systematisches. 

Die  Literatur  hat  in  der  Behandlung  der  verschiedenen  Er- 
scheinungsformen der  Zusammenschlüsse  und  Zusammenarbeit 
der  Banken  keine  einheitliche  Systematik  angewandt.  Die 
Gruppenbildung  wird  meistens  bei  der  Behandlung  der  Bank- 
geschäfte berührt,  die  Konzernbildung  oft  im  historischen  Teil, 
oft  ganz  selbständig  behandelt,  während  die  Verbände,  wie 
erwähnt,  ungebührlich  ignoriert  worden  sind,  mit  Ausnahme 
einiger  Kartelle  und  selbstwirtschaftender  Verbände,  die  auch 
planlos  da  und  dort  gelegentlich  angefülirt  werden. 

Lediglich  auf  Grund  einer  Darstellung  der  schweizerischen 
Bankenverbände  eine  genaue  Eingliederung  dieser  Gebilde  in 
die  Systematik  der  Lehre  vom  Bankwesen  zu  versuchen,  wäre 
verfrüht;  dazu  sind  erst  Monographien  über  die  Verbände  in 
anderen  Staaten  und  auch  mehr  zusammenfassende  Arbeiten 
über  die  verwandten  Organisationen  nötig. 

Indessen  ist  es  doch  wünschenswert,  die  Erscheinungen  der 
Gruppenbildung,  Verbandsbildung  und  der  Konzentration  im 
engeren  Sinne  als  drei  verschiedene  Stufen  der  Vereinigung  von 
Banken  zusammenzufassen,  da  sie  organisch  zusammenhängen. 

Bei  der  Gruppenbildung  findet  eine  Konzentration  einzelner 
Geschäfte,  Geschäftszweige  oder  Geschäftssphären  statt.  Der 
Ausgangspunkt  ist  das  Geschäft  selbst. 

Die  Verbandsbildung  konzentriert  die  Interessenwahr- 
nehmung der  Banken;  das  Schwergewicht  ruht  auf  der  dauernden 
gemeinsamen  Förderung  der  Interessen  der  Verbandsmitglieder. 

In  beiden  Fällen  bleibt  aber  die  Selbständigkeit  der  zu- 
sammengeschlossenen Banken  streng  gewahrt. 

Diesen  beiden  Erscheinungen  gegenüber  stehen  alle  jene 
Vorgänge  der  Vereinigung  von  Banken,  die  der  Konzentration 
im  engeren  Sinne  einzugliedern  sind,  die  Konzernbildung.  Ihr 
Ziel  ist  die  Zusammenfassung  von  Banken  zu  einem  einzigen 
Unternehmungsbau,  die  „Kapital-  und  Machtkonzentration" 
(R  i  e  s  s  e  r). 

Die  Bankenverbände  gehören  demnach  in  den  Zusammen- 
hang der  Zusammenschlusserscheinungen  im  Bankwesen  hinein; 
sie  sind  das  Instrument,  durch  das  die  Banken  die  Interessen- 
wahrnehmung vereinheitlichen. 
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IL   Statistische  Daten  betr.    Die  schweizerischen  Banken. 


Unter  den  571  608  Betrieben,  die  die  eidgenössische  Be- 
triebszäliluiig  von  1905  ermittelt  hat,  figurieren  817  Betriebe  mit 
6622  beschäftigten  Personen  unter  der  Bezeichnung  ..Bank- 
wesen", w^obei  aber  alle  Nebenbetriebe,  Bankagenturen  und  die 
genossenschaftlichen  Kreditinstitute,  die  man  nicht  durchwegs 
als  Bankunternehmungen  betrachten  kann,  samt  und  sonders  mit 
inbegriffen  sind.  Diese  wenigen  Betriebe,  die  noch  um  mehr  als 
die  Hälfte  zusannnenschrumpfen,  wenn  man  die  Zwergbetriebe 
ausschaltet,  bilden  zusammen  jenen  mächtigen  Erwerbszweig  im 
System  der  schweizerischen  Volkswirtschaft,  den  ein  altes 
Schlagwort  als  ,,die  Herzkammern  der  Volkswirtschaft  eines 
Landes"  bezeichnet. 

Die  schweizerische  Bankstatistik,  die  vom  statistischen 
Bureau  der  Nationalbank  seit  1906  jährlich  bearbeitet  (gegen- 
wärtig bis  1919)  vorliegt,  umfasste  1906  zwar  nur  296  Institute, 
machte  aber  damals  darauf  aufmerksam,  dass  die  dadurch  ent- 
stehende Fehlerquelle  Vi  %  nicht  übersteige  (für  die  vorliegende 
Arbeit  allerdings  vvesentHch  grösser,  weil  in  der  Verbandsbildung 
die  Privatbankiers  eine  bedeutende  Rolle  spielen,  die  aber  von 
der  Bankstatistik  nicht  erfasst  w^erden  können). 

Bis  1919  stieg  die  Zahl  der  bearbeiteten  Institute  auf  342, 
die  folsrendes  Bild  bieten: 

(in  1000  Frs.) 


Kategorie 

Zahl        ^"^^-^ 
.     Kapital 

_                i       Bilanz- 
Reserven 

summe 

1.  Kantonalbanken 

2.  Grossbanken 

3.  Lokal-  und  Mittelbanken    .    . 

4.  Spar-  und  Leihkassen     .     .     . 

5.  Raiffeisenkassen  (Verband) 

6.  Hypothekenbanken     .... 

7.  Sparkassen 

8.  Trustbanken 

9.  Überseebanken 

24 
9 

84 

67 
1 

17 
115 

24 
1 

337  500 
526  684 
181  079 

23  876 

1251 

169  572 

20  383 
339  002 

10  000 

90  239 

158  962 

49  873 

12  692 

1418 
32153 
43  214 
38  333 

2100 

3  940  373 

4  664  346 
1  537  073 

403  738 

85  354 

1  730  457 

1090  581 

1086  417 

57  928 

Total  .    . 

342 

1  609  347 

428  984 

14  596  267 

(In  dieser  Tabelle  ist  die  Societe  Suisse  de  Banque  et  de 
Depots  in  Lausanne  den  Grossbanken  zugezählt;  sie  ist  seither 
von  der  Societe  Generale  pour  favoriser  le  Developpement  du 
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Commerce  et  de  rindustrie  en  France  in  Paris  an  die  Schweize- 
rische Kreditanstalt  übergegangfen  und  von  dieser  absorbiert 
worden.  Der  Raiffeisenverband  ist  als  ein  einziges  Institut  ge- 
zählt: damals  umfasste  er  250  Kassen.  Die  Nationalbank  fehlt 
in  der  Zusammenstellung.  In  der  Bilanzsumme  inbegriffen  sind 
1()8  14()  Tausend  Frs.  fiktiver  Aktiva  OVj^lii'"^»^"^^^'^^*^^0.  wobei 
97  ()()0  Tausend  Frs.  allein  auf  die  Trustbanken  entfallen.) 

Von  diesen  Banken  ist  die  überwiegende  .Mehrheit  in  dem 
grossen  schweizerischen  Interessenverband  des  Bankgewerbes, 
der  Bankiervereinigung,  corporativ  organisiert. 

Homogen  organisiert  sind  die  Kantonalbanken.  Daneben 
bilden  die  Grossbanken  einen  Verband,  dem  noch  zwei  weitere 
Institute  angehören.  Die  Lokal-  und  Mittelbanken,  Spar-  und 
Leihkassen  haben  vor  kurzem  ebenfalls  einen  homogenen  Landes- 
verband gegründet:  bis  jetzt  ist  derselbe  aber  noch  nicht  ge- 
nügend stark,  um  als  Verband  aller  dieser  Institute  in  der 
Schweiz  gelten  zu  können. 

Die  bedeutenden  Trustbanken  sind  Mitglieder  der  Bankier- 
vereinigung: die  speziellen  Schutzorgane  dieses  Verbandes  sind 
so  stark  ausgebaut,  dass  ein  separater  Verband  der  Trustbanken 
kaum  wünschenswert  erscheinen  kann. 

Dagegen  sind  die  Hypothekenbanken  bis  heute  noch  nicht 
dazu  gekommen,  einen  Verband  zu  gründen,  obwohl  es  gar 
keinem  Zweifel  unterliegen  kann,  dass  ein  homogener  Zusammen- 
schluss  dieser  Institute  entschiedene  Vorteile  bieten  könnte,  sei 
es  zur  blossen  Interessenvertretung  oder  zur  gemeinsamen  Ge- 
schäftstätigkeit (Geldaufnahme!).') 


1)  vgl.  J.  W  e  b  e  r  -  S  c  h  u  r  t  e  r:  Die  Schweizerischen  Hypotheken- 
banken, Zürich  1914;  Habicht:  Die  zweite  Hypothek,  Zürich  1921. 
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II.  Abschnitt. 


Die  Anleiheiis verbände. 


I.   Syndikate  und  Konsortien. 

In  der  Geschichte  der  schweizerischen  Banken,  in  erster 
Linie  der  Privatbankiers,  der  Kantonal-  und  in  neuerer  Zeit  vor- 
nehmlich der  Grossbanken  sind  die  Beispiele  für  sämtliche  Kom- 
binationen der  Zusammenarbeit  auf  Grund  von  Syndikats-  und 
Konsortialverträgen  von  jeher  sehr  zahlreich  gewesen.  Wenn 
die  Syndikate  für  das  Gründungs-  und  Umwandlungsgeschäft  für 
gewerbliche  und  Handelsunternehmungen  dem  Charakter  unserer 
Banken  gemäß  relativ  seltener  gewesen  sind  als  z.  B.  in  Deutsch- 
land, so  finden  sich  um  so  häufiger  in  den  Jahresberichten  An- 
gaben über  Emissions-  und  Konversionsgeschäfte,  die  „im  Verein 
mit  befreundeten  Banken"  durchgeführt  worden  sind.  Dabei 
traten  unsere  Banken  nicht  nur  als  Syndikatsmitglieder  für  ein- 
heimische Anleihen  und  Aktienemissionen  auf,  sondern  nahmen 
auch  häufig  an  internationalen  Operationen  teil  (Gotthardbahn- 
gesellschaft,  Orient-  und  Elektrobank,  Bagdadbahn,  Banca 
Commerciale  Italiana  usw.).  Diese  Syndikate  haben  sich  bei  be- 
deutenden Transaktionen  oft  zu  Konsortien  von  jahrelanger 
Dauer  entwickelt,  was  besonders  bei  der  Finanzierung  des  Eisen- 
bahnbaues häufig  der  Fall  gewesen  ist. 

II.   Die  Anfänge  der  Verbandsbildung. 

Für  uns  wesentlich  ist  die  Tatsache,  dass  durch  die  grosse 
Zahl  von  Syndikatsgeschäften  zwischen  den  Banken  Be- 
ziehungen entstanden,  die  mit  der  Zeit  eng  genug  wurden,  um 
iJmen  durch  vertragliche  Abmachungen  dauernder  Natur  festere 
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Gestalt,  d.  h.  Verbandscharakter  zu  verleihen.  Die  Tendenz  zum 
dauernden  Zusanunenschluss  lässt  sich  in  der  Hauptsache^  nach 
drei  Richtungen  hin  verfolgen:  Zusanunengehen  der  Privat- 
bankiers, um  ihre  bisherige  Stellung  im  Emissionsgeschäft  zu 
behaupten.  Bildung  von  Regional-  und  Platz- Anleihensverbänden 
für  lokale  (Geschäfte  und  f^chliesslich  Syndizierung  grösserer 
Institute  auf  eidgenössischem  Oebiete. 

1.  Den  Verbandsbildungen  der  Privat- 
bankiers in  tienf  und  Basel,  d.  h.  den  ])eiden  Plätzen,  die  für 
den  Privatbankierstand  die  wichtigsten  waren  und  auch  heute 
noch  sind,  lag  allerdings  nicht  ausschliesslich  das  Motiv  zu- 
grunde, die  Emissions-  und  Gründungsgeschäfte  weiterhin  trotz 
der  Konkurrenz  der  grösseren  Institute  betreiben  zu  können^). 
So  ist  speziell  darauf  hinzuweisen,  dass  von  den  beiden  traditio- 
nellen (Genfer  Privatbankiersgruppen  das  „Quatuor"  sich  zwar  in 
erster  Linie  die  Pflege  des  gemeinsamen  Emissionsgeschäftes  zur 
Aufo-abe  machte,  dagegen  die  zweite  Gruppe  von  drei  Häusern 
1841)  mit  dem  „(  »mnium.  Societe  Civile  d'Emploi  de  Fonds"  eine 
sog.  Kapitalanlagegesellschaft  gegründet  hat,  deren  Aufgabe 
Handel  und  Anlage  von  Effekten  war^).  Eine  ganze  Anzahl 
solcher  gemeinsamer  Gründungen  der  Privatbankiers  in  Genf 
und  auch  in  Basel  bilden  indessen  eher  Beispiele  der  (iruppen- 
bildung  im  schweizerischen  Bankgewerbe. 

In  der  Mitte  der  50er  Jahre  erscheinen  in  Basel  zwei  Zu- 
sammenschlüsse der  Privatbankiers,  die  schon  melir  den  Charakter 
von  Anleihensver))än(len  aufweisen:  der  „Basler  Bankiersverein" 
und  eine  Konkurrenzvereinigung.  B^ide  zählten  je  sechs 
Mitglieder  und  hatten  ausgesprochen  den  Zweck,  Anleihen  ge- 
meinsam zu  übernehmen').  Es  ist  interessant  zu  verfolgen, 
dass  diese  beiden  Assoziationen  später  der  Gründung  von 
Handelsbanken  nahe  gestanden  haben  (Bankverein  und  Basler 
Handelsbank)  und  sich  damit,  ganz  entgegen  ihrer  ursprünglichen 
Absicht,  die  mächtigsten  Konkurrenzinstitute  selbst  geschaffen 

1)  vgl.  C.  F.  W.  Burckhardt:  Zur  Geschichte  der  Privatbankiers 
in  der  Schweiz,  Zürich  1914. 

2)  vgl.  R.  L  i  e  f  m  a  n  n:  Beteiligungs-  und  Finanzierungsgesellschaften, 

3.  Aufl.,  Jena  1921. 

3)  vgl.  T.  Geering:  Die  BasW  Bankfirma  E  h  i  n  j?  e  r  &  Co. 
1810—1910,  Basel  1910  (als  Manuskript  gedruckt). 
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haben,  während  umgekehrt  die  Privatbankhäuser  in  Genf,  die 
ebenfalls  zur  Gründung  einer  grossen  Bank  geschritten  sind, 
damit  dauernden  Erfolg  gehabt  haben.  Hier  sind  es  die  beiden 
Gruppen  des  „Omnium"  und  des  „Quatuor"  gewesen,  die  sich 
wiederholt  zur  kollektiven  Durchführung  bedeutender  Ope- 
rationen vereinigten,  1872  die  Association  Financiere  de  Geneve 
und  als  deren  Nachfolgerin  1890  die  Union  Financiere  de  Geneve 
gründeten.  Damit  schufen  sich  die  10  bis  12  Privathäuser  ein 
Institut,  durch  das  sie  bis  zum  heutigen  Tag  erfolgreich  am 
Emissionsgeschäft  beteiligt  geblieben  sind'). 

2.  Ebenfalls  eine  MittelsteUung  zwischen  Bankengruppe  und 
-verband  nehmen  die  regionalen  und  k  o  m  m  u  n  a  1  e  n 
Konsortien  ein  (Berner  Banksyndikat,  Züricher  Syndikat 
u.  a.  m.),  die  im  Laufe  der  Zeit  zur  Übernahme  von  lokalen  An- 
leihen, aber  auch  zur  Gewährung  kurzfristiger  Vorschüsse  an 
Städte  und  Gemeinden  entstanden  sind.  Die  letztere  Aufgabe 
der  Vorschussgewährung  haben  bekanntlich  diese  lokalen  Syndi- 
kate in  den  ersten  Jahren  nach  dem  Weltkrieg  in  ganz  be- 
deutendem Maße  erfüllt,  speziell  den  Städten  gegenüber  (1920 
z.  B.  betrugen  die  Vorsidiüsse  des  Züricher  Konsortiums  an  die 
Stadt  84,5  Mill.  Frs.  gegen  Hinterlage  von  Eigenwechseln  der 
Stadt,  zum  Teil  unter  Garantie  des  Kegierungsrates). 

8.  Den  wichtigsten  Anlauf  zur  Verbandsbildung  bedeutet 
aber  der  Vertrag  zwischen  Kreditanstalt  und  Basler  Handels- 
bank von  18G8.  Es  war  dies  das  Gründungsjahr  der  Handels- 
bank, in  welchem  die  beiden  Institute  sofort  miteinander  in  gute 
Beziehungen  traten.  Verhandlungen  der  beiden  Bankpräsidenten 
führten  zum  Abschluss  eines  Vertrages,  demgemäß  sich  die 
beiden  Banken  zur  gemeinschaftlichen  Behandlung  grösserer 
finanzieller  Operationen  verpflichteten  auf  Basis  der  gleichen  Be- 
teilijrunff.  Nachdem  sehr  bald  zwei  Transaktionen  gut  ab- 
gewickelt  werden  konnten,  bewog  die  ebenfalls  auf  diesem  Wege 
durchgeführte  Erhöhung  des  Aktienkapitals  der  Banque  Com- 
merciale  Genevoise  von  3  auf  10  Millionen  Frs.  die  beiden  Kon- 
trahenten, dieses  Institut  im  selben  Jahre  ebenfalls  in  den  Ver- 
trag einzubeziehen.  Der  Dreiervertrag,  der  seinem  ganzen  Wesen 
nach  lebhaft  an  das  viel  später  gegründete  Bankenkartell  er- 


1)  vgl.   Ch.  Mülle  r:   Die   Union  Financiere  de   Geneve.  Nr.   35  der 
Mitteilungen  aus  dem  handelswiss.  Seminar  der  Universität  Zürich. 
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innert,  wurde  von  den  drei  Banken  damals  als  ein  verheissungs- 
voller  Anfang  einer  verstärkten  Zusannnenarbeit  begriisst;  allein 
trotzdem  verschiedene  Anleihen  auf  seiner  Grundlage  durch  die 
drei  Handelsbanken  übernommen  und  plaziert  werden  konnten, 
erreichte  er  kein  hohes  Alter:  schon  1867  erfolgte  die  Auflösung 
infolge  Kündigung  der  Handelsbank.  Damit  traten  auch  die  drei 
Banken  wieder  in  die  freie  Konkurrenz  im  Emissionsgeschäft 
zurück,  das  jahrzehntelang  wie  zuvor  durch  die  ad  hoc  Syndikate 
befreundeter  Banken  auf  schweizerischem  Boden  beherrscht 
wurde. 


III.    Das  Kartell  schweizerischer  Banken. 

1.  Gegen  die  Jahrhundertwende  begann  sich  die  Notwendig- 
keit einer  dauernden  Konzentration  des  Emissionsgeschäftes 
immer  fühlbarer  zu  machen.  Nicht  nur  die  Eisenbahnverstaat- 
lichung, sondern  auch  der  zunehmende  Finanzbedarf  von  Bund, 
Kantonen  und  Gemeinden  erforderten  Anleihensaufnahmen  von 
ganz  bedeutendem  Umfang,  die  seit  den  80er  Jahren  in  der  Regel 
durch  feste  Begebung  an  die  Banken  bewerkstelligt  wurden  ^). 
Da  der  Versuch  einer  Kartellierung  maßgebender  Banken  für 
das  Emissionsgeschäft  auf  schweizeriscliem  Boden  zu  keinem 
Resultat  von  Bestand  geführt  hatte,  konnten  sich  in  diesem  Ge- 
schäftszweig derartig  scharfe  K  o  n  k  u  r  r  e  ji  z  v  e  r  h  ä  1 1  n  i  s  s  e 
herausbilden,  dass  derselbe  völlig  unrentabel  und  geradezu 
riskant  in  höchstem  Grade  geworden  war  -).  Dazu  kam  noch 
die  sehr  fühlbare  Konkurrenz  der  ausländischen ,  vorab 
französischen    Banken,    die    unter    der    Führung    der 


1)  vgl.  H.  K.  Seitz:  Schweiz.  Aulfiliipolitik  in  Bund,  K.nitonen  und 
Gemeinden,  Zürich  1915,  S.  122  ff. 

2)  Seitz,  a.  a.  0.  S.  123  ff.  hat  diese  Konkurrenzverliältnisse  zu- 
treffend geschildert,  jedoch  daran  die  u.  E.  volksvvirtschafMicli  nicht  zu 
rechtfertigende  Bemerkung  geknüpft,  dass  die  Konkurrenz  der  Banken 
von  den  Anleihescliuldnern  nicht  genügend  ausgenützt  worden  sei.  Wenn 
man  berücksichtigt,  dass  die  Konkurrenz  auch  im  reguhiren  Bankgeschäft 
zu  unhaltbaren  Zuständen  geführt  liat  (der  Jahresbericht  der  Kantonalbank 
von  Bern  für  das  Jahr  1910  bemerkt,  dass  einzelne  Banken  Vertreter  in 
Handels-  und  Industriel»etriehe  abschickten,  um  mit  den  Blankokrediten  zu 
hausieren  wie  mit  Waren !^  und  eine  Ursache  von  z«thlreich<'n  Bankkraclien 
jjeworden  ist,  so  wird  man  den  Zusammenscliluss  <ler  Banken  zu  ihrer 
Ausschaltung  unbedingt  für  wünschenswert  erachten. 


7      » 


\ 


'  i 


f^  . 


21 

Banque  de  Paris  et  des  Pays-Bas  und  des  Credit  Lyonnais  ganz 
erhebliche  schweizerische  Anleihensbeträge  in  Frankreich  unter- 
brachten, wobei  den  schweizerischen  Banken  gar  keine,  oder  nur 
unwesentliche  Beteiligungen  eingeräumt  wurden.  Wenn  auch 
dadurch  der  Schweiz  formell  niedrig  verzinsliche  Gelder  zu- 
flössen, so  entging  doch  den  einheimischen  Banken  das  Geschäft 
und,  w^as  schwerer  wog,  verschärften  sich  die  Konkurrenzver- 
hältnisse wiederum  unter  ihnen  und  zwar  um  Titel  zweiten  und 
dritten  Ranges.  Die  Intensität  der  französischen  Konkurrenz  ist 
schon  äusserlich  leicht  ersichtlich  aus  der  Höhe  der  Sub- 
skriptionen auf  schweizerische  Anleihen  in  Frankreich,  So 
brachte  1895  der  Staat  Bern  ein  3V2  %  Anleihen  von 
Frs.  48  697  000.—  in  Titel  zu  3  %  zur  Konversion;  die  Sub- 
skription, die  für  die  Schweiz  und  Deutschland  von  der  Kantonal- 
bank, für  Frankreich  von  der  Banque  de  Paris  et  des  Pays-Bas 
geleitet  wurde,  ergab  eine  Konversion  von  Frs.  31  517  000. — ; 
für  die  restlichen  Frs.  17  180  000. —  wurden  bar  gezeichnet  in 
der  Schweiz  Frs.  12  851  000.—,  in  Deutschland  Frs.  914  000.—, 
in  Frankreich  dagegen  Frs.  208  184  000. —  ^).  Die  ganz  enorm 
hohen  Subskriptionen  bei  der  französischen  Konkurrenz  mussten 
bei  den  schweizerischen  Banken  den  Wunsch  erwecken,  ihre 
P  1  a  z  i  e  r  u  n  g  s  f  ä  h  i  g  k  e  i  t  zu  heben.  Dafür  war  der'  Zu- 
sammenschluss  für  die  Emissionen  der  geeignete  Weg,  da  er- 
fahrungsgemäß der  Rentner  bei  seiner  Bank  und  nur  selten  bei 
einem  ihm  fremden  Institut  zeichnet.  Als  dann  die  Eisenbahn- 
verstaatlichung in  der  Schweiz  dem  Emissionsgeschäft  eine 
kräftige  Belebung  verlieh,  schien  der  Zeitpunkt  für  die  Syndi- 
zierung der  Banken  für  diesen  Geschäftszweig  günstig. 

2.  Es  waren  wieder  die  drei  bedeutendsten  Bankplätze  der 
Schweiz,  die  durch  den  ersten  K  a  r  t  e  1 1  v  e  r  t  r  a  g  zwischen 
der  Union  Financiere  in  Genf,  der  Schweizer.  Kreditanstalt  in 
Zürich  und  dem  ScliAveizer.  Biuikverein  in  Basel  vom 
16.  Februar  1897  miteinander  verbunden  wurden. 

Wenn  auch  das  vorderhand  noch  kleine  Bankenkartell  nicht 
in  der  Lage  war.  die  Verhältnisse  auf  dem  Gebiet  der  Emissionen 
sofort  stark  zu  beeinflussen,  so  zeigt  doch  seine  Entwicklung 
deutlich  genug,  dass  sich  der  Vertrag  von  Anfang  an  bewährt 
hat,  denn  er  ist,  abgesehen  von  den  Beteiligungsquoten,  bei  den 


^)  .Iahresl)ericht  der  Kantonalbank  von  Bern  1895. 
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regelmäßij;en  Erneueriingeii  in  seinen  Bestimniuno^en  nie  wesent- 
lich abgeändert  worden.  Der  Erfolg  des  jungen  Bankenverbandes 
nuisste  notwendigerweise  vom  Verhalten  der  noch  aussen 
stehenden  grossen  Institute  abhängen  und  er  gestaltete  sich 
günstig,  indem  diese  den  Anschluss  an  das  Kartell  einer  Kon- 
kurrenzierung vorzogen.  Ende  1898  trat  ihm  die  Eidg. 
Bank  A.-G.  bei  und  Ende  1902  die  Kantonalbank  von  Bern  und 
die  Basler  Handelsbank,  so  dass  alle  damals  für  das  Emissions- 
geschäft maßgebenden  Banken  bereits  Ende  1902  Kartellmit- 
glieder waren,  ausgenommen  die  A.-G.  v.  S  p  e  y  r  &  Co.  in  Basel, 
die  wenige  Jahre  darauf  in  das  Kartell  aufgenommen  wurde. 
Später,  mit  dem  Aufkommen  neuer  Grossbanken  und  durch  die 
Einbeziehung  weiterer  Plätze,  erfuhr  das  Kartell  eine  erhebliche 
Verstärkung.  1908  wurden  aufgenommen  A.-(i.  Leu  &  Co., 
die  Bank  in  Winterthur  und  die  Bank  in  Luzern:  im  November 
1911  die  Schweizer.  Volksbank  und  im  Dezember  1918  das  zur 
Grossbank  gewordene  Comptoir  d'Escompte  de  Geneve.  Durch 
die  Umfirmierung  bzw.  Absori)ti()n  von  drei  Kartellbanken  infolge 
der  Konzentrationsbewegung  hat  sich  der  Bestand  der  Mitglieder 
auf  10  reduziert,  nämlich  die  acht  Grossbanken  (Kreditanstalt, 
Bankverein,  Eidgen.  Bank,  Basler  Handelsbank,  Leu,  Bankgesell- 
schaft, Volksbank  und  Comptoir),  die  Union  Financiere  als  das 
Emissionsinstitut  der  Genfer  Privatbankiers  und  die  Kantonal- 
bank von  Bern,  die  im  Emissionsgeschäft  von  jeher  eine  be- 
deutende Stellung  eingenommen  hat.  Somit  sind  heute  alle 
führenden  Banken  der  Schweiz  Mitglieder  des  Kartells,  das 
dadurch  zu  einem  Erwerbsverband  von  gewaltiger  Kapitalmacht 
und  Plazierungskraft  geworden  ist  (auf  Ende  1920  wiesen  die 
Kartellbanken  ein  Gesamtaktien-,  Dotations-  bzw.  Genossen- 
schaftskapital von  Frs.  G27  172  852.15  aus,  die  Reserven  beliefen 
sich  auf  Total  Frs.  152  585  218.09  und  die  Bilanzsmnme  erreichte 
den  hohen  Betrag  von  Frs.  5  391  490  478.50). 

3.  Parallel  mit  der  äusseren  Erstarkung  des  Kartells  verlief 
das  Zunehmen  seiner  Bedeutung  für  die  Emissionen  ölTent- 
licher  Verbände  in  der  Schweiz.  Sehr  hartnäckig  musste  in- 
dessen noch  lange  Zeit  hindurch  der  Wettbewerb  mit  den 
französischen  Gruppen  ausgefochten  werden,  trotzdem  seit  1902 
die  Kantonalbank  von  Bern,  die  am  intensivsten  mit  dem  Pariser 
Kapitalmarkt  zusammengearbeitet  hatte,  dem  Kartell  an- 
gehörte.    Auch  Esslinger,  der  in  seiner  „Geschichte   der 


^  \        ' 


Schweizer.  Kreditanstalt'' ')  die  Wirkimg  des  Kartells  günstig 
beurteilt,  unterstreicht  speziell  diesen  Punkt  sehr  deutlich  und 
führt  darüber  aus:  „Den  auswärtigen,  speziell  den  französischen 
Instituten  stand  und  steht  eben  ein  mächtiges  Hilfsmittel  zu 
Gebote  in  den  niedrigen  Zinssätzen  und  den  grossen  Kapital- 
kräften ihres  Landes,  die  es  ihnen  wesentlich  erleichtern,  An- 
leihen von  grossem  Belang  selbst  bei  mäßiger  Verzinsung  zu 
relativ  hohen  Preisen  und  i)r()mi)t  unterzubringen."  Indessen 
wird  man  nicht  fehl  gehen,  wenn  man  den  Hauptgrund  des  Er- 
folges der  Pariser  Konkurrenz  in  ihrer  starken  Plazierungskraft 
sieht,  die  es  dem  Anleiheschuldner  ermöglichte,  jeweilen  sehr 
rasch  über  die  aufgenonnnenen  (lelder  zu  verfügen.  Als  weiteres 
Argument  zugunsten  der  ausländischen  Begebung,  die  übrigens 
in  der  Presse  damals  lebhaft  kritisiert  wurde,  kann  noch  die 
Stützung  des  Wechselkurses  herangezogen  werden,  der  unter 
der  Herrschaft  der  Silberdrainage  gegenüber  der  Devise  Paris 
mit  einem  Disagio  notierte.  Dagegen  dürfte  dem  Zinsfuss  im- 
bedingt nicht  die  Bedeutung  zukommen,  die  man  ihm  auch  heute 
noch  allgemein  beilegt.  Die  Emissionsbedingungen  auf  dem 
Platze  Paris  hätte  das  Kartell  in  der  Schweiz  natürlich  niemals 
anwenden  können:  allein  für  den  Anleiheschuldner  entscheidet 
der  Übernahmekurs  durch  die  Banken  den  Realzins.  Berück- 
sichtigt man  dieses  Moment,  so  bleibt  die  Frage  offen,  ob  nicht 
eine  Begebung  verschiedener  Auslandsanleihen  jener  Zeit  durch 
das  Kartell  günstiger,  oder  mindestens  ebenso  günstig  aus- 
gefallen wäre,  denn  die  französischen  Banken  arbeiteten  sehr 
teuer  und  hatten  von  jeher  mit  hohen  Emissionskosten  (Presse, 
Stempelgebühr!)  zu  rechnen,  die  erst  noch  erhöht  wurden  durch 
die  Kotierungskosten  an  der  Pariser  Börse.  So  wurde  1900  ein 
20  Millionen  3V2  %  Anleihen  des  Kantons  Bern,  das  ausschliess- 
lich in  Frankreich  untergebracht  worden  ist,  von  den  Pariser 
Banken  zu  dem  entschieden  sehr  teuren  Kurse  von  92  %  über- 
nommen. Dieselbe  Betrachtung  stellt  auch  der  Jahresbericht 
1909  der  A.-G.  L  e  u  &  C  o.  an  für  die  25  Millionen  Bio  %  Anleihe 
des  Bundes  von  1909  und  konnnt  dabei  zum  Schluss:  „Wir  sind 
an  Hand  von  Zahlen  zur  Ansicht  gelangt,  dass  es  im  November 
1909  doch  wohl  möglich  gewesen  wäre,  ein  4  %iges  eidgenössi- 
sches Anleihen  zu  kontrahieren,  welches  die  Eidgenossenschaft 


1)  Zürich,  Grell  Füssli  1907. 
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etwas  weniger  gekostet  hätte  als  das  von  ihr  mit  der  Pariser 
Bankengruppe  zu  3V2  %  abgeschlossene.  .  .  /\  Abgesehen  von 
dieser  französischen  Konkurrenz,  die  übrigens  seit  1910  durch 
die  Zinsfußsteigerung  in  Frankreich  und  andere  Gründe  in  Weg- 
fall gekommen  ist,  ist  es  dem  Kartell  im  Laufe  der  Jahre  ge- 
lungen ,  die  unleidigen  Verhältnisse  im  Emissionsgeschäft 
sukzessive  zu  verbessern  und  einen  immer  grösseren  Einfluss  zu 
gewinnen,  so  dass  es  sich  in  den  ersten  zehn  Jahren  von  einem 
Bankentrio,  das  sich  mit  kleineren  Anleihen  und  mit  blossen  Be- 
teiligungen an  grösseren  Operationen  begnügen  musste,  zum  ton- 
angebenden Emissionsverband  für  öffentliche  Anleihen  in  der 
Schweiz  ausgewachsen  hat.  Diese  Stellung  des  Kartells  hat  sich 
noch  verstärkt  durch  die  Einigung  mit  der  später  entstandenen 
Konkurrenzgruppe  der  Kantonalbanken,  bei  welcher  das  Kartell 
seiner  Stärke  gemäß  die  führende  Position  beibehalten  hat. 

4.  Der  Kartellvertrag.  Wie  schon  erwähnt,  sind 
die  Bestimmungen  des  Kartellvertrages  von  Anfang  an  prinzipiell 
immer  dieselben  geblieben  mit  Ausnahme  der  Beteiligungsquoten, 
die  anfänglich  für  die  drei  Gründerbanken  dieselben  waren, 
später  aber  mit  dem  Beitritt  neuer  Banken  mit  verschiedenen 
Zuteilungen  neu  geregelt  Avurden. 

Art.  1  des  Yertrao-es  bestimmt,  dass  sich  die  Kartellbanken 
vereinigen  zur  rbernahme  schweizerischer  Emissionen,  die  den  Be- 
trag von  1  ^lillion  Frs.  übersteigen  und  aufgenommen  werden 
vom  Bund,  den  Bundesbahnen.  Kantonen,  Städten  oderGemeinden 
oder  Eisenbahngesellschaften  unter  Ausschluss  der  Bergbahnen 
(in  den  vorausgehenden  Erörterungen  ist  die  Beschränkung  der 
Emissionen  auf  die  soeben  umschriebenen  stillschweigend  vor- 
ausgesetzt  worden,  da  die  Beteiligung  schweizerischer  Banken 
an  Anleihen  ausländischer  öffentlicher  Verbände  durch 
individuellen  Beitritt  zu  den  jeweiligen  Syndikaten  die  Regel  ist 
und  für  die  Anleihen  der  Industrie-  und  llandelsunternehmungen 
die  Gruppenbildung  infolge  der  traditionellen  Geschäftsbe- 
ziehungen für  die  Schweiz  charakteristisch  ist).  ^)  In  der  Praxis 
hat  sich  der  Kreis  der  Anleihen  aHerdings  dadurch  erweitert, 
dass  auch  Obligationen  von  Elektrizitätswerkc^n  und  Banken  ein- 
bezogen wurden. 


1)  Y^\.  S.  0.  Vogt:  Zur  Industriepolitik  der  .schwt'izor.  Grossbanken 
(im  Druck). 
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Lokale  Anleihen  bis  zur  Höhe  von  drei  Millionen  können  im 
Namen  eines  oder  einzelner  Kartellmitglieder  durchgeführt 
werden,  sind  aber  für  gemeinsame  Rechnung  zu  kontrahieren. 
Für  Geschäfte  unter  einer  Million  sollen  sich  die  Kartellbanken 
keine  Konkurrenz  machen.  Für  die  Abschliessung  und  Aus- 
führung der  Geschäfte  und  zur  Leitung  der  Zeichnungen  und 
Plazierungen  besteht  ein  Komitee,  das  sich  zusammensetzt  aus 
der  Kantonalbank  von  Bern.  Union  Financiere,  Kreditanstalt, 
Bankverein,  Eidgenössische  Bank  und  Basler  Handelsbank  und 
in  welches  jeweilen  eine  weitere  Bank  einbezogen  wird,  sofern 
diese  das  Geschäft  einbringt.  Das  Komitee  bestimmt  von  Fall 
zu  Fall  das  oder  die  Mitglieder,  die  die  persönlichen  Verhand- 
lungen mit  dem  Anleihenschuldner  führen  ^)  und  die  engeren 
Geschäfte  abwickeln.  Die  Abschlüsse  erfolgen  im  Namen  aller 
Banken;  die  Verträge  werden  erst  nach  erfolgter  Abstimmung 
geschlossen  oder  unter  Ratifikationsvorbehalt,  und  müssen  von 
sämtlichen  Mitgliedern  individuell  unterzeichnet  sein,  aus- 
genommen in  Fällen  dringlicher  oder  nebensächlicher  Natur. 
Das  Komitee  erhält  für  seine  Arbeiten  eine  (auch  bei  aus- 
ländischen Syndikaten  allgemein  übliche)  Spezialentschädigung 
von  5  %  des  Reingewinnes.  Die  Beteiligungsquote  der  Mit- 
glieder wird  durch  einen  feststehenden  Schlüssel  geregelt,  wobei 
Abmachungen  in  speziellen  Fällen  stattfinden  können.  Laut 
Art.  4  wird  die  Verteilung  —  mit  einer  Ausnahme  —  unter  die 
Mitglieder  vorgenonnnen,  nachdem  Beteiligungen  anderer  schwei- 
zerischer oder  ausländischer  Banken  ausgeschieden  worden  sind; 
Indessen  hat  diese  Bestimmung  seit  vielen  Jahren  keinen  prakti- 
schen Wert  mehr,  da  das  Kartell  als  solches  keine  Beteiligungen 
mehr  abgibt,  sondern  die  Unterl^eteiligung  seinen  Mitgliedern 
überlässt,  die  solche  zuweilen  an  ihre  engeren  Geschäftsfreunde 
abtreten. 

Die  Beschlüsse  des  Kartells  werden  auf  Konferenzen  oder 
auf  dem  Korrespondenzwege  gefasst,  wobei  die  Stimmen  der 
Mitglieder  ihren  Beteiligungsquoten  gemäß  gezählt  werden.  Die 
Majorität  der  so  abgewogenen  Stimmen  entscheidet;  sofern  eine 
Kartellbank  die  von  der  Mehrheit  angenommenen  Bedingungen 


1)  In    dtT    Emissionspraxi: 
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gewisse 


traditionelle  Verhandlun«isf()rnien  herausgebildet;  so  werden  die  stadt- 
züricherischen  Anleihen  durch  das  Zürclier  Syndikat,  diejenigen  der  Stadt 
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eines  Geschäftes  nicht  billi^^,  können  die  übrijren  das  Geschäft 
allein  dnrcliführen,  wobei  das  oder  die  beiseite  stehenden  Mit- 
glieder keine  Gegenofferte  einreichen  dürfen.  Die  Beteiligung 
einer  Kartellbank  für  ihre  Rechnung  an  Anleihen,  die  das  Kartell 
gemäß  Art.  l  überninnnt,  die  jedoch  einer  anderen  Gruppe  über- 
geben worden  sind,  ist  statthaft;  sie  darf  aber  in  diesem  Falle 
nicht  als  Vertragspartei  oder  Zeichnungsstelle  auftreten,  es  sei 
denn,  dass  es  sich  um  ein  Anleihen  des  Bundes  oder  des  Kantons 
bzw.  der  Stadt  handelt,  wo  die  betrelYende  Bank  ihren  Sitz  hat: 

Der  Vertrag  wird  jeweilen  alle  drei  Jahre  erneuert;  laut 
Art.  7  geschieht  dies  automatisch,  sofern  keine  Kündigung  ein- 
tritt: allein  in  der  Praxis  sind  jeweilen  bei  Ablauf  des  Vertrages 
immer  wieder  neue  Verhandlungen  geführt  worden,  die  sich 
speziell  auf  die  Beteiligungsquoten  bezogen.  Die  letzte  Er- 
neuerung des  Vertrages  hat  Ende  1921  stattgefunden.  Das 
Präsidium  wird  durch  den  Vertrag  bestimmt:  seit  vielen  Jahren 
ist  die  Wahl  immer  auf  die  Kantonalbank  vcn  Bern  gefallen. 

IV.  Das  Syndikat  der  Kantonalbanken. 

1.  Nach  der  Annahme  seines  Statuts,  des  sog.  Konkordates, 
betrachtete  der  Verband  Schweizerischer  K  a  n  - 
t  o  n  a  1  b  a  n  k  e  n  als  seinen  zunächst  wichtigsten  Programm- 
punkt die  S  y  n  d  i  z  i  e  r  u  n  g  seiner  Mitglieder  für  die  gemein- 
same Übernahme  und  Durchführung  öffentlicher  Anleihen.  Trotz- 
dem die  Finanzierung  der  Eisenbahnverstaatlichung  in  der 
Hauptsache  abgeschlossen  war,  beurteilte  man  den  zu  erwartenden 
Erfolg  in  geschäftlicher  Hinsicht  günstig:  die  Staatsbanken 
hatten  in  jahrzehntelanger  erfolgreicher  Emissionstätigkeit  diesen 
Zweig  des  Bankgeschäftes  gründlich  kennen  gelernt  und  die 
Kantone,  Städte  und  Gemeinden  pflegten  den  grössten  Teil  ihrer 
Anleihen  der  Kantonalbank  ihres  Gebietes  zu  übergeben,  sofern 
sie  nicht  zum  vorneherein  an  das  Kartell  lielen.  Auf  der  anderen 
Seite  aber  war  es  gerade  die  Existenz  dieser  potenten  Emissions- 
gruppe, die  eine  analoge  Syndizienmg  der  Kantonalbanken  als 
wünschensw^ert  erscheinen  Hess,  um  die  bisherige  Stellung  im 
Anleihensgeschäft  behaupten  zu  können.  Die  wachsende  Be- 
deutung des  Kartells,  das  sich  eben  anschickte,  eine  Anzahl 
weiterer  Banken  aufzunehmen  und  dem  aus  ihren  Reihen  nur  die 
Kantonalbank  von  Bern  angehörte,  Hess  dazu  nur  zwei  Wege 
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2.  Noch  im  Gründungsjahr  des  Verbandes  (1907)  beauftragte 
dieser  deshalb  sein  Komitee,  über  die  „gemeinsame  Übernahn^f 
und  Emission  von  eidgenössischen,  kantonalen  und  öffentlichen 
Anleihen''  zu  beraten  mid  zu  banden  der  nächsten  Generalver- 
sannnlung  bezügliche  Anträge  auszuarbeiten.  Die  Hauptfrage 
dabei  war  natürlich  das  V  e  r  h  ä  1 1  n  i  s  z  u  m  K  arte  1 1.  Gegen 
ein  selbständiges  Vorgehen  sprach  die  Befürchtung,  dass  die 
Stärke  der  Kantonalbanken  für  eine  erfolgreiche  Konkurren- 
zierung auf  die  Länge  kaum  ausreichen  würde:  der  Beitritt  zum 
Kartell  dagegen  hing  ab  von  den  Konditionen,  die  dieses  stellen 
würde.  Das  Komitee  entschloss  sich,  die  Entscheidung  ül)er 
diesen  Hauptpunkt  der  Generalversammlung  selbst  zu  überlassen; 
bis  dahin  w^urde  vom  Kartell  eine  Offerte  eingeholt  und  der  Ver- 
bandsversammlung vom  27.  Juni  1908  vorgelegt.  Die  Offerte 
enthielt  den  Entwurf  zu  einer  Konvention,  die  die  Aufnahme 
des  Verbandes  in  das  KarteU  vorsah  mit  einem  Beteiligungs- 
verhältnis  von  1  :  5.  Die  Versannnlung  beschloss  prinzipieH  den 
Beitritt  zum  KarteH  auf  dieser  Basis  vorbehaltHch  Zustimmung 
der  Bankbehörden,  stellte  jedoch  die  Bedingung,  dass  „dem  Ver- 
band bei  kantonalen  Anleihen  bis  zu  einem  Maximalbetrage  von 
Frs.  0  000  000. —  und  bei  Konversionsanleihen  in  beliebigem 
Betrage  freie  Hand  gelassen  wird."  Allein  das  Zustandekommen 
der  Übereinkunft  scheiterte  daran,  dass  die  Ratiükation  durch 
die  Behörden  zweier  Kantonalbanken  nicht  zu  erwarten  war  und 
das  Kartell  dem  Abänderungsantrag  des  Verbandes  nicht  voU 
entgegenkam. 

3.  Damit  waren  die  Kantonall)ankeu  gezwungen,  eine 
eigene  E  m  i  s  s  i  o  n  s  g  r  u  p  p  e  zu  organisieren.  Es  geschah 
dies  im  folgenden  Jahre  in  der  Weise,  dass  alle  Kantonalbanken 
—  ausgenommen  diejenige  von  Bern,  die  dem  KarteU  an- 
geschlossen war  —  unter  sich  einen  Syndikatsvertrag 
abschlössen,  der  mit  dem  13.  März  1909  in  Kraft  trat.  Gemäß 
diesem  Vertrag  übernimmt  und  emittiert,  bzw.  beteiligt  sich  der 
Verband  der  Kantonalbanken  an  Anleihen  schweizerischer 
Kantone,  Städte  und  Gemeinden,  die  den  Betrag  von 
Frs.  2  000  000.—  übersteigen.  Partizipationen  an  der  Über- 
nahme von  Anleihen  des  Bundes,  der  S.  B.  B.  und  anderer 
schweizerischen    Eisenbahnen    sind    vorgesehen.      Konversionen 
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werden  der  betr.  Staatsbank  bzw.  den  ad  hoc  Syndikaten  eini^ier 
Verbandsbanken  überlassen.  Die  Übertra^^nnü-  der  engeren 
Gesehäftsführun«»'  an  einen  Ausscluiss,  dessen  Kompetenzen  und 
Entschädicrnn«»-.  die  ünterhandlnnsTsmodalitäten.  Beschhissfassung 
sind  in  ähnlielier  Weise  geregelt  wie  im  Kartellvertrag  der  Gross- 
banken, nur  wiegt  hier  die  Stimme  jeder  Bank  gleichviel.  Die 
Beteiligungsquoten  werden  alle  zwei  Jahre  vom  Ausschuss  neu 
bestimmt,  die  Übernahme  der  Quote  ist  obligatorisch.  Dasjenige 
Mitglied,  das  dem  Verband  ein  Geschäft  überweist,  kann  für  sich 
eine  Quote  bis  zu  30  %  beanspruchen.  Eine  Aufnahme  von 
Platzbanken  als  Hauptbeteiligte  kann  stattfinden:  ebenso  können 
Beteiligungen  an  andere  Gruppen,  speziell  das  Kartell  abgetreten 
werden  als  Gegenleistung  für  überlassene  Partizipationen.  Die 
Verbandsmitglieder  können  sich  an  öffentlichen  Anleihen,  die 
durch  andere  Gruppen  übernommen  werden,  unter  denselben 
Bedingungen  beteiligen  wie  die  Kartellbanken. 

4.  Auf  Grundlage  des  Vertrages  hatten  die  Kantonalbanken 
sofort  nach  seinem  Inkrafttreten  Gelegenheit,  zwei  Anleihen 
schweizerischer  Städte  von  10  bzw.  3  Millionen  Franken  fest  zu 
übernehmen  und  erfolgreich  unterzubringen.  Im  Geschäftsjahr 
1909/10  wurden  sechs  kleinere  Anleihen  im  Gesamtbetrag  von 
27 Vi  Millionen  selbständig  übernommen  und  mit  einer  Ausnahme 
gut  plaziert,  zudem  beteiligte  sich  das  Syndikat  an  einigen 
grösseren  Geschäften  (30  Millionen  4  %  Kassascheine  der  S.  B.  B., 
25  Millionen  SV^  %  Anleihen  der  Schweizerischen  Eidgenossen- 
schaft u.  a.  m.).  Allein  das  Nebeneinanderbestehen  der  beiden 
rivalisierenden  Gruppen  zeitigte  schon  in  dieser  relativ  kurzen 
Zeit  für  beide  Teile  Folgen,  deren  Beseitigung  im  dringendsten 
Interesse  der  syndizierten  Banken  liegen  musste. 

V.  Die  Einigung  der  beiden  Schweizerischen  Emissionsverbände. 

1.  Zur  Zeit  des  Zusammenschlusses  der  Kantomübanken  zu 
einem  Emissionssyndikat  bestand  das  Kartell  bereits  zwölf  Jahre. 
Trotz  seiner  äusserlich  losen  Form  hatte  es  sich  zu  einem  Ver- 
band entwickelt,  der  den  Staatsbanken  zweifellos  beträchtlich 
überlegen  war.  Allein  die  21  vereinigten  Kantonalbanken,  die 
Ende  1910  ein  Gesamtdotations-  bzw.  Aktienkapital  von 
Frs.  196  000  000. —  repräsentierten,  waren  stark  genug,  um 
speziell  bei  kantonalen  und  kommunalen  Anleihen  mit  ihm  kon- 


\ 


i 


^ 


29 

kurrieren  zu  können.  Die  Folge  davon  war  ein  leiden- 
schaftlicher Wettbewerb  zwischen  beiden  Rivalen,  die 
zu  einer  solchen  Unterbietung  in  den  Offerten  an  die  Gegen- 
kontrahenten führte,  dass  der  Übernahmepreis  der  Anleihen  bald 
in  keinem  gesunden  Verhältnis  mehr  stand  zur  übernommenen 
Geschäftslast  und  zum  Risiko,  das  auch  den  öffentlichen  Titeln 
an  sich  und,  im  Falle  ungenügenden  Absatzes,  in  Hinsicht  auf 
die  Liquidität  der  Banken  anhaftet  ^), 

2.  Es  mochte  nun  freilich  den  Anschein  haben,  dass  dieses 
Konkurrenzverhältnis  für  den  geldsuchenden  Staat  von  Vorteil 
sei,  indem  ihm  dabei  die  dankbare  Rolle  des  tertius  gaudens 
zufiel,  der  billig  Geld  aufnehmen  konnte.  Allein  bei  näherem 
Zusehen  musste  sich  bald  das  Gegenteil  herausstellen.  Der 
grosse  Nachteil  der  scharfen  Konkurrenz  der  Bankengruppen  war 
der,  dass  eine  zielbewusste  Emissionspolitik  unmöglich  war. 
Das  Urteil  über  die  mutmaßliche  Aufnahmefähigkeit  des  Kapital- 
marktes wurde  getrübt  durch  die  Auffassung  über  die 
Plazierungskraft  der  Gegengruppe.  Damit  aber  waren  beide 
Seiten  der  Gefahr  ausgesetzt,  zu  teuer  übernommene  Anleihen 
nicht  voll  absetzen  zu  können,  was  besonders  mit  Rücksicht  auf 
die  Stellung  der  Staatsbanken  den  Kantonen  nicht  gleichgültig 
sein  konnte.  Ferner  mussten  zu  teuer  emittierte  Titel  bei  einer 
Versteifung  des  Kapitalmarktes  sofort  Kursabschwächungen 
erleiden,  was  wiederum  den  kreditbedürftigen  Kantonen  und 
Städten  nicht  angenehm  war.  So  lief  denn  eine  Einigung  der 
beiden  Rivalen  durchaus  nicht  den  Interessen  der  Anleihe- 
schuldner zuwider,  um  so  mehr,  als  der  Einfluss  der  Staatsbanken 
in  einem  vereinigten  schweizerischen  Syndikat  genügende 
Gewähr  bot  gegen  eine  ev.  Ausnützung  der  Monopolstellung 
durch  die  Banken  und  dem  Bund  als  Beraterin  die  Xationalbank 
zur  Seite  stand. 


1)  In  der  V.  Generalversammlung  des  Verbandes  der  Kantonalbanken 
machte  der  Präsident  betr.  diesen  Punkt  folgende  Feststellung:  „Durch 
die  schrankenlose  Konkurrenz  zwischen  unserem  Verband  und  dem 
schweizerischen  Bankenkartell  wird  der  Übernahmepreis  der  Anleihen  auf 
eine  Höhe  getrieben,  die  gegenüber  dem  immerhin  vorhandenen  Risiko 
kaum  mehr  einen  nennenswerten  Nutzen  lässt  und  durch  die  tatsächhchen 
Verhältnisse  nicht  gerechtfertigt  ist."  Die  Tatsache,  dass  in  den  späteren 
Verhandlungen  das  Kartell  seine  Ansprüche  stark  reduzierte,  zeigt  deutlich, 
dass  auch  auf  dieser  Seite  analoge  Erwägungen  gemacht  wurden. 
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8.  Der  Wunsch,  das  unerträglich  g:ewordene  Konkurrenz- 
verhältnis zwischen  den  beiden  Syndikaten  zu  beseitigen,  wurde 
sehr  bald  auf  beiden  Seiten  geäussert.  Die  Kantonalbanken 
waren  dazu  um  so  eher  bereit,  als  sie  an  die  selbständige  Durch- 
führung grosser  Operationen  kaum  denken  konnten.  In  den 
Verhandlungen,  die  Mitte  1910  (also  schon  ein  Jahr  nach  der 
Syndizierung  der  Kantonall)anken)  aufgenommen  wurden,  zeigte 
sich  das  Kartell  bereit,  den  Staatsbanken  bedeutend  mehr  ent- 
jresrenzukommen  als  früher;  indessen  dauerten  die  Besjirechungen 
ein  volles  Jahr,  so  dass  die  Einigung  auf  vertraglichem  Wege 
1911   zustande  kam  mit   einer  (4ültigkeitsdauer  bis  Ende   1913. 

Duroll  diesen  Vertrag  vereinigten  sich  die  beiden  Ver- 
bände als  solche  zu  einem  gemeinsamen  Bmissions- 
Syndikat,  d.  h.  also,  es  fand  keine  Absorption  der  einen 
(iruppe  durch  die  andere  statt.  Für  die  Umschreibung  der  Ge- 
schäfte ist  die  Fassung  des  Kartells  gewählt  worden;  die 
Leitung  und  Besprechung  der  Geschäfte  liegt  einem  engeren 
Komitee  ob;  die  Quotenverteilung  ist  grundsätzlich  so  geregelt, 
dass  dem  Kartell  70%,  dem  Kantonalbankenverband  80%  zu- 
fallen. Für  letzteren  von  besonderer  Bedeutung  ist  die  Vor- 
zuteilung von  80  %  an  das  geschäftsbringende  Mitglied  bei 
kantonalen  Anleihen,  so  dass  sein  Anteil  an  diesen  Geschäften 
30  4-  21  --=  51  %  beträgt.  Eine  Änderung  in  der  Zuteilung 
wurde  anlässlich  der  Vertragserneuerung  Ende  1918  getroffen, 
indem  die  Quote  der  Staatsbanken  herabgesetzt  wurde  auf  25  % 
für  alle  Anleihen,  ausgenommen  die  kantonalen,  deren  Aufteilung 
unverändert  blieb.  In  dieser  Fassimg  ist  der  Vertrag  seither  alle 
zwei  Jahre  regelmäßig  erneuert  worden. 

4.  Durch  diese  Übereinkunft  ist  die  freie  Konkurrenz 
für  die  Übernahme  und  Begebung  ölTentlicher  Anleihen  in  der 
Schw  eiz  faktisch  beseitigt  worden.  Wenn  auch  dem  geld- 
suchenden  Staat  die  Möglichkeit  offen  steht,  die  Emission  aus- 
ländischen Konsortien  oder  ad  hoc  Syndikaten  ausserhalb  der 
kartellierten  Gross-  und  Staatsbanken  in  der  Schweiz  zu  über- 
geben, so  ist  doch  der  grössere  Teil  aller  wichtigeren  Anleihen 
seit  dem  Zustandekommen  des  vereinigten  Kartells  an  dieses 
irefallen.  Maßgebend  für  diese  dominierende  Stellung  ist  nattir- 
lieh  seine  grosse  P  1  a  z  i  e  r  u  n  g  s  f  ä  h  i  g  k  e  i  t  und  die  ein- 
heitliche   Emissionspolitik,    die    eine     so    bedeutende 
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Assoziation  zu  befolgen  in  der  Lage  ist  ^).  Wenn  auch  damit  bei 
der  Bestimmung  über  den  Zeitpunkt  der  Begebung  an  den  Markt, 
Höhe  und  Bedingungen  der  Anleihen  bis  zu  einem  gewissen 
Grade  sichtlich  immer  stärker  das  Schwergewicht  auf  die  Seite 
der  übernehmenden  Banken  hinübergeglitten  ist,  so  liegt  das 
durchaus  im  Interesse  des  Staates,  der  damit  nur  eine  grössere 
Garantie  für  die  Unterbringung  seiner  Titel  erhält.  Das  grosse 
Syndikat  ist  eben  am  besten  imstande,  die  Disposition  des  Geld- 
und  Kapitalmarktes  zu  überblicken  und  dementsprechend  die 
angemeldeten  Emissionen  unter  Würdigung  ihrer  Bedingungen 
zeitlich  günstig  zu  verteilen.  Bei  der  Beurteilung  der  Wirkung 
des  Zusannnenschlusses  auf  die  Banken  selbst  ist  das  Haupt- 
gewicht neben  der  privatwirtschaftlichen  Besserstellung  auf  die 
Verteilung  des  Risikos  auf  eine  grosse  Zahl  starker 
Institute  zu  legen.  Die  Plazierungskraft  und  damit  auch  die 
Risikoverteilung  wird  namentlich  bei  grossen  Emissionen  noch 
dadurch  erhöht,  dass  von  den  Verbandsbanken  Unterbeteili- 
gungen an  befreundete  kleinere  Institute  abgetreten  werden. 
Durch  die  Korrespondentenbeziehungen  wird  die  Zeichnungs- 
möghchkeit  oft  auf  sämtliche  Banken  der  Schweiz  ausgedehnt  -). 
5.  Eine  Übersicht  über  die  Anleihen,  die  vom 
vereinigten  Syndikat  (meistens  bei  fester  Übernahme)  auf  den 
Markt  gebracht  worden  sind,  lässt  ohne  weiteres  seine  grosse 
Bedeutung  erkennen. 

1)  Die  Bedeutung  einer  solchen  wurde  ins  hellste  Licht  gerückt  durch 
die  Veränderung  der  Verhältnisse  auf  dem  Geld-  und  Kapitalmarkt  infolge 
des  Krieges.  So  hat  z.  B.  in  der  zweiten  Hälfte  des  Jahres  1919  eine  stark 
restriktive  Politik  des  Verbandes  gegenüber  kantonalen  Eraissionsplänen 
zweifellos  einen  günstigen  Einfluss  ausgeübt  auf  die  Unterbringung  der  eid- 
genössischen Kassascheine  für  die  Lebensmittelversorgung  und  sicherlich 
Misserfolge  kantonaler  und  städtischer  Anleihen  verhütet. 

Unter  dem  Drucke  der  politischen  Verhältnisse,  der  Zinsfußsteigerung 
und  Kapitalverknappung,  die  dem  Syndikat  eine  Reihe  von  Misserfolgen  in 
der  Plazierung  von  Anleihen  eintrugen,  hat  sich  der  Wunsch  nach  einer  noch 
strafferen  Emissionspolitik  1920  zu  dem  damals  sehr  zeitgemälkn  Ruf  nach 
einer  „Rationierung  der  Emissionen"  verdichtet  (!».  Über  die  Zulassung  einer 
Emission  sollte  ein  eidgenössischer  Wirtschaftsrat  zu  entscheiden  haben.  Ein 
näheres  Eingehen  auf  dieses  Projekt,  das  seither  an  Aktualität  stark  verloren 
hat,  das  aber  seinerzeit  sogar  in  Kantonalbankkreisen  da  und  dort  ernsthaft 
erwogen  worden  ist,  gehört  nicht  in  den  Rahmen  dieser  Arbeit. 

2)  So  wies  z.  B.  der  Prospekt  der  60/oigen  15  Millionen-Anleihe  des 
Kantons  Neuenburg  1921  bei  annähernd  200  ßankplätzen  über  550  Zeichnungs- 
stellen auf. 
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Es  wurden  übernommen  und  emittiert  (in  Millionen  Franken). 


a> 


Bund 

S. 

B.  B 

Kantone 

Gemeinden 

Banken 

Übrige 

Total 

in  den] 
Jahren 

a 

00 

o 

Betrag 

B 

CO 
O 

Betrag 

s 

00 

o 

Betrag 

1 

90 

o 

Betrag 

00 

o 

Betrag 

a 
o 

O 
P4 

Betrag 

a 

9 

« 
O 

QU 

Betrag 

1911/12 

___ 

1 

831 

4 

66 

1 

10 

1 

12 



7 

171f 

1912/13 

1 

öH 



— 

6 

53^ 

3 

32 

1 

15 



11 

132i 

1913/14 

1 

60 

8 

lOJ 

1 

10 

1 

5 



6 

85^ 

1914/15 

1 

50 



— 

6 

95 

5 

48 

1 

20 



— 

13 

213 

1915/16 

3 

300 



— 

3 

30 

4 

26 

— 

— 

9 

11 

365 

1916/17 

2 

200 



— 

3 

24 

2 

15i 

— 

— 

15 

8 

254J 

1917/18 

1 

150 

1 

50 

2 

30 

2 

37 

— 

— 

11 

7 

278 

1918/19 

1 

100 

1 

IGO 

5 

97J 

3 

42 

— 

— 

30 

11 

369i 

1919/20 



— 

4 

41 

2 

17 

— 

24 

7 

82 

1920/21 

1 

205 

5 

60 

— 

— 

— 

6 

265 

1911-21 

9 

831i 

5 

498^ 

41 

507  J 

23 

237i 

4 

52 

5 

89 

87 

2216i 

In  diesen  Ziffern  kommen  naturgemäß  die  Kriegsein- 
wirkungen sehr  deutlich  zum  Ausdruck,  indem  der  Anteil  der 
Bundesanleihen  den  weitaus  höchsten  Gesamtbetrag  aufweist  (es 
handelt  sich  hier  um  die  Mobilisationsanleihen  II — IX;  das  erste 
wurde  bekanntlich  durch  die  Nationalbank  unter  Zuhilfenahme 
der  Postschalter  als  Zeichnungsstellen  emittiert).  Bei  den  An- 
leihen unter  „Banken"  figurieren  durchweg  Obligationenanleihen 
von  Hypothekarinstituten  mit  staatlichem  Charakter;  unter  der 
Rubrik  „Übrige"  sind  Titel  von  Elektrizitätswerken  sowie  die 
30  Millionen  5  %  Kassascheine  der  Schweizerischen  Finanz- 
gesellschaft, Luzern,  von  1918  zusammengefasst  ^). 

Die  Emissionstätigkeit  des  Syndikates  auf  dem  Gebiete  der 
öffentlichen  Anleihen  kann  in  ihrer  Bedeutung  besser  gewürdigt 
werden,  wenn  man  sie  in  Relation  bringt  mit  der  Gesamtsumme 
dieser  Emissionen  überhaupt.  Es  ergibt  sich  dabei  folgendes 
Bild: 


1)  prozentuelle  Verteilung  für  die  Jahre  1911 — 1921: 

Bund 37,5 

S.  B.  B 22,5 

Kantone  ....;....  22,9 

Gemeinden        10,7 

Banken 2,4 

Übrige 4,0 

100,0 


'( 
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Emissionen  von  Anleihen  des  Bundes,  der  Kantone,  Städte  und 

Gemeinden  (in  Millionen  Francs). 
a)  überhaupt  ^       b)  durch  das  Syndikat       b)  in  %  von  a) 


1911 
1912 
1913 
1914 
1915 
1916 
1917 
1918 
1919 
1920 
1921 


52 

87 
140 
240 
248 
269 
256 
387,3 
196 

145,9  ') 
357,9 


50 

66,25 

87,5 
122 
214 
242 
220,5 
374 

94,5 

86 
321 


96,0 

76,1 

62,5 

50,8  ') 

86,3 

90,0 

86,1 

96,6 

48,2  «) 

58,9 ') 

89,7 


Aus  der  vorstehenden  Skizze  der  schweizerischen  Anleihens- 
verbände  geht  mit  aller  Deutlichkeit  eine  ausgeprägte  Tendenz 
zur  verbandsmäßigen  Konzentration  des  Emissionsgeschäftes  für 
öffentliche  Titel  in  der  Schweiz  hervor.  Dasselbe  ist  natürlich 
auch  im  ausländischen  Bankwesen  der  Fall;  von  besonderem 
Interesse  dagegen  ist  die  schliessliche  Bildung  eines  einzigen 
Landessyndikates  in  der  Schweiz,  während  im  Ausland  das 
Nebeneinanderbestehen  verschiedener  Syndikate  die  Regel  ge- 
blieben ist. 

Für  die  Erkenntnis  des  ganzen  Systems  schweizerischer 
Bankenverbände  fallen  aus  diesem  Abschnitt  folgende  Punkte 
in  Betracht: 

1.    Eine   gewisse   Arbeitsteilung,   die  lokale   Aufgaben   den 
kleineren  regionalen  Organisationen  zuweist. 

»)  Zusammengestellt  nach  den  Angaben  der  Neuen  Zürcher  Zeitung, 
des  Schweiz.  Finanzjahrbuches  und  Monatsberichten  des  Bankvereins. 

2)  Ausfall  des  I.  Mobilisationsanleihou»! 

»)  Starke  Zurückhaltung  des  Syndikates  in  der  Übernahme  von  An- 
leihen infolge  andauernder  Versteifung  des  Kapitalmarktes;  die  kurz- 
fristigen Arten  der  Geldaufnahme,  Kassascheine,  Bankvorschüsse,  spielen 
eine  wesentliche  Rolle,  sind  aber  in  obigen  Zahlen  nicht  berücksichtigt. 

*)  Dazu  kommen  poch  37  Millionen  Dollars,  die  in  den  U.  S.  A.  auf- 
genommen wurden. 


fji 


34 

2.  Die  Tendenz  zum  Zusammenschluss  von  Banken  gleicher 
Struktur:  Grosshandelsbanken,  Kantonalbanken,  Privat- 
bankiers und  in  jüngster  Zeit  —  vorläufig  nur  programm- 
mäßig, und  deshalb  oben  nicht  näher  behandelt  —  auch 
die  Lokalbanken,  Spar-  und  Leihkassen,  indem  der  1920 
gegründete  Verband  dieser  Institute  ihre  Syndizierung 
für  die  Übernahme  und  Beteiligung  an  öffentlichen 
Obligationenanleihen  in  Aussicht  nimmt. 

Diesen  beiden  Erscheinungen  werden  wir  später,  bei  der  Dar- 
stellung der  Verbände  zur  gemeinsamen  Interessenvertretung 
und  bei  den  Konditionenkartellen  wieder  begegnen. 

3.  Für  die  permanenten  Anleihenssyndikate,  die  als  aus- 
gesprochene Erwerbsverbände  die  höchste  Form  ver- 
bandsmäßiger Bankenkonzentration  darstellen,  ist  die 
Tendenz  zur  Monopolstellung  besonders  charakteristisch. 

•  In  der  Schweiz  haben  die  Banken  durch  das  vereinigte 
Kartell  diese  Position  in  weitgehendem  Maße  zu  erringen 
gewusst  und  seit  über  einem  Jahrzehnt  erfolgreich  be- 
hauptet. 
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3.  Abschnitt. 


Die  Verbände  der  Emissionsbanken.') 


In  der  Geschichte  der  Emissionsbanken  lassen  sich  deutlich 
drei  Phasen  der  Verbandsbildung  beobachten:  eine  Zeit  der 
Einzelverträge,  sodann  der  Übergang  zum  eigentlichen  verbands- 
mäßigen  Zusammenschluss  durch  die  Eingehung  von  Kollektiv- 
verträgen und  endlich  die  drei  Konkordate,  die  eine  Mehrzahl, 
und  später  sämtliche  Emissionsbanken  zu  einem  Landesverbände 
vereinigten.  Die  Tendenz  dieser  Verbindungen  in  den  drei  Zeit- 
abschnitten geht  deutlich  auf  eine  Verstärkung  hin  und  zwar 
nicht  nur  der  Mitgliederzahl  und  in  der  geographischen  Aus- 
dehnung, sondern  auch  der  Verbandsaufgaben,  wobei  aber  dem 
Charakter  der  Emissionsbanken  gemäß  die  Regelung  des 
Zahlungsverkehrs  immer  den  hauptsächlichsten  Verbandszweck 
gebildet  hat. 

I.   Die  Einzelverträge. 

Der  Wunsch,  den  Notenumlauf  auszudehnen,  und  durch 
einen  gebesserten  Zahlungsverkehr  zwischen  den  einzelnen 
Plätzen  die  Banktätigkeit  zu  erweitern,  hat  schon  vor  der 
Schaffung  der  Münzeinheit  durch  den  Bund  zum  Abschluss  eines 
Noteneinlösungsvertrages  zwischen  der  Bank  in  Zürich  und  der 
Bank  in  Basel  geführt  (1848).  Einen  grossen  praktischen  Erfolg 
hat  dieser  Vertrag  nicht  gehabt;  dagegen  kommt  ihm  insofern 


1)  Da  die  Verbände  der  ehemaligen  Emissionsbanken  in  der  Schweiz. 
Bankliteratur  bereits  erschöpfend  behandelt  sind,  ist  dieser  Abschnitt  sehr 
knapp  gefasst  worden;  näheres  vgl.  A.  J  ö  h  r:  Die  Schweiz.  Notenbanken 
1826 — 1913,  Zürich  1915;  sodann  die  Monographien  über  einzelne  Emissions- 
banken, insbesondere  F.  Gygax:  Bank  in  St.  Gallen,  St.  Gallen  1907; 
W.  Bleuler:  Bank  in  Zürich,  Zürich  1913:  F.  Mangold:  Die  Bank  in 
Basel,  Basel  1909,  sowie  die  dort  angeführte  Literatur. 
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eine  prinzipielle  Bedeutung  zu,  als  er  den  Auftakt  bildete  zu 
einem  ganzen  Netz  von  Einzelverträgen  zwischen  Emissions- 
banken nach  und  schon  während  der  Durchführung  des  Münz- 
gesetzes von  1850.  Es  scheint,  dass  auf  diesem  Gebiete  die 
Banken  in  Basel  und  St.  Gallen,  sowie  die  Kantonalbank  von 
Bern  besonders  initiativ  vorgegangen  sind.  So  beschloss  z.  B. 
Basel  schon  Ende  1850  grundsätzlich  die  Ausdehnung  der  Ver- 
träge über  Noteneinlösung  auf  eine  ganze  Anzahl  Banken  und 
sah  dabei  die  Einführung  des  Girodienstes  von  Platz  zu  Platz 
und  den  Anweisungsverkehr  vor.  Tatsächlich  wurden  auf 
dieser  Basis  eine  ganze  Folge  von  Verträgen  abgeschlossen,  so 
vor  allem  mit  den  Banken  in  Zürich  und  St.  Gallen.  Schon  1851 
versuchten  die  Waadtländer,  Freiburger  und  Berner  Kantonal- 
banken die  Noteneinlösung  durch  einen  Kollektivvertrag  zu 
regeln,  doch  musste  zwei  Jahre  darauf  die  kostenfreie  Einlösung 
fallen  gelassen  und  eine  Einlösungsprovision  eingeführt  werden, 
da  die  erste  Abmachung  imgünstige  Wirkungen  hervorgebracht 
hatte.  Durch  diese  Praxis  der  Einzelverträge,  die  ungefähr 
anderthalb  Jahrzehnte  lang  eingehalten  wurde,  haben  die 
Emissionsbanken  die  Korrespondentenbeziehungen  zwischen  den 
verschiedenen  Plätzen  immer  kräftiger  ausgebaut.  Von  der 
blossen  Noteneinlösung  wurden  die  Vereinbarungen  ausgedehnt 
auf  den  Giro-  und  Anweisungsverkehr,  und  schliesslich  auch  auf 
den  Wechselinkasso,  wodurch  die  Diskontierung  von  Wechseln 
auf  andere  Plätze  erleichtert,  ja  überhaupt  erst  ermöglicht 
worden  ist.  Die  Verträge  haben  durch  die  Belebung  des  inter- 
kantonalen Zahlungsverkehrs  einen  günstigen  Einfluss  auf  die 
Entwicklung  der  Banken  gehabt;  die  Herausbildung  engerer 
Geschäftsbeziehungen  zwischen  einzelnen  Gruppen  von  Emissions- 
banken auf  ihrer  Grundlage  ist  um  so  bemerkenswerter,  als  die 
damaligen  Noteninstitute  mit  ihren  übrigen  Kolleginnen  durchaus 
nicht  immer  auf  bestem  Fusse  gestanden  sind. 

IL   Der  Beginn  der  Verbandsbildung. 

Eine  wesentliche  Änderung  dieser  Verhältnisse  brachte  der 
Vertrag  vom  19.  September  1864  zwischen  den  Banken  in  Basel, 
St.  Gallen  und  Zürich,  durch  welchen  auf  dem  Wege  der 
kollektiven  Vereinbarung  der  Dreibankenbund  begründet  worden 
ist.  Wenn  in  den  vorausgehenden  Erneuerungen  der  wichtigsten 
Einzelverträge  gewisse   Erleichterungen  im   gegenseitigen  Ver- 
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kehr  Platz  gegriffen  hatten,  so  stellte  der  Dreiervertrag  nun 
Konditionen  auf,  die  eine  fühlbare  Erhöhung  der  Umsätze  zur 
Folge  haben  mussten  und  auch  hatten.  Der  Vertrag  brachte  die 
gegenseitige  kostenfreie  Einlösung  der  Noten,  Provisionsfreiheit 
der  Anweisungen  aufeinander,  die  Verpflichtung  zum  kosten- 
freien Wechselinkasso  auf  dem  eigenen  Platz  für  die  anderen 
beiden  Banken  und  damit  auch  den  Diskont  von  W^echseln  auf 
alle  drei  Plätze  bei  allen  Dreibundbanken  u.  a.  m. 

Den  Anstoss  zu  dieser  sehr  weitgehenden  Vereinbarung 
(einen  noch  engeren  Zusammenschluss  verhinderte  die  allen 
Neuerungen  abholde  Bank  in  Zürich)  gab  allerdings  nicht  nur 
der  Wunsch  einer  Kräftigung  des  Verkehrs,  sondern  in  erheb- 
lichem Maße  auch  die  Furcht  vor  einer  erfolgreichen  Konkurren- 
zierung durch  die  neugegründete  Eidgenössische  Bank  A.-G.  in 
Bern.  Auch  mögen  schon  damals  jene  Erwägungen  eine  gewisse 
Rolle  gespielt  haben,  die  später  die  Konkordate  immer  wieder 
erneuern  Hessen:  die  Besorgnis,  der  eidgenössische  Gesetzgeber 
könnte  den  Emissionsbanken  das  Notenausgaberecht  entziehen 
zugunsten  einer  zentralen  Notenbank. 

Die  Konkurrenz  Hess  nicht  lange  auf  sich  warten;  kaum  war 
der  Dreibankenbund  Tatsache  geworden,  meldeten  sich  schon 
sieben  kleinere  Emissionsbanken  der  deutschen  Schweiz  auf 
ziemlich  kräftige  Art  und  Weise  als  weitere  Mitglieder  an;  als 
jedoch  ihre  Aufnahme  abgelehnt  wurde,  schlössen  sie  ein  Schutz- 
und  Trutzbündnis  miteinander  ab  unter  der  Führung  der  Eid- 
genössischen Bank  A.-G.,  und  verpflichteten  sich  zur  gegen- 
seitigen Noteneinlösung  zu  pari,  wogegen  die  Noten  des  Drei- 
bankenbundes nur  unter  Abzug  von  einem  Promille  Kommission 
angenommen  werden  sollten.  Dieser  Oppositionsverband  —  der 
hier  mehr  der  Kuriosität  halber  erwähnt  w^orden  ist  —  störte 
indessen  die  drei  grossen  Zeddelbanken  nicht  empfindlich;  in  den 
Jahren  1806  und  1867  erweiterten  sie  ihren  Bund  durch  die  Auf- 
nahme der  Banque  de  Commerce  in  Genf  bzw.  der  Kantonalbank 
von  Bern,  womit  nach  damaliger  Ansicht  sämtliche  Plätze  von 
grosser  kommerzieller  Bedeutung  miteinander  verbunden  wurden. 
Dabei  blieb  man  vorläufig.  Wohl  wurden  mehrere  Versuche 
unternommen,  den  Verband  zu  erweitern  und  dessen  Tätigkeit 
auszudehnen,  jedoch  ohne  dass  diese  Bestrebungen  von  Erfolg 
gekrönt  waren. 
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III.   Die  Konkordate. 

Allein  unter  dem  Drucke  der,  seit  den  50  er  Jahren  immer 
stärker  zunehmenden  Bewegung  zugunsten  einer  bundesgesetz- 
lichen Regelung  der  Notenausgabe  und  schliesslich  auch  deren 
Zentralisation  mussten  die  Emissionsbanken  sich  doch  zu  weiter- 
gehenden Vereinbarungen  zusammenfinden.  Einen  äusseren  An- 
stoss  gab  auch  die  Krise  im  Zahlungsverkehr  bei  Ausbruch  des 
deutsch-französischen  Krieges  1870,  die  bekanntlich  erst  durch 
die  Tarifierung  englischer  und  amerikanischer  Münzen  über- 
wunden werden  konnte.  Schon  1872  unternahmen  die 
Zeddelbanken  von  Basel,  St.  Gallen  und  Zürich  zusammen  mit 
der  Kantonalbank  von  Bern  einen  sehr  beachtenswerten  Versuch 
zur  Hebung  des  Zahlungsverkehrs  durch  die  Ausgabe  einer  ge- 
meinsamen 1000  Frs.-Note.  Doch  verhinderte  der  „Banknoten- 
artikel" 39,  der  1874  in  die  Bundesverfassimg  aufgenommen 
wurde,  die  Banken,  auf  diesem  Wege  weiter  selbständig  fort- 
zuschreiten. Die  energischen  Bemühimgen  des  Bundes  um  die 
Banknotengesetzgebung  zwangen  sie,  den  Intentionen  des  Ge- 
setzgebers zu  folgen.  Zwar  drangen  die  beiden  Gesetzesentwürfe 
in  den  Volksabstimmungen  nicht  durch  (zum  grossen  Teil  infolge 
der  kräftigen  Opposition  der  privaten  Emissionsbanken);  allein 
die  Banken  fanden  es  opportun,  auf  dem  Wege  freiwilliger  Ver- 
einbarung selbst  eine  gewisse  Ordnung  in  das  Notenwesen  zu 
bringen.  Die  fünf  vereinigten  Emissionsbanken  gingen  1876 
einen  neuen  Vertrag  ein,  dem  sich  im  gleichen  Jahre  16  andere 
Noteninstitute  anschlössen.  Dieses  erste  Konkordat  trat 
auf  den  1.  September  1876  in  Kraft  unter  dem  Präsidium  der 
Kantonalbank  von  Bern.  Es  war  dies  der  erste  grosse  Landes- 
verband im  schweizerischen  Bankgewerbe.  Seine  hauptsäch- 
lichsten Bestimmungen  erstreckten  sich  wiederum  auf  die  kosten- 
freie Einlösung  der  Noten  gegen  Barschaft  durch  sämtliche 
Konkordatsbanken,  sofern  es  sich  um  Abschnitte  von  50  Franken 
oder  darüber  handelte  und  die  Ausstellerin  ihren  Verpflichtungen 
pünktlich  nachkam,  ferner  auf  die  gegenseitige  spesenfreie 
Abgabe  von  Mandaten  und  den  kostenfreien  Wechsel- 
inkasso. Zur  Beurteilung  der  Lage  der  Mitglieder  wurde  die 
Zustellung  von  Wochensituationen  und  Monatsbilanzen  ver- 
einbart, und  zur  Erleichterung  des  Ausgleiches  der  Forde- 
rungen aufeinander  in  Zürich  eine  gemeinsame  Abrechnungs- 
stelle geschaffen.     Die  Mitgliederzahl  des  Konkordates  erhöhte 
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sich  in  den  drei  nächsten  Jahren  auf  24;  dagegen  schlössen  sich 
11  Notenbanken  demselben  nicht  an. 

Das  erste  Konkordat,  das  nur  in  wenigen  unwesentlichen 
Punkten  eine  Abänderung  erfahren  hat,  blieb  in  Kraft  bis  zum 
Banknotengesetz  von  1881,  das  eine  Revision  der  Vereinbarung 
notwendig  machte.  Das  Gesetz,  das  die  Notenbanken  der  Auf- 
sicht des  Bundes  unterstellte,  übernahm  daraus  die  Be- 
stimmungen über  die  gegenseitige  Einlösung  und  schuf  einen 
einheitlichen  Notentyp.  Die  Generalversammlung  der  Emissions- 
banken vom  18.  Juni  1881  beschloss  deshalb,  die  Abmachungen 
über  den  Notenverkehr  in  einem  speziellen  Konkordat  nieder- 
zulegen, das  gemäß  Art.  23  des  Gesetzes  dem  Bundesrat  zur  Ge- 
nehmigung vorzulegen  war  (19  Mitglieder).  Dagegen  wurden  die 
Bestimmungen  über  den  Inkasso-  und  Mandatverkehr  in  einem 
gesonderten  Vertrag  zusammengefasst  (18  Mitglieder).  Die  Ab- 
rechnungsstelle in  Zürich  blieb  weiter  fortbestehen  und  wurde 
von  der  Bank  in  Zürich,  später  von  der  Kantonalbank  verwaltet. 
Diese  beiden  Verträge  leiten  die  Periode  des  zweiten  Kon- 
kordates der  Emissionsbanken  ein,  die  1882  beginnt  und 
etwas  formell  1902  abgeschlossen  wurde.  In  diesem  Zeitraum 
haben  die  Emissionsbanken  weitere  Vereinbarungen  getroffen^ 
von  denen  die  wichtigsten  angeführt  sein  mögen. 

An  erster  Stelle  darunter  stehen  wohl  die  Versuche,  auf  dem 
Wege  der  verbandsmäßigen  Einigung  auf  die  zerfahrene 
Diskontpolitik  der  Notenbanken  einen  Einfluss  ausüben  zu 
können.  Die  erste  diesbezügliche  Vereinbarung,  der  28  Kon- 
kordatsbanken beitraten,  datiert  vom  3.  Juni  1893  und  ver- 
pflichtet die  Banken,  bei  der  Diskontierung  von  Wechseln  mit 
einer  Lauffrist  von  nicht  über  10  Tagen  (später  auf  12  erhöht) 
nicht  unter  einen  einheitlichen  offiziellen  Satz  zu  gehen,  der  von 
einem  fünfgliedrigen  Komitee  festgesetzt  wurde.  Später  einigte 
man  sich  ebenfalls  über  ein  Minimum  für  den  Privatsatz.  Die 
Durchführung  dieser  Abmachungen  blieb  aber  dauernd  in  Frage 
gestellt  durch  ihre  viel  zu  lose  Form  und  das  Beiseitebleiben 
einiger  Emissionsbanken;  der  Erfolg  musste  von  vornherein 
gering  bleiben,  da  die  Sätze  für  längere  Sichten  nicht  reguliert 
wurden.  So  blieb  denn  auch  eine  kräftige  Wirkung  auf  den 
Kurs  der  Schweizer  Devise  aus.  1900  einigten  sich  die  Kon- 
kordatsbanken über  eine  Vereinbarung,  betreffend  die  Regulierung 
des  Notenumlaufes,  die  dem  Diskontokomitee  die  Befugnis  über- 
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trug,  Notenrückzüge  (im  Maximum  10  pro  Mille  der  bewilligten 
Emissionssumme)  anzuordnen,  sofern  der  Umlauf  sichtlich  zu 
gross  wurde.  Diese  Vereinbarung,  die  der  Zirkulation  eine  ge- 
wisse Elastizität  verleihen  sollte  und  damit  zur  Unterstützung 
der  Diskontpolitik  diente,  ist  um  so  bemerkenswerter,  als  es  den 
Banken  nicht  gelang,  für  die  zurückgezogenen  Noten  eine 
Steuerbefreiung  vom  Bundesrat  zu  erreichen  und  deshalb  nach 
wie  vor  gemäß  dem  Gesetz  von  1881  die  gesamte  bewilligte 
Emissionssumme  versteuert  werden  musste. 

Von  den  übrigen  Vereinbarungen  sei  noch  erwähnt,  dass  zur 
Erleichterung  des  Zahlungsverkehrs  die  Mandatformulare  ver- 
einheitlicht, ferner  der  Giroverkehr  und  1901  die  Generalmandate 
eingeführt  wurden.  Im  gleichen  Jahre  trat  auch  die  neue  Gifo- 
und  Abrechnungsstelle  ins  Leben,  die  von  der  Zürcher  Kantonal- 
bank verwaltet  wurde  und  im  Gegensatz  zu  der  abgelösten 
Zentralstelle  die  Funktion  einer  Anstalt  zum  Ausgleich  aller  Ver- 
bindlichkeiten übernahm. 

So  hatten  sich  die  Emissionsbanken  im  Laufe  der  Zeit  und 
zum  grossen  Teil  unter  dem  Einfluss  der  Bewegung  zugunsten 
einer  Verbesserung  der  Banknotengesetzgebung  zu  einer  Anzahl 
von  Abmachungen  zusammengefunden,  durch  welche  der 
Zahlungsverkehr  verbessert  und  die  Mängel  der  dezentralisierten 
Notenverfassung  bis  zu  einem  gewissen  (allerdings  unzu- 
reichenden) Grade  behoben  werden  konnten.  Um  diesen  Maß- 
nahmen äusserlich  eine  einheitliche  Form  zu  geben,  wurden  die 
betreffenden  Convenia  1901  in  ein  einheitliches  Konkordat  zu- 
sammengefasst,  das  nach  erfolgter  Genehmigung  des  Bundesrates 
auf  den  1.  Januar  1902  in  Kraft  trat.  Damit  war  das  dritte 
Konkordat  (1902 — 1907)  errichtet,  dem  sämtliche  Emissions- 
banken angeschlossen  waren. 

Ausgenommen  einige  unbedeutende  Reformen  wurden  in 
diesem  Zeitraum  keine  Neuerungen  von  Belang  eingeführt;  er- 
wähnenswert ist  lediglich  noch  eine  Vereinbarung  über  den  Zins- 
fuss  von  Checkrechnungen,  die  uns  später  wieder  begegnen  wird. 
Mit  der  Errichtung  der  Nationalbank  fand  der  Verband  der 
Emissionsbanken  ein  Ende;  die  letzte  Generalversammlung,  die 
seine  Auflösung  beschloss,  tagte  am  1.  Juni  1907  in  Basel;  es 
war  dies  zugleich  der  Gründungstag  des  Kantonalbankenver- 
bandes,  der  uns  im  folgenden  Abschnitt  eingehender  be- 
schäftigen soll. 
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4.  Abschnitt. 


Der  Verband 
Schweizerischer  Kantonalbanken, 


I.    Gründung. 

Mit  der  Eröffnung  der  Nationalbank  gelangte  das  Kon- 
kordat der  Emissionsbanken  zur  Auflösung.  Einige  wichtige 
private  Institute  traten  in  Liquidation.  Von  den  übrigbleibenden 
notenemittierenden  Banken  waren  22  kantonale  Institute,  die  ein 
Gesamtdotations-  und  Aktienkapital  von  über  140  Millionen  Frs. 
und  eine  Gesamtbilanz  in  einfacher  Aufstellung  von  annähernd 
1  740  Millionen  Frs.  aufwiesen.  (Keine  kantonalen  Institute  be- 
sassen  die  Kantone  Genf,  Wallis  und  Tessin.)  Für  diese  Banken, 
in  ihrer  Gesamtheit  die  bedeutendsten  Mitglieder  des  Kon- 
kordates, die  nach  dem  Entzug  des  Notenemissionsrechtes  selb- 
ständig  weiter  fortbestanden,  erhob  sich  die  Frage,  ob  nicht  ein 
Zusammenschluss  gegenüber  einem  Zurücktreten  in  die  Kon- 
kurrenz gewisse  Vorzüge  biete.  Eine  Prüfung  der  Lage  musste 
eine  bejahende  Antwort  ergeben.  Die  Banken  hatten  in  lang- 
jähriger Praxis  die  Vorteile  einer  Reihe  von  Konkordats- 
bestimmungen kennen  gelernt,  die  sich  auch  nach  dem  Ver- 
schwinden der  Notenemission  leicht  beibehalten  Hessen.  Dann 
aber  war  wesentlich,  dass  es  sich  um  staatsgarantierte  Banken 
handelte,  deren  Geschäftskreis  im  Grossen  und  Ganzen  sich  mit 
den  Kantonsgrenzen  deckte,  Banken,  die  alle  in  der  Wirtschafts- 
politik ihres  Kantons  eine  ähnliche  Aufgabe  zu  erfüllen  hatten. 
Diese  zwei  Momente  erleichterten  den  Zusammenschluss  zu 
einem  homogenen  Verband  ganz  wesentlich.  Da  jede  Bank 
innerhalb  ihres  Kantons  in  der  Hauptsache  denselben  Aufbau 
des  Geschäftes  zeitigte,  bestand  durch  die  analogen,  aber  nicht 
kollidierenden  Interessen  ein  starkes  einigendes  Band. 
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Es  stand  zu  erwarten,  dass  die  Änderunj^en  im  Diskonto- 
material infolge  der  Gründung  der  Nationalbank  alle  kantonalen 
Institute  in  gleichem  Maße  betreiYen  würden.  Das  Hypotheken- 
geschäft war  für  sämtliche  Institute  von  solcher  Wichtigkeit, 
dass  eine  Einigung  auf  diesem  Gebiete  allen  nur  wünschenswert 
erscheinen  konnte.  Ebenso  bot  eine  Vereinbarung  über  die  Prak- 
tiken im  Passivgeschäft  nur  Vorteile.  Die  Regelung  der  Zins- 
fussfrage,  die  möglichst  einheitliche  Behandlung  der  lebens- 
wichtigen fremden  Gelder  war  einem  Verbände  leichter  möglich, 
als  den  auf  sich  selbst  gestellten  Instituten.  Ein  Verband  er- 
möglichte die  Aufstellung  von  Konventionen  und  endlich  erschien 
die  Gründung  mit  Ptücksicht  auf  das  Emissionsgeschäft  von  kan- 
tonalen und  kommunalen  Anleihen,  evtl.  in  Verbindung  mit 
anderen  Organisationen,  vorteilhaft. 

Dass  ein  Verband  der  Kantonalbanken  im  Stande  sein 
würde,  die  genannten  Ziele  zu  erreichen,  stand  sicher  zu  er- 
warten, da,  wie  schon  erwähnt,  die  finanzielle  Macht,  die  er  ver- 
treten würde,  eine  ganz  erhebliche  war.  Zu  jenem  Zeitpunkt 
verwalteten  die  in  Betracht  fallenden  Banken  mit  11/3  Milliarden 
an  eigenen  und  fremden  Geldern  einen  ansehnlichen  Teil  des 
schweizerischen  Volksvermögens.  Es  gesellte  sich  dazu  als 
günstiges  Moment  die  gleichmäßige  regionale  Verteilung  der 
Banken  und  ihrer  Filialen  über  die  ganze  Schweiz. 

Der  Erfolg  konnte  deshalb  nicht  ausbleiben,  als  am  18.  Mal 
1907  ein  Initiativkomitee  unter  der  Führung  der  Basler  Kantonal- 
bank ein  Rundschreiben  an  alle  Kantonalbanken  ergehen  Hess, 
in  welchem  dieselben  um  ihre  Meinung  über  die  Gründung  eines 
Verbandes  der  Kantonalbanken  angegangen  wurden.  Ohne  Aus- 
nahme erklärten  sich  alle  für  die  Gründung.  Am  1.  Juni  1907 
tagte  die  letzte  Generalversammlung  des  Konkordates  der 
schweizerischen  Emissionsbanken  in  Basel  und  beschloss  dessen 
Auflösung  auf  den  Zeitpunkt  der  Eröffnung  der  Nationalbank; 
am  selben  Tage  versanunelten  sich  31  Delegierte,  die  22  Kan- 
tonalbanken vertraten,  um  über  die  Gründung  des  neuen  Ver- 
bandes zu  verhandeln.  Nachdem  die  Versammlung  zwei 
Referate  der  Herren  Steffen  (Basel)  über  die  beizubehaltenden 
Bestimmungen  des  bisherigen  Konkordates  und  F  1  u  e  1  e  r 
(Schwyz)  über  die  weiteren  Aufgaben  eines  Verbandes  der 
Kantonalbanken  entgegengenommen  hatte,  beschloss  sie  ein- 
stimmig  die   Gründung   eines   „Verbandes   der   Schweizerischen 
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Kantonalbanken",  der  das  frühere  Konkordat  der  Emissions- 
banken „auf  veränderter  Basis  und  durch  eine  Verbindung  unter 
den  Kantonalbanken"  weiterführen  sollte. 

Zugleich  wurde  ein  siebengliedriges  Komitee  eingesetzt,  das 
die  konstituierende  Versammlung  vorzubereiten  hatte.  Die 
rasche  Arbeit  desselben  ermöglichte  es,  auf  den  14.  Dezember 
1907  eine  zweite  Versammlung  der  Kantonalbanken  nach  Basel 
einzuberufen,  die  die  Konstituierung  beschloss  und  zugleich  das 
Reglement  des  Verbandes  und  das  neue  Konkordat  mit  Inkraft- 
treten auf  den  1.  Januar  1908  einstimmig  annahm.  Damit  waren 
die  schweizerischen  Kantonalbanken  zu  einer  Vereinigung  zu- 
sammengeschlossen, die  im  schweizerischen  Bankwesen  die 
straffste  homogene  Organisation  darstellt. 

IL  Äussere  Entwicklung  und  Organisation. 

1.  Mitgliederbestand. 
Von  allem  Anfang  an  richtete  der  Verband  sein  Augenmerk 
darauf,  alle  Kantonalbanken  und  Institute  aus  allen  Kantonen 
in  sich  zu  vereinigen.  Wesentlich  dabei  ist  aber,  dass  nur  mit 
Staatsgarantie  versehene  Institute,  reine  und  gemischte  Staats- 
banken in  Betracht  fallen.  (Es  gehörten  denn  auch  in  der  Folge 
die  Banca  Cantonale  Ticinese  und  die  Banque  Cantonale 
Fribourgeoise  als  Privatinstitute  dem  Verband  nicht  mehr  an, 
obwohl  sie  beide  an  der  Gründungsversammlung  zugegen  ge- 
wesen waren.) 

Von  den  damals  bestehenden  22  eigentlichen  Kantonal- 
banken nahmen  an  der  Gründung  21  Institute  teil.  Nicht  ver- 
treten war  W  a  a  d  t ,  dessen  Banque  Cantonale  Vaudoise  jedoch 
schon  im  folgenden  Jahre  1908  dem  Verband  beitrat.  Ferner 
fehlten  die  Kantone  Genf,  Wallis  und  Tessin,  die  drei  Kantone, 
die  keine  Staatsbank  besassen. 

Bis  1910  zählte  somit  der  Verband.22  Mitglieder,  das  heisst, 
sämtliche  Staatsbanken  waren  ihm  angeschlossen.  1916  und  1919 
traten  ein  die  beiden  neu  errichteten  Kantonalbanken,  die  Banca 
dello  Stato  del  Cantone  Ticino  bzw.  Banque  Cantonale  du  Valais. 
Ebenfalls  1919  wurde  die  Hypothekarkasse  des  Kantons  Bern  als 
mit  Staatsgarantie  versehenes  Institut  aufgenommen,  so  dass  sich 
der  Mitgliederbestand  auf  25  erhöhte:  die  24  heute  bestehenden 
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eigentlichen  Kantonalbanken  und  das  genannte  grosse  bernische 
Hypothekarinstitut.  Nicht  vertreten  ist  der  Kanton  Genf,  der 
bis  heute  noch  keine  Staatsbank  besitzt,  die  die  Aufgaben  einer 
Kantonalbank  7ai  erfüllen  hätte. 

2.    Organisation. 

Die  Bestimmungen  über  die  Organisation  des  Verbandes  sind 
enthalten  in  dem  Konkordat  vom  14.  Dezember  1907  und  in 
einem  Reglement,  das  einen  Bestandteil  desselben  bildet. 

Die  oberste  Instanz  ist  die  Generalversammlung,  die  ordent- 
licherweise einmal  jährlich  einberufen  wird.  Die  Banken  werden 
durch  Delegationen  von  einem  oder  mehreren  ^litgliedern  ver- 
treten, deren  Stimmabgabe  unteilbar  ist.  Jede  Bank  hat  eine 
Stimme,  das  absolute  Mehr  entscheidet.  Die  Beschlüsse  sind  für 
die  Konkordatsbanken  verbindlich,  jedoch  kann  die  Ratifikation 
der  Bankbehörden  vorbehalten  werden.  Die  Mitgliedschaft  ist 
jeder  staatsgarantierten  Bank  gestattet  (also  auch  staatliche 
Grundkreditinstitute);  über  den  Eintritt  anderer  (gemischter) 
Banken  entscheidet  die  Generalversamuilung.  Diese  wählt  das 
siebengliedrige  Komitee,  welches  die  Geschäfte  führt  und  in 
welchem  die  Plätze  Basel,  Bern,  St.  Gallen  und  Zürich  ständig 
vertreten  sind.  Das  Komitee  hat  die  Innehaltung  des  Kon- 
kordates zu  überwachen,  die  von  der  Generalversammlung  ge- 
fassten  Beschlüsse  auszuführen,  Anträge  zuhanden  der  General- 
versammlung vorzubereiten.  Zur  Vorbereitung  von  grösseren 
Verhandlungsgegenständen  können  Spezialkommissionen  ein- 
gesetzt werden.  Verband  und  Komitee  werden  nach  aussen  vom 
Präsidium  vertreten,  das  seit  der  Gründung  des  Verbandes  der 
Basler  Kanton«*^lbank  übertragen  worden  ist.  Die  Auslagen  des 
Verbandes  werden  vom  Präsidium  vorschussweise  bestritten  imd 
von  diesem  jährlich  den  Mitgliedern  im  Verhältnis  zu  ihrem 
Grundkapital  belastet.  1910  wurde  die  Errichtung  eines  ge- 
meinsamen Fonds  zur  Bestreitung  der  gemeinsamen  Lasten  be- 
schlossen, in  welchen  2%  des  Reingewinnes  auf  Anleihens- 
emissionen  eingelegt  werden  (Bern  vergütet  seinen  Spesenanteil 
separat). 

Die  juristische  Natur  des  Verbandes  ist  ein  Verein  im  Sinne 
des  Personenrechtes,  denn  der  Verband  selbst  verfolgt  keine 
wirtschaftlichen  Zwecke;  die  Resultate  seiner  Tätigkeit  kommen 
den  Mitgliedern  indirekt  zugute.    Dagegen  stellt  das  Anleihens- 
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Syndikat,  das  vom  Verband  zu  trennen  ist,  (es  beruht  auf 
SpezialVertrag),  eine  einfache  Gesellschaft  dar  im  Sinne  von 
Art.  530  ff.  0.  R.  ' 


III.   Tätigkeit. 

1.    Die    Konkordatsbestimmungen. 

Der  Gedanke  einer  Übertragung  der  geeigneten  Bestim- 
mungen des  Konkordates  der  Emissionsbanken  auf  den  Kantonal- 
bankenverband  fand  bereits  in  der  Gründungsversammlung 
durch  das  Initiativkomitee  seine  Formulierung.  Dabei  kamen  in 
erster  Linie  in  Betracht  die  Bestimmungen  über  die  Ordnung 
der  gegenseitigen  Verkehrsverhältnisse  und  Publizität.  Das 
Entgegenkommen  der  Nationalbank  ermöglichte  weiterhin  die 
Ausgabe  von  Generalmandaten  und  das  Fortbestehen  der  ge- 
meinsamen Giro-  und  Abrechnungsstelle. 

Die  Gründungsversammlung  vom  1.  Juni  1907  genehmigte 
den  Antrag  des  Initiativkomitees  ..über  die  beizubehaltenden 
Bestimmungen  des  bisherigen  Konkordates";  die  Materie  wurde 
dem  Komitee  zur  Antragsstellung  in  der  nächsten  Versammlung 
überwiesen,  die  am  14.  Dezember  1907  über  den  definitiven  Wort- 
laut des  neuen  Konkordates  Beschluss  fasste. 

Inkasso-  und  Mandatverkehr.  Schon  das  erste 
Konkordat  der  Emissionsbanken  von  1876  verpflichtete  die  Mit- 
glieder zum  gegenseitigen  spesenfreien  Inkasso  von  Wechseln 
auf  die  eigenen  und  Filialplätze.  In  diesem  Sinne  wurde  die 
Abmachung  in  die  späteren  Konkordate  und  nun  auch  in  das- 
jenige der  Kantonalbanken  übernommen,  unter  Vorbehalt  der 
eigenen  Spesen.  Unter  Filialplätzen  sind  dabei  diejenigen  Ort- 
schaften auf  Schweizergebiet  verstanden,  in  welchen  ein  Mitglied 
eine  Zweiganstalt  unterhält.  Dazu  kommen  noch  Bestimmungen 
über  Verantwortlichkeit  der  inkassierenden  Rank  und  über  die 
Gutschrift  des  Gegenwertes.  Ebenfalls  von  den  früheren  Kon- 
kordaten übernommen  wurde  der  Abschnitt  betr.  den  Mandat- 
verkehr, der  den  Konkordatsbanken  die  Möglichkeit  gibt,  auf- 
einander Mandate  auszustellen  und  die  bezogene  Bank  zur  spesen- 
freien Einlösung  verpflichtet.  Dieser  Verkehr  Avird  noch  ge- 
fördert durch  die  Abgabe  von  Generalmandaten.  1901  waren 
dieselben    von    den    Emissionsbanken    eingeführt    worden    und 
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lauteten  einfach  auf  die  Emissionsbanken  (damals  64  einlösende 
Stellen).  Der  Gegenwert  wurde  durch  die  Ausstellerin  bei  der 
gemeinsamen  Giro-  und  Abrechnungsstelle  gedeckt.  Die  neuen 
Generalmandate  der  Staatsbanken  lauteten  auf  die  National- 
bank, sind  —  im  Gegensatz  zu  früher  —  im  Betrage  nicht 
limitiert  und  werden  gebührenfrei  an  die  Kundschaft  abgegeben. 
Die  Deckung  erfolgt  bei  der  kontoführenden  Bankstelle  der 
Notenbank  durch  die  Ausstellerin  spätestens  am  Vormittag  des 
auf  die  Ausstellung  folgenden  Werktages.  Die  Konkordats- 
banken können  ihre  Zweiganstalten  ermächtigen,  Mandate  und 
Generalmandate  auszustellen. 

Laufende  Rechnungen.  Zur  Regelung  der  Ver- 
bindlichkeiten aus  dem  Inkasso-  und  Mandatverkehr  und  zur 
gegenseitigen  Gutschrift  von  Einzahlungen  Dritter  stehen  die 
Konkordatsbanken  gegenseitig  in  laufender  provisionsfreier 
Rechnung.  Die  ursprüngliche  Bestimmung  des  Konkordates, 
dass  die  Zweiganstalten  der  Banken  in  keinem  direkten  Rech- 
nungsverhältnis stehen,  sondern  den  ganzen  Verkehr  über  die 
Konti  der  Hauptbank  zu  leiten  haben,  erwies  sich  in  der  Praxis 
bald  als  unhaltbar.  1909  wurde  deshalb  der  betr.  Artikel  des 
Konkordates  dahin  revidiert,  dass  die  Zweiganstalten  vom  Haupt- 
sitz   zur    Eingehung    solcher    Rechnungen    ermächtigt    werden 

können. 

Gemeinsame  Giro-  und  Abrechnungsstelle. 
Die  Abrechnungsstelle  des  Konkordates  der  Emissionsbanken 
von  1876  diente  zum  Ausgleich  der  Forderungen  aus  dem  Noten- 
yerkehr.  Später  erhielt  sie  die  Bedeutung  einer  Girostelle  zum 
Ausgleich  aller  Verbindlichkeiten,  deren  Fortbestehen  im  Interesse 
der  Kantonalbanken  lag.  Die  Nationalbank  erklärte  sich  bereit, 
diese  Funktion  zu  übernehmen.  §  20  des  Konkordates  ver- 
pflichtet die  Banken,  die  entstehenden  Verbindlichkeiten  aus 
Kontokorrent-  und  Inkassoverkehr,  sofern  sie  nicht  anderweitig 
gedeckt  sind,  einmal  wöchentlich  auf  dem  Wege  des  Girodienstes 
der  Nationalbank  in  runden  Tausenden  zu  begleichen.  Die  Auf- 
gabe der  Überträge  durch  die  Banken  erfolgt  an  die  konto- 
führende Zweigstelle  der  Notenbank  unter  Anzeige  an  die  Bene- 
fizientin.  Die  Gutschriften  und  Belastungen  eines  Abrechnungs- 
tages werden  kompensiert  und  die  bezüglichen  Veibuchungen 
durch  die  Zweigstelle  der  Nationalbank  unter  sofortiger  Anzeige 
an  die  Banken  vollzogen. 
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Ausweise  der  Banken.  Die  Bestimmung  des  alten 
Konkordates,  dass  die  Emissionsbanken  sich  gegenseitig  die 
Monatsbilanzen,  Jahresschlussbilanz  und  Gewinn-  und  Verlust- 
rechnung übermitteln,  wurde  bis  zum  Erlöschen  des  Notenaus- 
gaberechtes beibehalten.  Desgleichen  erfolgte  regelmäßig  die 
Publikation  der  Wochensiluationen  weiter.  Später  (1910)  wurde 
ein  neues  Schema  für  die  periodischen  Veröffentlichungen  auf- 
gestellt; die  Wochenberichte  fielen  v/eg;  dagegen  werden 
die  Monatsbilanzen  regelmäßig  nach  Zusammenstellung  des 
Präsidiums  im  Handelsamtsblatt  publiziert  und  bilden  mit  ihrer 
zweckmäßigen  und  übersichtlichen  Gliederung  eine  wertvolle 
Quelle  schweizerischer  Bankstatistik. 

Durch  diese  Verpflichtungen  der  Konkordatsbanken  unter 
sich  —  Dritte  können  sich  darauf  nicht  berufen  —  wurde  der 
Absicht  des  Initiativkomitees  gemäß  „das  der  Erhaltung  Fähige 
und  Geeignete  .  .  .  aus  dem  Konkordate  der  Emissionsbanken 
auf  die  .  .  .  neue  Vereinigung  der  Kantonalbanken  übertragen." 
Die  Grundlage  für  eine  intensive  geschäftliche  Zusammenarbeit 
der  Verbandsbanken  war  damit  geschaffen. 

2.    Die    Konventionen. 

A.  Mit  Rücksicht  auf  die  grosse  Bedeutung  des  Hypothekar- 
geschäftes, dessen  Voraussetzung  die  Erhaltung  eines  be- 
deutenden Stocks  langfristiger  und  möglichst  billiger  Kunden- 
gelder bildet,  sah  sich  der  Verband  bald  nach  seinem  Entstehen 
veranlasst,  zwei  Konventionen  aufzustellen,  die  dieses  Gebiet 
berühren. 

Durch  die  Vereinbarung  betr.  Einlösung  von 
Kupons  von  1909  kam  man  dem  geldgebenden  Publikum 
dadurch  entgegen,  dass  sich  die  Konkordatsbanken  ver- 
pflichteten, ihre  Kupons  auf  Obligationen  und  Kassascheine 
gegenseitig  provisionsfrei  für  den  Vorweiser  einzulösen.  Das 
Zustandekommen  einer  weitergehenden  Konvention,  die  auch  die 
fälligen  und  gekündeten  Titel  selbst  umfasst  hätte,  scheiterte 
daran,  dass  einzelne  Institute  infolge  regionaler  Verschieden- 
heiten sich  nicht  zmn  Beitritt  entschliessen  konnten.  Ins- 
besondere fiel  dabei  in  Betracht,  dass  nicht  alle  Kantonalbanken 
Obligationen  ausgaben,  wohl  aber  die  Titel  der  übrigen  in  ihrem 
Kanton  plazierten  und  den  Inkasso  der  zugehörigen  Kupons 
besorgten.      Da    dieser    Kuponverkehr    oft    ganz    beträchtliche 
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Dimensionen  annahm,  war  es  begreiflich,  dass  die  bestehenden 
Einzehibmachungen  über  die  Kommissionsvergütungen  nicht 
beseitigt  werden  konnten.  Die  Spesenfreiheit  der  Einlösung 
kommt  denniach  nur  dem  Kunden  zugute,  nicht  auch  der 
schuldnerischen  Bank.  Letztere  trägt  auch  die  weiteren  Spesen 
der  Einlösung. 

Die  Verein  b  a  r  i'  n  g  b  r  t  r.  K  o  m  r:n  s  s  i  o  n  s  v  e  r  - 
g  ü  t  u  n  g  für  die  Plazierung  von  Obligationen 
der  V  e  r  b  a  n  d  s  b  a  n  k  e  n  (10ir>)  bezweckte  die  Bet^eitigung 
von  allzuhohen  Kommissionssätzen.  Durch  eine  Umfrage  des 
Präsidiums  wurde  festgestellt,  dass  von  22  antwortenden  Banken 
C  überhaupt  nie,  die  übrigen  16  eine  Kommisison  von  V2V00  bis 
V4  %  für  die  Unterbringung  ihrer  Obligationen  vergütet  hatten. 
An  eine  vollständige  Beseitigung  derselben  war  nicht  zu  denken; 
dazu  waren  die  Zinssätze  zu  sehr  verschieden  (z.  Teil  infolge  der 
Maximalzinsfuss  -  Gesetzgebung).  Auch  war  die  Art  der 
Plazierung  in  den  Kantonen  nicht  einheitlich:  in  Freiburg  z.  B. 
erfolgte  sie  grösstenteils  durch  die  Notare,  weshalb  in  jenem 
Kanton  der  Kommissionssatz  ein  wichtii»es  KonkurrcMizmittel  der 
Banken  bildete.  In  der  endgültigen  Fassung  der  Konvention 
wurde  deshalb  stipuliert,  dass  die  Banken  womöglich  keine,  im 
höchsten  Falle  aber  eine  Konnnission  von  Vs  %  für  die 
Plazierung  ihrer  (Obligationen  und  Kassascheine  vergüten  sollen 
(1920  infolge  der  veränderten  Verhältnisse  auf  dem  Kai)italmarkt 
auf  14  %  erhciht).  Eine  Ausnahme  wurde  für  jene  Mitglieder 
gemacht,  deren  Obligationenzinsfuss  unter  demjenigen  der  Mehr- 
heit sich  bewegt;  in  diesem  Falle  darf  die  Zinsdifferenz  dem 
(Tläubiger  direkt  besonders  vergütet  werden.  Die  Kommissionen 
dürfen  nur  an  Banken  und  gewerbsmäßige  Vermittler  verausgabt 
werden. 

B.  Konnten  die  Kantonalbanken  diese  beiden  Konventionen 
unter  sich  vereinbaren,  ohne  damit  der  Konkurrenz  eine  Blosse 
zu  geben,  so  musste  sich  der  Verband  zur  Aufstellung  weiterer 
Abmachungen  mit  den  Handelsbanken  ins  Einvernehmen  setzen. 

Dies  geschah  vor  allem  in  der  überaus  wichtigen  K  o  n  - 
ventionbetr.  den  ZinsfussinScheckrechniingen 
oder  in  jederzeit  verfügbaren  Guthaben- 
rechnungen. Eine  solche  Abmachung  hatte  schon  unter 
den  Emissionsbanken  und  den  hauptsächlichsten  übrigen 
Instituten    der   Schweiz    bestanden    und    die    Wiedereinführung 
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derselben  unter  den  neuen  Verhältnissen  wurde  von  den  meisten 
Beteiligten  lebhaft  gewünscht.  Schon  1907  beantragte  das 
Komitee  der  Kantonalbanken  dafür  folgenden  Wortlaut: 

„Die  unten  verzeichneten  Banken  kommen  überein,  in 
Scheckrechnungen  oder  jederzeit  verfügbaren  Guthaben- 
rechnungen an  Banken,  Bankiers  und  Agents  de  Change  im 
In-  und  Auslande  keinen  höheren  Zinsfuss  zu  bewilligen,  als 
H4  %  unter  dem  schweizerischen  offiziellen  Diskontosatze, 
im  Maximum  3  %.  Dieses  Maxinnun  kann  aber  auf  SV2  % 
erhciht  werden,  wenn  der  offizielle  Diskontosatz  über  5  % 
steht." 

Die  Wünschbarkeit  einer  solchen  Limitierung  des  Satzes 
bedarf  wohl  weiter  keiner  Erörterung,  denn  die  Bestände  auf 
diesen  —  meist  provisionsfreien  —  Konti  pflegen  in  der  Regel 
rasch  abdisponiert  zu  werden,  so  dass  sie  sehr  unbeständige 
fremde  Gelder  repräsentieren.  In  der  Tat  nahm  auch  die  Ver- 
sammlung der  Kantonalbanken  den  Antrag  einstimmig  an,  in  der 
Meinung,  dass  die  übrigen  Institute,  die  der  früheren  Ver- 
einbarung angehört  hatten,  zum  Beitritt  eingeladen  würden.  Die 
diesbezüglichen  Verhandlungen  zogen  sich  indessen  noch  einige 
Zeit  hin:  Ende  1908  konnte  die  Konvention  aber  doch  definitiv 
in  Kraft  treten  (siehe  auch  Bankiervereinigung). 

Eine  ähnliche  Vereinbarung  gegenüber  den  Guthaben  von 
Firmen  und  Privaten  wurde  von  den  Kartellbanken  in  Vorschlag 
gebracht,  kam  jedoch  infolge  der  grossen  herrschenden  Ver- 
schiedenheiten nicht  zustande.  Die  Kartellierung  dieser  Zins- 
sätze wurde  zum  Teil  durch  die  Platzvereinigungen  auf  lokalem 
Boden  erreicht,  ohne  dass  aber  dabei  so  weit  gegangen  werden 
konnte,  wie  im  Ausland,  z.  B.  in  London. 

Neben  dieser  Vereinbarung  haben  noch  andere  Konventions- 
projekte den  Verl)and  beschäftigt,  deren  Besprechung  sich  aber 
erübrigt,  weil  sie  später  von  der  Bankiervereinigung  durchgeführt 
wurden.  Eine  Sonderabmachung  der  Kantonalbanken,  betr.  die 
Überwälzung  des  eidgenössischen  Obligationenstempels  wird 
weiter  unten  erwähnt. 

3.    Pfandbrief    und    Postsparkasse. 

Zwei  Probleme  der  schweizerischen  Wirtschaftspolitik  haben 
den  Interessenverband  der  Kantonalbanken  sehr  stark  be- 
schäftigt:   die    Pfandbrieffrage    und    das    Postulat    einer    eid- 
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genössischen  Postsparkasse,  beides  alte  Sorgenkinder  der  Bundes- 
gesetzg-ebung  —  nicht  weniger  aber  auch  der  Kantonalbanken. 
In  den  Verhandlungen  des  Verbandes  nehmen  die  Diskussionen 
über  diese  zwei  Traktanden  einen  breiten  Raum  ein  und  die  ein- 
mütige Stellungnahme  der  Mitglieder  hat  es  ihm  ermöglicht, 
beiden,  besonders  aber  der  Postsparkasse  gegenüber  eine  aus- 
geprägte „Standespolitik^'  zu  befolgen. 

A.  Die  Zentralisierung  d  e  s  H  y  p  o  t  h  e  k  a  r  - 
k  r  e  d  i  t  e  s.  Die  Bedeutung  des  Hypothekargeschäftes  für  die 
Verbandsbanken  tritt  klar  in  folgenden  Bilanzziffern  in  Er- 
scheinung: 

die  Verbandsbanken  wiesen  aus 
(in  Mill.  Frs.) 
Bilanz-      Hypothekar- 


1907  ') 
1910  ') 
1915^) 
1920  0 


Aktien-  bzw. 
Dotationskapital 

142,75 
216 
281,5 
403,5 


Hypothekaranlagen  in 
summe  anlagen  "/o  der  Aktiven 

1  738,6  777,0  44,69 
2 122,3  1  010,4  47,61 

2  941,3  1380,2  46,92 
4  459,0  1970,3  44,19 


Die  Hypotheken  stellen  demnach  nahezu  die  Hälfte  sämt- 
licher Anlagen  der  Verbandsbanken  dar.  Jedoch  ist  dabei  noch 
zu  berücksichtigen,  dass  es  sich  hier  nur  um  die  ausgewiesenen 
Hypothekarkredite  handelt;  dazu  kommt  noch  ein  nicht  unerheb- 
licher Betrag  von  Grundpfanddarleihen,  die  unter  anderen  Bilanz- 
positionen verbucht  sind,  wie  nachstehende  Hypotheken,  die  oft 
durch  Faustpfand  oder  Bürgschaft  mit  gedeckt  sind  oder  direkt 
Personalkredit  darstellen;  ferner  jene  Hypothekarkredite,  die 
infolge  der  Maximalzinsfuss-Gesetzgebung  in  die  Form  der  faust- 
l)fändlichen  Belehnung  gekleidet  werden  müssen.  In  der  7a\- 
nahme  dieser  letzteren  Gattung  von  Hypothekarkredit  dürfte 
zum  Teil  die  Erklärung  der  relativen  Abnahme  der  Bilanzi)osition 


„Hypothekaranlagen"    am 


Gesamtbestand  der  Aktiven  seit 
Kriegsausbruch  ifegen.  da  die  Steigerung  des  Zinsfusses  an  ver- 
schiedenen Orten  die  formelle  Umwandlung  derselben  in  blosse 
„Darleihen"  oder  „Vorschüsse"  notwendig  uuichte. 


1)  22  Ini^titute;        -)  25  Institute. 
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Die  obigen  Ziffern  machen  das  Interesse  leicht  verständlich, 
mit  dem  der  Verband  die  verschiedenen  Projekte  einer  Zentrali- 
sierung des  Hypothekargeschäftes  verfolgte.  Seine  Politik  musste 
selbstverständlich  darauf  gerichtet  sein,  eine  Konkurrenzierung 
der  Kantonalbanken  durch  eine  eidgenössische  Hypothekenbank 
möglichst  zu  verhüten  und  bei  der  Formulierung  der  Hypothekar- 
gesetzgebung  deren  Interessen  möglichst  zu  wahren. 

Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  näher  auf  die  verschiedenen  Vor- 
schläge und  Postulate  auf  Errichtung  einer  schweizerischen 
Hypothekenbank  einzutreten.  Es  versteht  sich  von  selbst,  dass 
die  einzelnen  Kantonalbanken  diese  Bewegung,  die  Ende  der 
70  er  Jahre  einsetzte,  stets  mit  Interesse  verfolgten  und  es  kann 
keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  die  ablehnende  Haltung 
kantonaler  Regierungen  dieser  Frage  gegenüber  teilweise  auf 
ihren  Einfluss  zurückzuführen  ist. 

Bei  der  Gründung  des  Verbandes  wurde  denn  auch  die 
Wichtigkeit  der  Hypothekarfrage  angetönt,  besonders  im  Hin- 
blick auf  die  bevorstehende  Regelung  im  eidgenössischen  Sachen- 
recht. 1912  hatt'e  das  Komitee  Gelegenheit,  in  der  diesbezügl. 
Enquete  des  Bundesrates  Stellung  zu  nehmen  gegen  die  Motion 
Scherrer-Füllemann  betr.  Errichtung  einer  Bundeshypo- 
thekenbank. 1917  gaben  die  Herren  D  u  1 1  w  e  i  l  er  (Zürich)  und 
Flueler  (Schwyz)  gegenüber  dem  Projekt  J.  Frey  auf  Er- 
richtung einer  Schweizerischen  National-Hypothekarbank  der  ab- 
lehnenden Haltung  der  Kantonalbanken  Ausdruck  in  der  Zeit- 
schrift für  Schweizerische  Statistik  und  Volkswirtschaft. 

Wenn  der  Verband  zur  Verhütung  der  Gründung  einer 
Bundeshypothekenbank  keine  allzu  grossen  Anstrengungen 
machen  musste,  da  die  Verwirklichung  eines  solchen  Projektes 
nie  in  gefährliche  Nähe  gerückt  wurde,  so  hatte  er  sich  um  so 
intensiver  mit  der  Regelung  der  Pfandbriefausgabe  zu  be- 
schäftigen. 1917  wurde  der  Bundesrat  auf  die  Notwendigkeit 
der  Ausführungsgesetzgebung  zu  Art.  918  des  Z.  G.  B.  auf- 
merksam gemacht;  er  beauftragte  in  der  Folge  die  Herren  Frey, 
H  u  b  e  r  ,  L  a  n  d  m  a  n  n  und  V  i  r  i  e  u  x  mit  der  Ausarbeitung 
eines  bezügl.  Gutachtens,  das  im  Frühjahr  1919  erschienen  ist.  In 
der  Generalversammlung  des  Verbandes  vom  5.  Juli  1919  haben 
die  Kantonalbanken  grundsätzlich  Stellung  genommen  zur  Pfand- 
brieffrage,   unter    spezieller    Berücksichtigung    des    Entwurfes 
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der  biindesrätlichen  Experten  (Referat  von  Herrn  Direktor 
H  a  e  f  e  1  i  n  ,  Luzern). 

Fassen  wir  kurz  die  Stellung-  der  Kantonalbanken  zur  Hypo- 
thekarfrage  und  zum  Entwurf  von  11)19,  wie  sie  sich  aus  den 
Verhandlungen  des  Verbandes  ergibt,  zusammen. 

Die  Schwierigkeit,  eine  eidgenössische  Regelung  des  Hypo- 
thekarwesens nach  ausländischem  —  vorab  deutschem  —  Vor- 
bilde zu  erreichen,  liegt  vor  allem  in  der  Mannigfaltigkeit  der 
Grundkreditverhältnisse  in  den  einzelnen  Kantonen  (staatliche 
und  private  Banken,  direkte  Hypotheken  Privater,  Gültsystem 
usw.).  Trotzdem  ist  der  Ruf  nach  einem  zentralen  Gnmdkredit- 
institut  immor  wieder  ergangen,  wobei  als  Hauptargumente  regel- 
mäßig geltend  gemacht  wurden:  die.  zum  grössten  Teil  durch  die 
Konkurrenz  der  höher  verzinslichen  modernen  ElTekten  und  den 
Kapitalexport  verursachte  Zinsfußsteigerung  unter  dem  jetzigen 
System  und  die  zunehmenden  Schwierigkeiten  der  (Jeldbe- 
schaffung  sowie  die  Art  der  letzteren.  Dagegen  wird  nun  aller- 
dings von  den  Kantonalbanken  darauf  hingewiesen,  dass  eine 
Bundeshypothekenbank  sich  ein  grosses  Filialennetz  schaifen 
müsste  und  dadurch  voraussichtlich  teurer  arbeiten  würde  als  die 
Kantonalbanken,  deren  Hypothekarabteilungen  bekanntermaßen 
nur  geringe  Gewinne  abwerfen  sollen.  Dadurch  aber  würde  der 
Vorteil  eines  Bundesinstitutes,  sich  etwas  billigeres  langfristiges 
Geld  beschaffen  zu  können,  wioder  wett  gemacht.  Auch  die 
Kritik  der  Art  der  heutigen  GeldbeschatTung  wollen  die  Kantonal- 
banken in  der  allgemein  geübten  Form  nicht  gelten  lassen,  indem 
sie  verlangen,  dass  nicht  allein  die  Form,  sondern  in  erster  Linie 
der  Charakter  der  fremden  (Tclder  für  deren  Biurteihuig  maß- 
gebend sein  müsse.  So  zeigt  denn  auch  die  Statistik  der  Be- 
wegungen der  Spargelder,  dass  einem  grossen  Teil  derselben 
zweifellos  huigf ristiger  Charakter  zukommt.  Dasselbe  ist  der 
Fall  für  die  3 — o  Jahre  laufenden  Obligationen  und  Kassascheine. 
Gestützt  auf  diese  Beobachtungen  glauben  die  V'erbandsbanken, 
die  Anlage  eines  Teils  dieser  Gelder  in  Hypotheken  verantworten 
zu  dürfen  und  die  bisherigen  Erfahrungen  geben  ihnen  recht. 

Es  bleibt  nun  allerdings,  auch  wenn  man  sich  dieser 
Argumentation  anschliesst,  noch  die  Frage  offen,  ob  nicht  eine 
Reform  der  Finanzierung  des  Hypothekarkredites  imstande  wäre, 
die  Übertragung  der  Zinsfußschwaidvungen  des  Kapitalmarktes 
auf  den  Zinssatz  der  fremden  (ieldcr  zu  verlangsamen.    Tatsäch- 
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lieh  sind  im  Schosse  des  Verbandes  verschiedentlich  Anregungen 
gemacht  worden,  dieser  Tendenz  durch  gemeinsame  Maßnahmen 
entgegenzuarbeiten  (siehe  weiter  unten). 

Was  nun  den  Entwurf  der  eidgenössischen  Experten  an- 
belangt, der  eine  eidgenössische  Pfandbriefbank  schaifen  will, 
so  stellen  sich  die  Kantonalbanken  —  trotzdem  sie  grundsätzlich 
den  eidgenössischen  Pfandbrief  befürworten  —  in  mehrfacher 
Hinsicht  zu  seinen  Vorschlägen  in  Gegensatz.  Das  Recht  zur 
Ausgabe  von  Pfandbriefen  wird  im  Entwurf  der  Pfandbriefbank 
und  nur  denjenigen  schweizerischen  Kreditinstituten  zuerkannt, 
in  deren  Aktiven  die  inländischen  Hypothekarforderungen  über 
60  %  ausmachen.  Diese  Voraussetzung  trifft  aber  nur  für  8 
Kantonalbanken  zu,  die  übrigen  16  wären  auf  die  Vorschüsse 
der  Pfandbriefbank  angewiesen,  oder  hätten,  um  der  Vorschrift 
zu  genügen,  ihre  Handelsabteilungen  zugunsten  der  Hypothekar- 
abteilungen zu  reduzieren,  was  bei  der  grösseren  Rentabilität  der 
ersteren  nachteilig  wirken  müsste.  Sodann  fällt  als  gewichtiger 
Grund  in  Betracht  die  Vorzugsstellung  der  Kantonalbanken 
gegenüber  den  privaten  Hypothekenbanken,»  indem  sie  billigeres 
Geld  aufzunehmen  in  der  Lage  sind.  Diese  aber  müssten  jene 
Kantonalbanken  aufgeben,  die  sich  zur  Beschaffung  der  Gelder 
der  Pfandbriefbank  zu  bedienen  hätten  (der  Entwurf  spricht  diese 
Absicht  deutlich  aus),  indem  die  Zentralstelle  in  der  Behandlung 
der  Banken  keinen  Unterschied  machen  würde. 

Diese  beiden  Hauptargumente,  sowie  einige  Einwendungen 
von  geringerer  Bedeutung,  veranlassten  den  Verband,  1919  zur 
engeren  Beratung  des  Entwurfes  eine  Spezialkommission  ein- 
zusetzen. Da  unterdessen  die  Versteifung  auf  dem  Kapitalmarkt 
so  scharfe  Formen  angenommen  hatte,  dass  an  die  Einführung 
des  Pfandbriefes  nicht  gedacht  werden  konnte,  beantragte  der 
Verband  dem  Finanzdepartement  Verschiebung  der  Vorlage 
und  schlug  dafür  die  Heranziehung  der  Darlehenskasse  zur 
Finanzierung  des  Hypothekarkredites  vor,  bis  auf  dem  Anlage- 
markt wieder  bessere  Verhältnisse  Platz  gegriffen  hätten.  Im 
Frühjahr  1921  berief  das  De[)artement  zur  Beratung  der  An- 
gelegenheit eine  grosse  Versammlung  von  Fachleuten  nach  Bern 
ein,  in  welcher  das  Postulat  der  Kantonalbanken  lebhafte  Unter- 
stützung fand.  Eine  dort  bestellte  Elferkommission,  in  der  der 
Verband  vertreten  war,  arbeitete  den  Vorschlag  zu  einem  Projekt 
aus,  das  die  Gewährung  von  Vorschüssen  bis  zu  80  Millionen  Frs. 
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gegen  Verpfändung  von  1.  Hypotheken  an  die  Grundkredit- 
banken durch  die  Darlehenskasse  vorsah.  Die  weiteren  Schick- 
sale dieses  Vorschlages  sind  im  folgenden  Abschnitt  (Bankier- 
vereinigung) besprochen:  die  Stellung  der  beiden  Verbände  zu 
der  Frage  einer  Finanzierung  des  Grundkredites  durch  Noten- 
vermehrung ist  ein  typisches  Beispiel  dafür,  dass  die  Politik 
eines  homogenen  und  eines  gemischten  Interessenverbandes  oft 
weit  auseinander  gehen  können. 

Den  Verschiebungsantrag  des  Verbandes  betr.  Einführung 
des  Pfandbriefes  hat  das  Finanzdepartement  mit  Rücksicht  auf 
die  damalige  Struktur  des  Kapitalmarktes  angenommen;  seither 
ist  in  der  Oktobersession  1921  im  Nationalrat  der  beschleunigten 
Einführung  des  Titels  das  Wort  geredet  worden,  ohne  dass  bis 
jetzt  eine  positive  Förderung  derselben  eingetreten  wäre. 

B.  Ebenso  wichtig  wie  die  Pfandbrieffrage  ist  für  den  Ver- 
band das  Projekt  einer  eidgenössischen  Postspar- 
kasse. Auch  hier  lässt  sich  die  Bedeutung  derselben  am  in- 
struktivsten durch  einige  Bilanzziffern  darstellen. 

Die  Verbandsbanken  wiesen  an  Spareinlagen  aus: 

(in  Mill.  Frs.) 

1907^)        344,0  1915^)  605,4 

1910^)        441,7  1920 -)         1053,4 

Zusammen  mit  den  Obligationen  stellen  die  Spareinlagen  den 
weitaus  grössten  Teil  der  fremden  Gelder  der  Verbandsbanken 
dar.  Wenn  auch  erstere  numerisch  überwiegen,  so  lässt  sich 
doch  feststellen,  dass  die  Spargelder  relativ  stärker  zugenommen 
haben,  als  die  Obligationenschuld.  Es  liegt  auf  der  Hand,  dass 
der  Verband  keine  Anstrengungen  unterliess,  die  Erhaltung  der 
Spargelder  seiner  Mitglieder  und  deren  weiteren  Zufluss  zu  er- 
reichen und  es  ist  durchaus  verständlich,  dass  er  gegen  die  ge- 
plante Postsparkasse  eingenommen  ist,  deren  Errichtung  das 
zweitwichtigste  Passivgeschäft  der  Kantonalbanken  in  un- 
günstigem Sinne  beeinflussen  würde. 

Schon  1908  wurde  das  Präsidium  durch  die  Kantonalbank 
Schwyz  auf  die  Bewegung  zugunsten  einer  Postsparkasse  auf- 
merksam gemacht;  die  Angelegenheit  wurde  aber  infolge  Nicht- 
dringlichkeit  zurückgestellt,  bis  1911  eine  Enquete  der  Ober- 
postdirektion über  die  bestehenden  Institutionen  im  Auslande 
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den  Verband  bewog,  eine  fünfgliedrige  Kommission  zum  Studium 
der  Frage  einzusetzen.  Schon  damals  befürchtete  der  Verband, 
die  projektierte  Postsparkasse  könnte  den  Zufluss  der  Spargelder 
bei  den  Banken  hemmen  und  war  der  Ansicht,  dass  die  grosse 
Zahl  der  vorhandenen  Bankstellen  den  Sparern  genügend  Ge- 
legenheit zur  Einzahlung  biete. 

Der  Bericht  der  erwähnten  Kommission  kam  zum  gleichen 
Schlüsse.  Er  beleuchtete  die  Wichtigkeit  der  Spargelder,  deren 
unverminderte  Zufuhr  für  die  Kantonalbanken  und  Sparkassen 
notwendig  sei,  wenn  die  Konditionen  im  Hypothekar-  und  Dar- 
leihensgeschäft nicht  eine  p:rschwerung  erfahren  sollten.  Ferner 
wurde  das  Vorhandensein  von  über  2500  Sparstellen  in  der 
Schweiz  konstatiert,  von  denen  500  allein  den  Verbandsbanken 
angehörten.  Endlich  beständen  genügende  Sicherheiten  für  die 
Spargelder  und  seien  die  EinZahlungsbedingungen  überaus  leicht. 
Gestützt  auf  diese  Ergebnisse  wurde  eine  ablehnende  Haltung 
des  Verbandes  als  notwendig  und  berechtigt  angesehen.  Trotz- 
dem schlug  die  Kommission  vor,  die  Spargelegenheiten  durch  Ein- 
führung der  Einzahlung  per  Postscheck  zu  erhöhen,  um  damit 
dem  Verlangen  auf  Vermehrung  der  Sparstellen  entgegen- 
zukommen und  das  Hauptargument  der  Anhänger  der  Postspar- 
kasse zu  entkräften.  Diese  Neuerung  wurde  denn  auch  von  der 
Generalversammlung  von  1912  beschlossen. 

In  eben  diesem  Jahre  trat  die  vom  Bundesrat  bestellte  Ex- 
pertenkommission zusammen,  um  über  den  Vorentwurf  der  Ober- 
postdirektion zu  einem  Bundesgesetz  betr.  Errichtung  einer  Post- 
sparkasse und  Vollziehungsverordnung  zu  beraten.  Der  Verband, 
der  durch  zwei  Mitglieder  darin  vertreten  w^ar,  begründete  ein- 
lässlich  seinen  ablehnenden  Standpunkt;  indessen  beschloss  die 
Kommission  mehrheitlich  Eintreten,  so  dass  es  sich  darum 
handelte,  die  Interessen  der  Kantonalbanken  bei  der  Festsetzung 
des  Zinsfusses,  Maximalguthaben  und  Verwendung  der  Gelder 
möglichst  zu  wahren. 

Die  Fassung  des  Entwurfes,  wie  er  aus  den  Beratungen  der 
Kommission  hervorging,  zeigte  denn  auch  durch  eine  wesentliche 
Milderung  im  Vergleich  zu  den  Anträgen  des  Postdepartementes, 
dass  die  Anstrengungen  der  Bankvertreter  von  Erfolg  begleitet 
waren,  so  dass  der  Verband  davon  absah,  sich  als  solcher  an  der 
später  auftretenden  Bewegung  zugunsten  eines  Referendums 
gegen  die  Vorlage  zu  beteiligen. 
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Trotzdem  der  Gesetzesentwurf  nach  seinem  Passieren  im 
Nationalrat  in  den  Traktanden  der  Bundesversammlung?  bis  heute 
zurückgestellt  worden  ist,  hat  der  Verband  auch  später  noch 
Schritte  unternommen,  um  durch  eine  Vervollkomnmung  der 
Spargelegenheiten  der  Postsparkasse  iiulirekt  entgegenzuarbeiten; 
interessant  ist  besonders  der  —  bis  jetzt  allerdings  nicht  ge- 
glückte —  Versuch,  einheitliche  Verbandssparhefte,  in  Kom- 
bination mit  Posteinzahlungen  einzuführen. 

« 

4.    Das    Stempelgesetz. 

In  den  Jahren  \[)\i}/\l  hatte  sich  der  Verband  le})haft  mit 
dem  Entwurf  zu  einem  Bundesgesetz  betr.  Stempelabgaben  zu 
beschäftigen,  der  für  die  Verbandsbanken  unmittelbare  finanzielle 
Konsequenzen  mit  sich  brachte. 

A.  Mit  Rücksicht  darauf,  dass  die  Obligationengelder  seiner 
Mitglieder  grösstenteils  dem  inländischen  Hypothekarkredit  und 
den  Vorschüssen  an  Gemeinden  zugute  kommen,  ging  die  Politik 
des  Verbandes  darauf  aus,  für  die  Schuldverschreibungen  der 
Kantonalbanken  und  anderer  staatlicher  Hypothekarinstitute 
eine  Reduktion  der  Stempelabgabe  zu  erreichen  und  andererseits 
den  Stempel  auf  dem  Wege  einer  Konvention  auf  die  Kundschaft 
abzuwälzen. 

Während  es  der  Verband  der  Bankiervereinigung  überliess, 
das  Interesse  der  Bankwelt  gegenüber  den  anderen  Bestim- 
mungen des  Entwurfes  wahrzunehmen,  verfolgte  er  sein  Ziel,  eine 
Bevorzugung  der  Kantonalbank()l)ligationen  zu  erreichen,  mit 
aller  Energie.  Durch  verschiedene  Einga))en  und  Teilnahme  an 
den  Beratungen  über  den  Entwurf  wussten  es  seine  Vertreter  zu 
erlangen,  dass  der  Abgabesatz  um  die  Hälfte  reduziert  wurde, 
so  dass  die  Obligationen  der  Kantonalbanken  von  mindestens 
dreijähriger  Laufzeit  einen  Emissionsstempel  von  V2  %  des 
Nennwertes  zu  entrichten  haben,  gegenüber  einem  Normalsatz 
von  1  %. 

B.  Art.  16,  Abs.  1  des  Bundesgesetzes  vom  4.  Oktober  1917 
über  die  Stempelabgaben  verpflichtet  denjenigen  zur  Entrichtung 
des  Stempels,  der  die  Obligationen  ausgibt,  gestattet  jedoch  in 
Abs.  8  die  Abwälzung  auf  den  ersten  Erwerber.  In  konserpienter 
Auslegung  dieser  Bestimmung-  hielt  der  Verband  dafür,  dass 
der  Abgabe  nicht  der  Charakter  einer  Verkehrssteuer,  sondern 
einer    indirekten    Besitzsteuer    zukomme    und    unternahm    des- 
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halb  die  nötigen  Sdiritte,  um  die  Überwälzung  des  Stempels 
auf  den  Geldgeber  auf  dem  Wege  einer  Konvention  durch- 
zuführen. Ein  Versuch,  die  Konvention  auf  möglichst 
alle  schweizerischen  Banken  auszudehnen,  scheiterte  (siehe 
Bankiervereinigung),  so  dass  der  Verband,  ähnlich  wie  die 
Revisionsverbände  in  Bern  und  im  Aargau.  sich  mit  einer  Sonder- 
vereinbarung seiner  Mitglieder  begnügen  musste.  Nachdem  es 
sich  gezeigt  hatte,  dass  in  der  Praxis  mit  Ausnahme  der  Luzerner 
Kantonalbank  sämtliche  Verbandsbanken  den  Stempel  nicht  selbst 
trugen,  kam  1919  eine  diesbezügl.  Konvention  zustande,  der  einzig 
die  genannte  Bank  fernblieb,  mit  Rücksicht  auf  den  Zinsfuss 
ihrer  Titel  (Maximalzinsfuss!)  Kurz  darauf  gelangte  auch  die 
Bankiervereinigung  zur  Aufstellung  der  Konvention  V,  der  sich 
die  meisten  Kantonalbanken  anschlössen.  Nachdem  aber  jene 
Abmachung  rasch  wieder  ausser  Kraft  gesetzt  wurde,  blieb  dem 
Verband  weiter  nichts  übrig,  als  seinen  Mitgliedern  die  frei- 
willige Abwälzung  des  Emissionsstempels  zu  empfehlen  und  die 
Bemühungen  der  Bankiervereinigung  auf  Revision  des  Stempel- 
gesetzes zu  unterstützen. 

Lediiilich  der  Vollständiirkeit  halber  sei  noch  erwähnt,  dass 
im  Schosse  des  Verbandes  Besprechungen  über  die  Interpretation 
der  Bestimmungen  des  Gesetzes  und  der  Vollziehungsverordnung 
stattfanden. 

5.    Die  fremden   Gelder   und  der  Obligationen- 

zinsfuss. 
Die    ausschlagü'ebende     Bedeutung    der     Spar-    und    Obli- 
gationengelder für  die   Geschäftstätigkeit   der   Ivantonalbanken, 
auf  die  hier  schon  wiederholt  hingewiesen  wurde,  kommt  in  den 
Zusannnenstellungen  des  Verbandes  deutlich  zum  Ausdruck. 
Die  Verbandsbanken  wiesen  aus  (in  1000  Franken) 


. 

Spargelder 

Kassrtscheino 

Zusammen 

1910 

441  ()(;o 

1  002  52() 

1  444  18G 

1915 

005  402 

1  410  529 

2  021  981 

1920 

1  058  875 

1  878  088 

2  982  008 

Wir  haben  bereits  gesehen,  dass  der  Verband  jeweilen  mit 
aller  Energie  die  nötigen  Schritte  unternommen  hat.  um  die 
Gefährdung  des  Zuflusses  dieser  Gelder  von  dritter  Seite  zu  ver- 


':l 


58 

hindern,  oder  doch  in  der  Wirkung  abzuschwächen.  Es  läge 
durchaus  in  der  Konsequenz  dieser  Haltung,  wenn  der  Verband 
aul  eine  einheitliche  Behandlung  dieser  Gelder  bei  seinen  Mit- 
gliedern dringen  würde.  Wahrscheinlich  würde  eine  einheit- 
liche Verbandsobligation,  deren  Ausgabe  vor- 
geschlagen worden  ist,  für  die  Zinspolitik  nicht  nur  der 
Kantonalbanken,  sondern  der  schweizerischen  Banken  überhaupt, 
entscheidende  Wirkungen  zeitigen.  Durch  die  Emission  von 
Titeln  durch  den  Verband  unter  Garantie  aller  Mitglieder,  bzw. 
Kantone,  würde  ein  Papier  geschaffen,  das  dem  Anlagesuchenden 
Publikum  die  denkbar  grössten  Sicherheiten  bieten  könnte.  Bis 
zu  einem  gewissen  Grade  wäre  dadurch  die  Bestimmung  des  Zins- 
fusses  für  Obligationen,  soweit  das  durch  die  Politik  der  Banken 
überhaupt  möglich  ist,  in  die  Hände  des  Verbandes  gelegt,  der 
dadurch  die  Stellung  eines  starken  Preiskartells  auf  dem  Kapital- 
markt erlangen  w^ürde,  dessen  Autorität  auch  die  Grossbanken 
kaum  ignorieren  dürften.  Eine  gewisse  Stabilität  des  Zinsfusses 
auf  Obligationen  und  damit  auch  für  Hypotheken  und  Darleihen 
wäre  zu  erwarten;  das  Tempo  der  Steigerung  im  Kriege  wäre 
wahrscheinlich  bedeutend  langsamer  gewesen  und  die  Abhängig- 
keit vom  Zinsfuss  der  Handelsbanken,  die  in  den  Kriegsjahren 
sehr  deutlich  zum  Ausdruck  gekommen  ist,  wäre  für  die 
Kantonalbanken  kräftig  gemildert  worden. 

Auch  die  einheitliche  Normierung  des  Zinssatzes  auf 
Spargelder  auf  dem  Wege  von  Konventionen  wäre  durchaus 
wünschenswert;  wenn  auch  die  Konkurrenz  der  Privatbanken 
gewiss  kein  zu  unterschätzendes  Moment  darstellt,  so  bleibt  doch 
die  Tatsache  bestehen,  dass  die  Staatsgarantie  den  Kantonal- 
banken ein  gewichtiges  Argument  gegen  etwelche  Befürchtungen 
auf  diesem  Gebiete  verleiht.  Der  Bernische  Revisionsverband 
hat  durch  eine  derartige  Konvention  im  Kriege  gezeigt,  dass  bei 
straffer  Durchführung  die  Banken  hier  vieles  erreichen  köimen. 

Indessen  hat  der  Verband  in  dieser  Richtung  Positives  nicht 
geleistet.  Die  Anregung  zu  einer  einheitlichen  Festsetzung  des 
Zinssatzes  für  Obligationen,  Depositen  und  Spareinlagen  wurde 
zwar  schon  bei  der  Gründung  des  Verbandes  durch  Herrn  Direktor 
Flueler  (Schwyz)  gemacht;  von  derselben  Seite  erging  1912 
wiederum  der  Vorschlag,  es  sei  dem  Steigen  der  Sparkassa-  und 
Obligationenzinse  entgegenzutreten.  Als  Mittel  dazu  wurde  pro- 
poniert,  auf  den  Erlass  eines  eidgenössischen  Sparkassagesetzes 
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hinzuarbeiten,  das  die  Entgegennahme  von  Spargeldern  be- 
schränken sollte  „auf  Banken,  welche  deren  Gegenwert  zu  nach- 
weisbar sichern  Anlagen  verwenden  und  daherige  Werte  als 
Spezialpfänder  für  die  Spargelder  ausscheiden."  Damit  sollte 
den  Handelsbanken  die  Möglichkeit  entzogen  werden,  Spargelder 
im  Kontokorrentkreditgeschäft  mit  seinem  elastischen  Zinsfuss 
anzulegen. 

Zu  gleicher  Zeit  wurde  im  Verband  auch  die  Anregung  auf 
Emission  von  Verbandsobligationen  gemacht;  die  Schwierigkeiten 
erwiesen  sich  aber  als  zu  gross,  so  dass  der  Vorschlag  bis  auf 
weiteres  zurückgelegt  wurde. 

Kurz  vor  Kriegsausbruch  wurde  —  wiederum  von  Schwyz  — 
unter  dem  Eindruck  der  einsetzenden  Zinsfussteigerung  in  Vor- 
schlag gebracht,  eine  Zinsfusserhöhung  nur  gemeinsam  zu  be- 
schliessen.  Damit  sollte  es  dem  Verbände  ermöglicht  werden,  dem 
raschen  Ansteigen  der  Säfze  in  den  Jahren  1912/13  entgegen- 
zuarbeiten. Es  wurde  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  die 
Erhöhung  bei  einer  Kantonalbank  in  kurzer  Zeit  dieselbe  Maß- 
nahme bei  ihren  Nachbarn  auslösen  müsse;  eine  Steigerung  der 
Sätze  bei  den  Verbandsbanken  aber  bewirke  immer  denselben 
Effekt  bei  den  Privatbanken,  die  als  nicht-staatsgarantierte 
Institute  ohnehin  schon  höhere  Zinsvergütungen  bewilligen 
müssen.  Aber  auch  dieser  Vorschlag  wurde  vom  Komitee  dahin 
abgeschwächt,  dass  man  sich  mit  einem  monatlichen  Austausch 
der  Gescliäftsbedingungen  begnügen  solle,  um  wenigstens  die 
Möglichkeit  zu  gewinnen,  die  Gleichheit  der  Geschäftsbedingungen 
auf  freiwilliger  Basis  herzustellen.  Dieser  Austausch  findet  seit 
(Iktober  1914  statt. 

Es  ist  zu  bedauern,  dass  die  Kantonalbanken  sich  bis  heute 
noch  nicht  entschliessen  konnten,  auf  diesem  Gebiete  eine  wirk- 
lich grosszügige  Aktion  durchzuführen.  Zuzugeben  ist,  dass  eine 
solche  Zinsfusskonvention  oder  gar  die  Verbandsobligation  von 
der  einzelnen  Bank  die  Preisgabe  eines  Stücks  ihrer  Aktions- 
freiheit verlangen  würde,  die  die  Kantonalbanken  beinahe  noch 
ängstlicher  zu  wahren  bestrebt  sind,  als  die  Privatbanken;  allein 
es  lässt  sich  keine  Kartellierung  bewerkstelligen  ohne  gewisse 
Opfer,  für  die  eine  reichliche  Entschädigung  auch  in  diesem 
Falle  nicht  ausbleiben  würde.  Wenn  auch  die  Zinspolitik  gegen- 
über der  Kundschaft  in  keinerlei  Weise  zur  Schematisierung  ge- 
eignet zu  sein  scheint,  so  haben  doch  Erfahrungen  im  Ausland 
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(las  Gegenteil  bewiesen;  mag  man  sich  auch  die  individuelle  Be- 
handlung besonders  wertvoller  Kunden  vorbehalten  —  das  Gros 
der  schweizerischen  Mittelstandskapitalisten  würde  eine  Kar- 
tellierung leicht  ertragen.  Kann  auf  diesem  Gebiete  eine 
Einigung  unter  den  Banken  überhaupt  erzielt  werden,  so  er- 
scheint der  Verband  der  staatsgarantierten  Institute  die  geeignete 
Instanz,  in  der  Schweiz  initiativ  vorzugehen. 

Eine  Möglichkeit,  wenigstens  indirekt  auf  die  Gestaltung  des 
Zinsfusses  Eintluss  zu  gewinnen,  ist  dem  Verband  noch  gegeben: 
die  Syndikatsverhandlungen  bei  Anleihen.  So  gelang  es  den 
Kantonalbanken,  auf  diesem  Wege  den  Zinsfuss  der  kantonalen 
Anleihen  im  Jahre  1915  wieder  unter  5  %  herabzudrücken,  trotz- 
dem der  Satz  aller  Staatsanleihen  in  den  ersten  Kriegsmonaten 
unter  dem  Eintluss  der  Mobilisationsanleihen  I  und  II  auf  5  % 
gestiegen  war. 

G.  Interventionen  bei  notleidenden  Banken. 
Seit  dem  Bestehen  des  Verbandes  haben  vier  Kantonal- 
banken stärkere  Krisen  durchgemacht,  von  denen  drei  dieselben 
aus  eigenen  Kräften  überwinden  konnten,  während  bei  der 
vierten,  der  Ersparniskasse  Uri,  eine  rasche  und  kräftige  Inter- 
vention des  Verbandes  notwendig  geworden  ist  ^).  Daneben 
haben  die  Kantonalbanken  an  den  berühmt  gewordenen  Inter- 
ventionen bei  der  Thurgauischen  Hypothekenbank  und  im  Tessin 
mitgewirkt.  Im  ersten  Falle  beteiligten  sich  aber  nur  einige 
grössere  Kantonalbanken  bei  der  Hilfsaktion:  dagegen  übernahm 
anlässlich  der  tessiner  Krache  (1914)  der  Verband  bei  der 
Gründung  der  Banca  del  Ticino  eine  Totalbeteiligung  von  20  % 
des  Gründungskapitals  (=2  Mill.  Frs.),  die  nach  dem  Schlüssel 
der  Beteiligungscpioten  bei  Anleihen  auf  die  einzelnen  Mitglieder 
verteilt  wurden. 

Das  wichtigste  Vorkommnis  auf  diesem  Gebiete  aber  war 
die  Intervention,  die  1914  bei  der  Ersparniskasse  Uri  notwendig 
wurde,  und  die  der  Verband  (die  Nationalbank  war  mitbeteiligt) 
mit  Erfolg  durchgeführt  hat.  Die  Stützung  der  Kasse  wurde  in 
der  Weise  erreicht,  dass  der  Verband  derselben  einen  gedeckten 
Vorschuss  von  4  Mill.  Frs.  auf  zwei  Jahre  bewilligte,  der  wiederum 
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im  Verhältnis  der  Beteiligungsquoten  bei  Anleihen  (max.  10, 
min.  0,9  %)  auf  die  Kantonalbanken  verteilt  wnn-de.  Darüber 
hinaus  wurde  von  einigen  grösseren  Verbandsbanken  ein  Kredit 
von  1  Mill.  Frs.  übernonnnen.  Die  Abdeckung  des  Vorschusses 
erfolgte  schon  im  Januar  1910,  nachdem  Aktiven  und  Passiven 
der  Ersparniskasse  von  der  neuen  Urner  Kantonalbank  und  dem 
Kanton  Tri  übernommen  worden  waren. 

7.    Die  K  a  n  t  0  n  a  1  b  a  n  k  e  n  als  Arbeitgeber. 

Bei  Anlass  der  freien  Zusammenkunft  im  Anschluss  an  die 
Generalversanunhuig  der  Nationalbank  wurde  im  Frühjahr  1917 
von  verschiedenen  Mitgliedern  des  Verbandes  der  Wunsch  ge- 
äussert, es  möchte  eine  Enquete  über  die  Pensionsverhältnisse 
der  Beamten  und  Angestellten  bei  den  Verbandsbanken  ver- 
anstaltet werden.  Die  Meinung  war  dabei,  dass  die  Regelung 
bei  denjenigen  Banken,  die  bereits  eine  Pensionskasse  besassen 
und  damit  gute  Erfahrungen  gemacht  hatten,  den  Mitgliedern, 
die  eine  solche  Institution  zu  gründen  beabsichtigten,  als  Vor- 
bild dienen  könnte.  (Auf  die  Wünsch))arkeit  solcher  Kassen  war 
vom  Präsidium  schon  1914  hingewiesen  w^orden  auf  Grund  der 
Beobachtung,  dass  nur  vier  Banken  in  den  Monatsbilanzen  einen 
Pensionsfonds  auswiesen.)  Die  Enquete  wurde  kurz  darauf  durch- 
geführt mid  deren  Ergebnis  in  der  Generalversammlung  vom 
7.  Juli  1917  mitgeteilt.  (Eine  Wiedergabe  des  Resultates  würde 
hier  zu  weit  führen:  nur  so  viel  sei  erwähnt,  dass  sich  folgende 
vier  Gruppen  ergaben: 

5  Banken,  die  auf  dem  Gebiete  der  Personalfürsorge  noch 

nichts  getan  und  auch  noch  nichts  in  Aussicht 
genommen  haben. 
G  Banken,  die  mit  dem  Studium  der  Frage  beauftragt 
sind,  teilweise  auch  schon  Rückstellungen  ge- 
macht haben,  aber  noch  zu  keiner  Lösung  ge- 
langt sind. 

6  Banken,  die  die  Gründung  einer  Altersfürsorge  in  Vor- 

bereitung   resp.    beschlossen    haben    und    die 
Sache  zur  Zeit  in  Ausführung  ist. 
6  Banken,  die  die  Materie  definitiv  geregelt  haben.) 

In  Verbindung  damit  wurde  von  der  Obwaldner  Kantonal- 
bank eine  Anregung  betr.  Gründung  einer  gemeinsamen  Pensions- 
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kasse  für  alle  Kantonalbanken  gemacht,  um  auf  diese  Weise  den 
kleinen  Instituten  die  Teilnahme  an  einer  solchen  Einrichtung 
zu  ermöglichen.  In  Anbetracht  der  grossen  Verschiedenheiten 
der  Verhältnisse  hatte  jedoch  das  Projekt  keine  grossen  Aus- 
sichten auf  Erfolg;  nach  eingehender  Beratung  durch  das 
Komitee  wurde  es  denn  auch  definitiv  fallen  gelassen. 

8.   Diverses. 
Nachdem   oben   das    Wesentliche    der   bisherigen   Tätigkeit 
dieses   Interessenverbandes   kurz    skizziert   worden   ist,   bleiben 
zum  Schlüsse  noch  einige  Punkte  übrig,  die  hier  der  Vollständig- 
keit halber  noch  angeführt  seien. 

A.  Seit  1915  hat  sich  eine  Art  inoffizieller  Generalversamm- 
lung der  Kantonalbanken  herausgebildet,  die  regelmäßig  im  An- 
schluss  an  die  Generalversammlung  der  Nationalbank  stattfindet. 
Sie  wird  am  besten  durch  folgende  Worte  des  Verbandspräsidenten 
charakterisiert:  „Mag  auch  der  Gedankenflug  an  dieser  freien 
Tafelrunde  manchmal  sich  zu  einer  gewissen  Kühnheit  auf- 
schwingen und  sich  in  Sphären  bewegen,  die  uns  unser  nücliterner 
Verstand  als  unerreichbar  erscheinen  lässt,  so  ist  immerhin  nicht 
zu  verkennen,  dass  aus  solchen  Zusammenkünften  manche  An- 
regung erwächst,  die  früher  oder  später  doch  in  irgend  einer 
Form    aufgenonmien    und    der    Verwirklichung    nähergebracht 

werden  kann." 

B.  Nicht  unerwähnt  bleiben  dürfen  ferner  eine  Reihe  von 
Referaten,  die  an  den  statutarischen  Zusanmienkünften  des  Ver- 
bandes —  meist  von  Praktikern  —  gehalten  worden  sind. 

Unter  den  Themen  interessieren  uns  besonders  vier  von 
bankpolitischer  Natur:  1914  sprach  sich  Direktor  Leder  über 
die  Barschaftsreserven  der  Banken  aus  und  postulierte,  im  Ein- 
klang mit  einer  entsprechenden  Resolution  des  vierten  deutschen 
Bankiertages  (1912),  eine  Erhöhung  der  Zahlungsbereitschaft 
durch  eine  entsprechende  Vermehrung  des  Kassabestandes  und 
der  Golddevisen:  1917  orientierte  Direktor  Duttweiler 
„Über  Verwendung  der  Reingewinne  der  Kantonalbanken"  und 
wies  auf  die  Wünschbarkeit  einer  Revision  der  Kantonalbank- 
gesetze hin  in  dem  Sinne,  dass  die  Limitierung  der  Höhe  der 
Reservefonds  in  Wegfall  kommen  sollte.  Dadurch  wäre  den 
Staatsbanken  die  Möglichkeit  gegeben,  ihre .  eigenen  Betriebs- 
mittel zu  erhöhen,  ohne  die  Schuldenlast   des  Staates  zu  ver- 
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grössern,  der  jeweilen  die  Erhöhung  der  Dotationskapitalien 
durch  Aufnahme  von  Staatsanleihen  decken  muss.  Der  Vortrag 
von  Direktor  H  a  e  f  e  1  i  n  über  die  Pfandbrieffrage  wurde  bereits 
erwähnt;  1921  empfahl  Direktor  W  a  1  d  e  r  in  einem  Referat 
über  „Bauteuerung  und  Hypothekarkredit"  eine  vermehrte  Ein- 
führung der  Amortisationshypothek  mit  Rücksicht  auf  die 
Schwierigkeit,  bei  den  damaligen  Gebäudepreisen  eine  sichere 
Schätzung  der  Liegenschaften  aufzustellen  und  die  Wahrschein- 
lichkeit einer  kommenden  Krise. 

C.  Nach  dem  Zusammenbruch  der  Banca  Cantonale  Ticinese 
bestand  in  der  Schweiz  nur  noch  eine  einzige  Privatbank  unter 
der  irreführenden  Firmierung  „Kantonalbank",  die  Banque  Can- 
tonale Fribourgeoise.  1914  wurde  deshalb  im  Verband  die  An- 
regung gemacht,  bei  diesem  Institut  auf  eine  Firmaänderung 
zu  dringen;  diesbezügl.  Demarchen  durch  die  Banque  de  FEtat  de 
Fribourg  führten,  nachdem  die  Unterhandlungen  während  des 
Krieges  zurückgestellt  worden  waren,  zum  Ziel,  indem  die  Frei- 
burger Kantonalbank  ihre  Firma  in  „Freiburger  Handelsbank" 
umgetauft  hat  (1920).  Seither  ist  die  Bezeichnung  „Kantonal- 
bank" (im  Tessin  und  Freiburg  „Staatsbank")  identisch  mit 
„staatsgarantierter  Bank".  Wie  wünschenswert  diese  Klarheit 
in  der  Firmierung  ist,  zeigte  sich  bald  darauf  an  dem  Beispiel 
der  Freiburger  Handelsbank,  die  Ende  1921  zusammengebrochen 
ist. 

D.  Die  durch  den  Krieg  geschaffenen  Verhältnisse  gaben 
dem  Verband  mehrmals  Anlass,  sich  an  grösseren  Finanz- 
operationen zu  beteiligen;  u.  a.  war  der  Verband  interessiert  an 
der  Finanzierung  der  Genossenschaft  Schweizerischer  Käse- 
exportfirmen, der  Schweizerischen  Finanzgesellschaft  in  Luzern 
und  der  Valutakredite  an  fremde  Staaten. 

E.  Endlich  sind  noch  einige  Geldbeiträge  zu  erwähnen,  die 
der  Verband  ausgeworfen  hat:  an  den  Schweizerischen  Handels- 
und Industrieverein,  dem  der  Verband  1908  beitrat;  an  die 
schweizerische  Landesausstellung  1914  und  ein  einmaliger  Bei- 
trag zur  Durchführung  der  „Schweizerwoche". 
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5.  Absclinitt. 


Die  Schweizerische  Bankierveremigimg. 


I.  Gründung  und  Zweck. 

1.  Auf  eine  Anregung  von  wissenschaftlicher  Seite,  die  im 
November  1911  in  der  volkswirtschaftlich-statistischen  Gesell- 
schaft Basel  gemacht  wurde,  ist  die  Gründung  dieses  grössten 
schweizerischen  Bankenverbandes  zurückzuführen.  Die  Idee 
w^urde  von  Herrn  a.  Direktor  F.  Frey  der  ehemaligen  Bank  in 
Basel  sehr  rasch  zur  Verwirklichung  gebracht:  er  wandte  sich 
mit  Erfolg  an  eine  Reihe  hervorragender  Bankpraktiker  zur 
Bildung  eines  Initiativkomitees;  am  19.  Januar  1912  konstituierte 
sich  dasselbe  aus  12  Mitgliedern  und  bestellte  einen  Dreieraus- 
schuss  zur  Vorbereitung  eines  Statutenentwurfes  und  eines  Ein- 
ladungsschreibens an  die  schw^eizerische  Bank  weit;  41/2  Monate 
später  bereinigte  das  Komitee  die  beiden  Texte  und  sandte 
anfangs  September  220  Rundschreiben  an  Banken  und  Bankiers 
der  ganzen  Schweiz,  womit  dieselben  zum  Beitritt  in  die  geplante 
Vereinigung  eingeladen  wurden.  Auf  diese  Einladung  hin  er- 
klärten 159  Banken  und  Privatbankfirmen  mit  316  Mitgliedern 
ihren  Beitritt.  Das  Initiativkomitee  trat  darauf  ein  drittes  Mal 
zusammen  zur  Vorbereitung  der  konstituierenden 
Versammlung  der  Vereinigung,  die  am  16.  November  1912 
im  Grossratsaal  zu  Basel  unter  dem  Vorsitz  von  Herrn  F.  Frey 
stattfand.  In  dieser  Versammlung  konstituierte  sich  der  Ver- 
band unter  dem  Namen  „Vereinigung  von  Vertretern  des  Schwei- 
zerischen Bankgewerbes"  (1919  abgeändert  auf  „Schweizerische 
Bankiervereinigung"),  genehmigte  die  Statuten  und  vollzog  die 
nötigen  Wahlen. 

2.  Zweck  der  Vereinigung  ist  statutengemäß  die  „Wahr- 
nehmung und  Vertretung   der   Interessen  des   Schweizerischen 
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Bankgewerbes"  (wobei  jede  geschäftliche  Tätigkeit  ausdrücklich 
ausgeschlossen  ist)  und  soll  erreicht  werden: 

a)  durch  Herstellung  näherer  persönlicher  Beziehungen 
zwischen  den  Angehörigen  des  schweizerischen  Bank- 
gewerbes, insbesondere  durch  Einberufung  schweizer- 
ischer Bankiertage  zur  Beratung  über  die  mit  den 
Zwecken  der  Vereinigung  zusammenhängenden  Fragen; 

b)  durch  Aufklärung  der  Behörden  und  des  Publikums,  in 
Wort  und  Schrift,  über  die  Stellung  des  Bankgewerbes 
und  seine  Funktionen  innerhalb  der  schweizerischen 
Volkswirtschaft; 

c)  durch  Beteiligung  an  den  vorbereitenden  Arbeiten  bei 
Erlass  von  Gesetzen,  durch  welche  die  Interessen  des 
Bankgewerbes  betroffen  werden,  durch  Begutachtung 
von  Gesetzesvorlagen  und  durch  Übermittlung  von 
Denkschriften  und  Eingaben  an  die  gesetzgebenden 
Organe  und  Verwaltungsbehörden  des  Bundes  und  der 
Kantone; 

d)  durch  Förderung  aller  auf  die  Vereinheitlichung  der 
Geschäftsusanzen  in  der  schweizerischen  Bankbranche 
gerichteten  Bestrebungen; 

e)  durch  Errichtung  eines  ständigen  Sekretariates,  welchem 
die  Durchführung  der  ihm  zu  übertragenden  Arbeiten 
und  die  Auskunfterteilung  an  die  Mitglieder  der  Ver- 
einigung überwiesen  wird. 

Die  Zusammenstellung  der  Tätigkeit  der  Vereinigung  wird 
zeigen,  in  welchem  Maße  die  Ausführung  dieses  Programmes 
erfolgt  ist.  Bei  der  Gründung  der  Vereinigung  ist  sichtlich  der 
Centralverband  des  Deutschen  Bank-  und  Bankiergewerbes  das 
Vorbild  gewesen;  allein  im  Laufe  der  Zeit,  besonders  unter  dem 
Einfluss  des  Krieges,  der  eine  Fülle  von  ganz  unerwarteten 
Aufgaben  mit  sich  brachte,  hat  die  Bankiervereinigung  eine  Ent- 
wicklung genommen,  die  von  derjenigen  des  deutschen  Ver- 
bandes wesentlich  abweicht.  Wenn  auch  bis  zum  heutigen 
Tage  ein  grosser  Kreis  von  Aufgaben  beiden  Verbänden  gemein- 
sam geblieben  ist,  so  ist  vor  allem  darauf  hinzuweisen,  dass  die 
Bankiervereinigung  auf  dem  kleinen  Gebiet  der  Schw^eiz  viele 
Funktionen  an  sich  gezogen  hat,  die  in  Deutschland  von  den 
bundesstaatlichen  und  lokaler  Bankverbänden  ausgeübt  werden. 
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II.  Organisation  und  Mitgliederbestand. 

1.  Organisation.  Die  Vereinigung  ist  juristisch  ein 
Verein  im  Sinne  des  Z.  G.  B.  mit  Sitz  in  Basel  und  ist  als  solcher 
im  Handelsregister  eingetragen.  Als  Mitglieder  sind  zugelassen 
aktive  und  ehemalige  Präsidenten,  Vizepräsidenten,  Delegierte  und 
Direktoren  schweizerischer  Bankinstitute,  Inhaber  oder  Teilhaber 
schweizerischer  Privatbankfirmen,  ferner  ausnahmsweise  andere 
Personen,  deren  Aufnahme  die  Generalversammlung  beschliesst. 

Die  Organe:  a)  die  Generalversammlung  (Bankiertag),  die 
in  der  Regel  einmal  jährlich  stattfindet,  ausserordentlicher- 
weise auf  Beschluss  des  Ausschusses  oder  auf  Begehren  von 
30  Mitgliedern.  Bei  der  Wahl  des  Versammlungsortes  durch  den 
Ausschuss  sind  abewchselnd  die  grösseren  schweizerischen  Bank- 
plätze zu  berücksichtigen.  In  die  Kompetenzen  der  General- 
versammlung fallen  die  Wahlen,  Beschlussfassung  über  die 
Traktanden,  Statutenänderung,  Entgegennahme  des  Jahres- 
berichtes und  Decharge  an  den  Ausschuss.  Jedes  Mitglied  hat 
eine  Stimme,  das  absolute  Mehr  entscheidet:  jeder  ordnungs- 
gemäß einberufene  Bankiertag  ist  ohne  Rücksicht  auf  die  Teil- 
nehmerzahl beschlussfähig:  b)  der  Ausschuss,  der  das  wichtigste 
Verbandsorgan  darstellt.  Er  besteht  aus  mindestens  20  Mit- 
gliedern, die  alle  drei  Jahre  vom  Bankiertag  unter  Berück- 
sichtigung der  Landesgegenden  gewählt  werden.  Er  wählt  aus 
seiner  Mitte  den  Vorstand  und  hat  die  Kompetenz,  alle  Be- 
schlüsse zu  fassen  und  Maßnahmen  zu  treffen,  die  nach  seiner 
Ansicht  der  Erreichung  des  Verbandszweckes  förderlich  sind. 
Wichtige  Denkschriften,  Gutachten,  Eingaben  usw.  bedürfen 
seiner  Zustimmung.  Er  ernennt  den  Verbandssekretär,  setzt 
dessen  Besoldung  fest,  beschliesst  über  Aufnahme  und  Aus- 
schluss von  Mitgliedern  u.  a.  m.;  c)  der  achtgliedrige  Vorstand, 
dem  die  Vorbereitung  der  Geschäfte  und  Ausführung  der  Be- 
schlüsse von  Ausschuss  und  Generalversammlung  obliegt,  der  die 
Vereinigung  nach  aussen  vertritt,  die  Referenten  und  Verfasser 
von  Gutachten  sowie  deren  Honorar  bestinunt,  das  Verbands- 
vermögen verwaltet,  über  die  Publikationen  der  Vereinigung  be- 
schliesst, vorbehaltlich  der  Zustimmung  des  Ausschusses; 
d)  das  Präsidium,  das  die  laufenden  Geschäfte  besorgt  und  über- 
wacht, die  Vorst.indssitzungen  einberuft,  deren  Geschäfte  vor- 
bereitet und  Beschlüsse  ausführt.  Der  Präsident  hat  am  Sitz 
der  Vereinigung  zu  wohnen.    Die  Mittel  der  Vereinigung  werden 
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aufgebracht  durch  freiwillige  Zuwendungen,  einmaliges  Eintritts- 
geld (pro  Mitglied  50  Frs.j  und  Jahresbeiträge  (30  Frs.).  Die 
Ausdehnung  der  Tätigkeit  der  Vereinigung  machte  im  Laufe  der 
Jahre  eine  Steigerung  der  Einnahmen  notwendig,  die  durch  die  Er- 
höhung der  Jahresbeiträge  auf  50  Frs.  (1919)  und  durch  die  Er- 
hebung von  freiwilligen  Zuwendungen  der  grösseren  Bankplätze  (seit 
1917)  erzielt  wurde.  Als  dann  die  verschiedenen  Schutzkomitees 
in  der  Zeit  nach  dem  Kriege  eine  ganz  bedeutende  Steigerung 
der  Unkosten  verursachten,  wurden  deren  Spesen,  soweit  an- 
gängig, auf  eine  gesonderte  Rechnung  übertragen  und  für  diese 
Institutionen  der  Grundsatz  der  Selbsterhaltung  aufgestellt,  der 
durch  Erhebung  von  Sondergebühren  im  wesentlichen  durch- 
geführt werden  konnte.  In  der  Rechnungslegung  der  Ver- 
einigung kommen  naturgemäß  als  Tendenzen  zum  Ausdruck:  die 
Erhöhung  der  Umsätze  durch  die  Vergrösserung  des  Mitglieder- 
bestandes und  die  Bewegung  der  Ausgabenziffern  analog  der 
Intensität  der  Verbandstätigkeit.  Die  Einnahmen  beliefen  sich 
im  Jahre  1913  auf  Frs.  27  414,45,  gingen  dann  im  folgenden 
Jahre  zurück  auf  Frs.  12  496,80  (Rückgang  der  Eintrittsgelder 
um  Frs.  15  850. — ).  Bis  1917  erfolgt  dann  ein  unwesentliches 
Ansteigen:  von  da  ab  tritt  infolge  Vermehrung  der  Ausgaben 
zweimal  hintereinander  eine  Zunahme  von  über  100  %  ein 
(ausserordentliche  Beiträge,  Erhöhung  der  Jahresbeiträge,  Ver- 
gütungen der  Schutzkomitees  an  die  allgemeinen  Unkosten),  so 
dass  die  Einnahmen  pro  1919  mit  Frs.  59  744,70  und  pro  1920 
Frs.  67  819,30  in  der  Gewinn-  und  Verlustrechnung  erscheinen. 
Ungefähr  die  gleichen  Bewegungen  weisen  die  Ausgaben  auf,  die 
sich  indessen  ausnahmslos  etwas  tiefer  hielten,  so  dass  der 
Bestand  des  Reinvermögens  eine  ununterbrochene  Zunahme  zeigt 
von  Frs.  17  629,28  per  30.  Juni  1913  auf  Frs.  50  984,35  per 
31.  März  1921. 

2.  Mitgliederbestand.  Wenn  auch  die  316  Mit- 
glieder, die  bei  der  Gründung  des  Verbandes  ihren  Beitritt  er- 
klärten, zweifellos  alle  maßgebenden  privaten  und  kantonalen 
Bankunternehmungen  vertraten,  so  war  doch  die  Politik  des 
Verbandes  darauf  gerichtet,  möglichst  alle  Banken  in  der 
Schweiz  zu  umfassen,  was  ihm  so  ziemlich  gelungen  ist.  Die 
Zahl  der  Mitglieder  hat  sich  bis  1921  auf  507  erhöht,  die  217 
Banken  (ohne  Filialen)  vertreten.  Den  Austritten  aus  der  Ver- 
einigung    liegen     in     der     Hauptsache     die     Konzentrations- 
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erscheinungen  und  Bankzusammenbrüche  zu  Grunde,  die 
besonders  die  Zahl  der  Privatbankiers  trotz  vielen  Neueintritten 
etwas  zurückgehen  Hessen  (von  80  auf  75).  1917  trat  eine 
Gruppe  von  kleineren  Banken  dem  Verbände  bei;  im  folgenden 
Jahre,  im  Zusammenhang  mit  dem  Ausbau  des  Schutzes  der 
schweizerischen  Auslandsanlagen  eine  Reihe  von  Treuhand-  und 
Trustgesellschaften,  so  dass  unter  der  heutigen  Zusammen- 
setzung der  Bankiervereinigung  figurieren:  die  Nationalbank 
(1916  beigetreten),  die  Kartell-  und  Kantonalbanken,  9  Trust- 
banken, 75  Privatbankiers  und  Maklerfirmen,  13  Hypotheken- 
banken (hier  fehlt  die  Hypothekarkasse  des  Kantons  Bern,  das 
einzige  Institut  von  Bedeutung,  das  ausserhalb  des  Verbandes 
geblieben  ist),  9  ausländische  Banken  bzw.  Filialen  solcher  und 
3  Treuhandinstitute.  Die  übrigen  sind  Lokal-  und  Mittelbanken, 
Spar-  und  Leihkassen  usw.  Nicht  zugelassen  zum  Verband  (im 
Gegensatz  zu  einigen  Platzvereinigungen)  sind  Versicherungs- 
gesellschaften und  Sachwalter. 

IIL  Tätigkeit. 

1.    Konventionen  zur  Vereinheitlichung  der 

Geschäftsusanzen. 
Gemäß  ihrem  Programm  hat  die  Vereinigung  intensiv 
auf  die  Vereinheitlichung  und  Verbesserung  des  Konditionen- 
wesens im  schweizerischen  Bankgewerbe  hingearbeitet.  Es 
wurden  dabei  jeweilen  die  Konventionen  durch  die  Ver- 
einigung ausgearbeitet  und  die  Mitglieder  nach  erfolgter 
Bereinigung  des  Textes  zum  Beitritt  eingeladen.  Auf  diese 
Weise  wurde  eine  stattliche  Reihe  solcher  Abmachungen  unter 
Dach  gebracht.  Man  hat  keinen  Grund,  diese  Tendenz  auf 
Ausschaltung  der  freien  Konkurrenz  für  gewisse  Kategorien  der 
Bankgeschäfte  zu  bedauern,  denn  keine  einzige  dieser  Verein- 
barungen enthält  irgendwie  zu  weitgehende  Bedingungen.  Es  ist 
im  Gegenteil  zu  begrüssen,  dass  die  schweizerische  Bankwelt 
durch  diese  Konditionenverträge  mit  jenen  schrankenlosen 
Konkurrenzverhältnissen  teilweise  aufgeräumt  hat,  die  ganze 
Zweige  des  Bankgeschäftes  verlustbringend  gemacht  hatten  und 
damit  besonders  für  die  kleinen  und  mittleren  Banken  zu  einer 
erheblichen  Gefahrenquelle  geworden  waren  *). 


^)  vgl.  Wetter:  Bankkrisen  und  Bankkatastrophen  der  letzten  Jahre 
in  der  Schweiz,  S.  262  ff. 
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Konvention  I  zum  Schutze  des  Wechsel- 
geschäftes. Durch  diese  Konvention  verpflichteten  sich 
die  Mitglieder,  die  Adressen  eingetragener  Firmen,  deren  Eigen- 
wechsel und  Akzepte  von  den  Banken  mangels  Zahlung  zum 
Protest  gegeben  werden,  dem  Sekretariat  der  Vereinigung  mit- 
zuteilen, das  dieselben  registriert  und  die  Listen  den  darauf 
abonnierten  Mitgliedern  regelmäßig  zustellt.  Bei  Kriegsausbruch 
wurden  diese  Rapporte  während  der  Dauer  des  Moratoriums 
vorübergehend  suspendiert.  Unter  der  Einwirkung  des  Krieges, 
der  den  Wechsel  stark  zurückdrängte,  verlor  die  Konvention 
vorübergehend  an  Bedeutung,  die  jedoch  in  der  Übergangszeit 
durch  eine  rasch  anwachsende  Zahl  von  Anmeldungen  bald 
wieder  zurückgewonnen  wurde.  Naturgemäß  hängt  die  Wirkung 
der  Konvention  ab  vom  Grade  der  Gewissenhaftigkeit,  mit 
welcher  die  Mitglieder  ihre  Anzeigepflicht  erfüllen,  wie  überhaupt 
die  Aufstellung  vollständiger  „Schwarzer  Listen"  nicht  leicht 
ist,  da  die  Banken  aus  naheliegenden  Gründen  nicht  gerne  An- 
gaben vertraulicher  Natur  aus  ihrem  Geschäftsbetriebe  machen. 
Dieser  Umstand  machte  sich  mehrere  Jahre  hindurch  bei  der 
Konvention  I  stark  fühlbar.  Indessen  gelang  es  dem  Präsidium, 
durch  nachdrückliche  Aufforderungen  und  unter  Hinweis  darauf, 
dass  die  Vollständigkeit  der  Anzeigen  im  Interesse  aller  Mit- 
glieder liegt,  die  Bedeutung  der  Konvention  stark  zu  erhöhen, 
so  dass  das  Urteil  über  dieselbe  im  grossen  und  ganzen  günstig 
lautet.  Ende  1918  wurde  die  Anmeldepflicht  auch  auf  nicht 
bezahlte  Cheks  und  Anweisungen  ausgedehnt.  Speziell  gegen 
die  Wechselreiterei  richtet  sich  eine  Erweiterung  der  Konvention 
vom  März  1919,  der  zufolge  auch  Eigenwechsel  und  Akzepte  in 
die  Liste  aufgenommen  werden,  die  nicht  durch  den  Schuldner 
selbst,  sondern  durch  Barzahlung  oder  Anschaffung  des  Aus- 
stellers oder  Remittenten  eingelöst  werden.  Ebenso  unterliegen 
der  Anmeldepflicht  seit  1920  die  Wechsel  die  von  ausländischen 
Firmen  akzeptiert  oder  ausgestellt,  aber  bei  einer  schweizerischen 
Bank  domiziliert  sind,  ferner  die  Wechsel  von  natürlichen,  der 
Wechselbetreibung  unterliegenden  Personen. 

Konvention  U  betr.  Vergütung  von  Zinsen 
in  Scheck-  und  Girorechnungen.  Diese  Konvention 
war  bereits  durch  eine  Abmachung  der  Kantonal-  und  Handels- 
banken durchgeführt  (vergl.  oben  4.  Abschnitt)  und  wurde  von 
der    Bankiervereinigung    ohne    Abänderung    der    wesentlichen 
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Bestimmungen  aufgenommen  und  auf  weitere  Bankfirmen  aus- 
gedehnt. 1914  waren  dieser  Konvention  196  Mitglieder  an* 
geschlossen,  darunter  alle  bedeutenden  Handelsbanken,  sämtliche 
Kantonalbanken,  die  wichtigsten  Privatbankfirmen  für  die  sie 
überhaupt  in  Frage  kam,  sowie  die  drei  wichtigen  Filialen  aus- 
ländischer Banken  in  der  Schweiz.  Ab.  1.  Juli  1915  wurde  auf 
Antrag  des  Verbandes  zürcherischer  Kreditinstitute  die  maximale 
Zinsvergütung  auf  Scheck-  und  Girorechnungen  an  Banken  usw. 
von  3  auf  21/2  %  reduziert  und  die  Marge  zum  offiziellen  Dis- 
kontosatz von  11/2  auf  2  %  erhöht;  anfangs  Februar  1916  erfolgte 
eine  weitere  Ermäßigung  auf  2  %  durch  die  maßgebenden 
Banken  von  Basel,  Genf  und  Zürich,  der  sich  die  übrigen 
Institute  bald  anschlössen.  Auf  den  1.  Februar  1921  wurde  die 
Konvention  revidiert:  das  Zinsmaximum  wurde  wieder  auf  3  % 
hinaufgesetzt  und  dem  Ausschuss  der  Vereinigung  die  Kom- 
petenz übertragen,  diesen  Satz  unter  Anpassung  an  die  jeweiligen 
Geldverhältnisse  für  die  Mitglieder  verbindlich  abzuändern. 
Ferner  wurden  alle  provisionsfreien  Guthabenrechnungen  den 
Scheckrechnungen  gleichgestellt,  über  deren  Einlagen  erst  nach 
einer  Kündigungsfrist  bis  zu  fünf  Tagen  verfügt  werden  kann, 
um  die  Umgehung  der  Konvention  durch  kurzfristige  Bindung 
der  Guthaben  zu  verhindern.  Dagegen  unterliegen  Callgeldkonti 
nicht  der  Konvention. 

Die  Konvention  III  betr.  den  Inkasso  und 
die  Gutschrift  von  Wechseln  sowie  die  Be- 
rechnung v.o  n  Verzugszinsen  wurde  mit  der  vorher- 
gehenden zusammen  auf  den  1.  Juli  1914  in  Kraft  erklärt.  Es 
vergingen  indessen  mehrere  Jahre,  bis  die  Praxis  zur  einheit- 
lichen Anwendung  kam,  nachdem  einige  Bestimmungen  eine  Ab- 
änderung erfahren  hatten.    Der  ursprüngliche  Wortlaut  verlangt 

a)  für  den  Inkasso  von  Wechseln  auf  schweizerische  Bankplätze, 
die  bei  einer  Bank  oder  einem  Bankier  zahlbar  sind,  die  Er- 
hebung einer  Provision  von  min.  10  Cts.  per  Abschnitt  und  zwar 
auf  eingegangene,  unbezahlte  oder  zurückverlangte  Wechsel. 
Ferner  sollen  dem  Remittenten  belastet  werden:  Stempelaus- 
gaben, Spesen  auf  Depeschen,  Telephon  usw.  und  eine  Gang- 
gebühr für  Wechsel,  die  ausserhalb  der  Bannmeile  zahlbar  sind; 

b)  die  Gutschrift  erfolgt  bei  Abschnitten  unter  500  Frs. 
frühestens  Wert  2.  Werktag  nach  Verfall,  bei  Abschnitten  über 
diesem  Betrag  Valuta  Verfalltag.     Wird  der  Wechsel  erst  nach 
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dem  Verfalltag  bezahlt,  so  sollen  vom  Bezogenen  Verzugszinsen 
von  min.  5  %  eingefordert  werden;  c)  Ohnekostenwechsel 
werden,  sofern  der  Zedent  nicht  anders  bestimmt,  spätestens  vom 
5.  Tage  nach  Verfall  zurückgesandt.  In  der  Praxis  aber  wurden 
diese  Bestimmungen  von  den  Banken  verschieden  ausgelegt  und 
befolgt,  so  dass  redaktionelle  Abänderungen  an  der  Konvention 
erfolgen  mussten.  Die  revidierte  Fassung,  die  1918  in  Kraft  er- 
klärt wurde,  erhöhte  die  Inkassoprovisionen  auf  25  Cts.  min., 
die  Gutschrift  von  Abschnitten  über  500  Frs.  erfolgt  Valuta  ein 
Werktag  nach  Verfall,  kann  jedoch  bei  Wechseln  die  bei  Banken 
domiziliert  sind,  Eigenwechseln  und  Akzepten  von  Banken, 
Handels-  und  Industriefirmen  die  mindestens  auf  Frs.  5000  lauten 
Wert  Verfalltag  ausgestellt  werden.  Schecks  und  Sicht- 
anweisungen die  am  Vormittag  eingereicht  werden,  können  ohne 
Rücksicht  auf  die  Beträge  mit  dem  Datum  des  Empfangstages 
valutiert  werden.  Die  Banken  sind  an  die  Konvention  nur  nach 
unten  gebunden,  eine  Verschärfung  der  Bestimmungen  zu  Lasten 
der  Kundschaft  steht  ihnen  frei.  Mit  dem  1.  Juli  1919  wurde 
die  Konvention  ausser  Kraft  gesetzt,  da  seit  diesem  Zeitpunkt 
ihr  Inhalt  durch  den  Inkassotarif  übernommen  wurde. 

Konvention   IV   betr.   einheitliche   Berech- 

nungvonGebü  hrenfürAufbe  Wahrung  undVer- 
waltung  von  Wertpapieren  in  offenen  Depots. 
Durch  diese  Konvention,  die  unstreitig  eine  der  wichtigsten 
Konditionenvereinbarungen  im  schweizerischen  Bankwesen  dar- 
stellt, ist  es  der  Bankiervereinigung  nach  ziemlich  mühsamer 
Arbeit  gelungen,  dem  Geschäftszweig  der  Wertschriftenver- 
waltung wieder  zu  einer  gewissen  Rendite  zu  verhelfen,  nachdem 
die  scharfe  Konkurrenz  denselben  nicht  nur  unfruchtbar,  sondern 
sogar  verlustbringend  gestaltet  hatte.  Die  Anregung  zu  dieser 
Vereinbarung  erging  1915  seitens  der  Zürcher  Banken  im  Sinne 
einer  Erhöhung  der  Gebühren  und  Kommissionen  und  einer  Ver- 
einheitlichung derselben  auf  dem  ganzen  Gebiete  der  Schweiz. 
Die  Vereinigung  zog  darauf  bei  den  Banken  Erkundigungen  ein 
über  die  Art  der  Titelverwaltung,  die  als  Resultat  eine  grosse 
Mannigfaltigkeit  der  Entschädigungsmodi  ergaben.  Durch  Be- 
schluss  des  zweiten  Bankiertages  1915  wurde  der  Ausschuss 
beauftragt,  in  Verbindung  mit  den  verschiedenen  Plätzen  die 
Konvention  auszuarbeiten,  was  im  Laufe  des  folgenden  Jahres 
geschah.     Die  Konvention  wurde  nach  Genehmigung  durch  den 
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Ausschuss  sämtlichen  Banken  in  der  Schweiz  zur  Beitritts- 
erklärung übermittelt.  1917  traten  ihr  die  wichtigsten  Banken 
bei,  so  dass  sie  auf  den  1.  Januar  1918  in  Kraft  treten  konnte. 

Die  hauptsächlichsten  Bestimmungen  der  Konvention  sind 
folgende:  mit  Rücksicht  auf  die  verschiedenen  Gepflogenheiten 
der  Bankplätze  in  der  Berechnung  der  Entschädigung  für  Titel- 
aufbewahrung und  -Verwaltung  wird  als  Grundlage  der  Be- 
rechnung eine  Depotgebühr,  eine  Inkassogebühr  oder  die  Ver- 
bindung beider  festgesetzt.  Die  Depotgebühr  soll  mindestens 
40  Cts.  jährlich  für  Frs.  1000  vom  Wert  der  deponierten  Titel 
betragen  und  berechnet  sich  bei  Obligationen  auf  Grund  des 
Nominalwertes  (bei  einem  Kurs  von  50  %  und  darunter  kann  die 
Gebühr  auf  die  Hälfte  reduziert  werden),  bei  Aktien  auf  Grund 
des  Kurs-  oder  Marktwertes.  Bei  unverzinslichen  Losen  wird  der 
Ansatz  verdoppelt.  Die  Inkassogebühr  beträgt  1  %  vom  Betrage 
der  einkassierten  Coupons  oder  wird  nach  einer  vorgeschriebenen 
Skala  pro  Einzelcoupon  berechnet,  die  ungefähr  dieselbe  Be- 
lastung ergibt.  Die  Minimalgebühr  pro  Bordereau  beträgt  25  Cts. 
Die  Gebühren  werden  erhoben  auch  auf  Coupons  ohne  Mäntel 
und  Mäntel  ohne  Coupons.  In  Wegfall  kommen  kann  die  Gebühr 
bei  der  Aufbewahrung  eigener  Aktien  oder  Stammanteile  und 
den  Inkasso  der  betr.  Coupons,  femer  gegenüber  Depots  für 
Rechnung  von  Staats-  und  Kommunalverwaltungen,  gemein- 
nützigen Gesellschaften,  Bankpräsidenten,  Direktoren,  An- 
gestellten u.  a.  m.  Auf  die  Hälfte  kann  sie  ermäßigt  werden  für 
eigene  Kassaobligationen  mit  fester  Laufzeit  von  höchstens  fünf 
Jahren  und  die  betr.  Inkassi,  für  Depots  von  Versicherungs-, 
Trust-  und  Industriegesellschaften ,  die  den  Betrag  von 
5  000  000  Frs.  übersteigen.  Für  den  Verkehr  der  Banken  unter 
sich  ist  die  Konvention  nicht  bindend;  dagegen  fallen  unter  ihre 
Bestimmungen  alle  in  der  Schweiz  in  offenen  Depots  auf- 
bewahrten Wertpapiere  und  die  ausländischen  Depots  unter  der 
Aufsicht  einer  schweizerischen  Bank.  Seit  1920  traten  zu  den 
Bestimmungen  noch  eine  Reihe  von  Interpretationen  und  Fest- 
setzungen, die  infolge  der  Währungsentwertung  notwendig  ge- 
worden waren. 

Im  Jahre  des  Inkrafttretens  traten  ihr  202  Banken  mit  ihren 
sämtlichen  Niederlassungen  bei,  darunter  alle  maßgebenden 
Institute.  5  Kantonalbanken  und  20  mittlere  und  kleine  Institute 
machten  dabei  den  Vorbehalt  der  Gratisaufbewahrung  eigener 
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Obligationen.  Die  Durchführung  der  Konvention  ging  ziemlich 
leicht  vonstatten  und  ihre  Wirkung  wird  von  den  Banken  als 
günstig  bezeichnet.  Seit  1919  drängte  sich  angesichts  der 
ständigen  Steigerung  der  Verwaltungsspesen  die  Frage  einer 
Revision  der  Ansätze  auf,  der  jedoch  angesichts  der  ungewissen 
Verhältnisse  nicht  Folge  gegeben  wurde. 

Konvention  V  betr.  Tragung  der  Stempel- 
steuerauf Kassaobligationen.  Die  Eingehung  einer 
Konvention  zur  Abwälzung  des  Emissionsstempels  auf  Ob- 
ligationen wurde  von  der  Vereinigung  schon  lange  vor  Inkraft- 
treten des  Stempelgesetzes  erwogen.  Indessen  versuchte  sie  zu- 
nächst, die  Abwälzung  in  das  Gesetz  selbst  aufnehmen  zu  lassen. 
Der  definitive  Text  des  Gesetzes,  wie  er  aus  den  Beratungen 
der  Bundesversammlung  hervorging,  gab  jedoch  diesen  An- 
strengungen nicht  Folge,  sondern  bestimmte  lediglich,  dass  den 
Emittenten  die  Überbürdung  des  Stempels  auf  den  Geldgeber 
gestattet  sei,  so  dass  die  Vereinigung  wieder  daran  ging,  die 
Abwälzung  durch  Vereinbarung  zu  erreichen,  wobei  zunächst  be- 
schlossen wurde,  die  Konvention  nur  auf  Kassaobligationen  aus- 
zudehnen. Allein  die  Verhandlungen  zogen  sich  stark  in  die 
Länge,  da  eine  der  wichtigsten  Kartellbanken  sich  derselben 
nicht  anschliessen  wollte.  Die  Hauptschwierigkeit  lag  nament- 
lich darin,  dass  die  Vereinigung  zur  wirksamen  Durchführung 
der  Konvention  es  für  notwendig  hielt,  die  Ausgabe  unter  pari 
aufzugeben  und  den  Satz  für  die  Kommissionen  bei  der  Titel- 
ausgabe einheitlich  festzulegen.  Man  verzichtete  deshalb  auf  diese 
beiden  Punkte  und  setzte  den  Text  der  Konvention  dahin  fest, 
dass  sich  die  Banken  verpflichteten,  die  Stempelsteuer  auf  Kassa- 
obligationen bis  zu  mindestens  V2  Voo  p.  a.  bei  der  Emission  oder 
Erneuerung  der  Papiere  dem  Titelnehmer  zu  belasten.  In  dieser 
abgeschwächten  Form  trat  die  Konvention  auf  den  1.  Oktober 
1919  in  Kraft;  jedoch  waren  ihr  9  Banken  nicht  angeschlossen, 
dartmter  der  Bankverein.  Bald  darauf  traten  eine  Reihe  anderer 
wichtiger  Institute  wieder  aus,  so  dass  die  Konvention  per 
1.  September  1920  hinfällig  wurde. 

Dieser  negative  Erfolg  der  Konvention  V  kann  allerdings 
nicht  überraschen.  Schon  die  Verhandlungen  des  Kantonal- 
bankenverbandes  über  dieselbe  Angelegenheit  hatten  die 
Schwierigkeiten  einer  Überwälzung  einerseits  und  die  Notwendig- 
keit genauer  Kontrolle  mit  Bezug  auf  die  Einhaltung  andererseits 
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deutlich  aufgedeckt.  Zweifellos  wäre  eine  entsprechende  Vor- 
schrift des  Stempelgesetzes  durch  Gewährung  von  Disagios  oder 
Plazierungsprämien  leicht  zu  umgehen  gewesen.  Für  die  frei- 
willige Durchführung  aber  würden  die  Überwachungsmöglich- 
keiten der  Bankiervereinigung  kaum  ausgereicht  haben;  dazu 
eignet  sich  eher  ein  Revisionsverband,  der  seine  Mitglieder  ein- 
gehend kontrolliert. 

Der  Schweizerische  Inkassotarif. 

Die  Notwendigkeit  einer  Revision  der  Inkassotarife,  die 
kaum  mehr  eine  Deckung  der  Selbstkosten  im  Inkassogeschäft 
ermöglichten,  drängte  sich  seit  den  Jahren  1916/17  den  schweize- 
rischen Banken  in  immer  stärkerem  Grade  auf.  Als  deshalb  die 
Vereinigung  anfangs  1918  auf  eine  Anregung  des  Bankvereins 
hin  die  Aufstellung  eines  einheitlichen  schweizerischen  Tarifes 
in  Angriff  nahm,  der  eine  allgemeine  Erhöhung  und  zugleich 
Vereinheitlichung  und  Vereinfachung  der  Sätze  bringen  sollte, 
fand  diese  Absicht  bei  den  Mitgliedern  sehr  günstige  Aufnahme. 

Eine  Spezialkommission  wurde  mit  der  Ausarbeitung  des 
Tarifes  beauftragt,  die  ihre  Arbeiten  noch  im  selben  Jahre  zu 
Ende  führte. 

Im  März  1919  lagen  die  Beitrittserklärungen  der  grossen 
Mehrheit  der  schweizerischen  Banken  bereits  vor,  so  dass  die 
Inkrafterklärung  auf  den  1.  Juli  1919  erfolgen  konnte.  Damals 
nahmen  218  Banken  mit  ihren  Niederlassungen  den  Tarif  an; 
im  folgenden  Jahre  stieg  die  Zahl  auf  230,  das  heisst  nahezu 
sämtliche  Banken  in  der  Schweiz,  darunter  auch  Nichtmitglieder 
der  Vereinigung. 

Die  Inkassogebühren,  die  der  Kundschaft  belastet  werden, 
sind  im  Kundentarif  geregelt,  während  die  Ansätze  für  den  Ver- 
kehr der  Banken  unter  sich  im  Bankentarif  niedergelegt  sind. 
Beide  Tarife  enthalten  in  gleicher  Anordnung  allgemeine  Be- 
dingungen, Sonderbestimmungen  und  Tarif,  und  divergieren  %ur 
in  den  Konditionen.  Die  allgemeinen  Bedingungen  des  Kunden- 
tarifes  enthalten  im  wesentlichen  Bestimmimgen  für  Verantwort- 
lichkeit der  Banken  aus  dem  Inkasso;  Verzugszins  bei  ver- 
spätetem Eingang;  die  Modalitäten  bei  Nichtbezahlung,  für  den 
Protest  und  die  Stempelung.  Der  Tarif  findet  Anwendung  auf 
Wechsel,  Checks,  wechselähnliche  und  andere  Orderpapiere. 
Diese  Bestimmungen  finden  sich  auch  im   Bankentarif  wieder, 
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sind  jedoch  ergänzt  durch  Vorschriften  über  die  Anwendung  der 
Tarife.  Die  Ansätze  des  Bankentarifes  dürfen  nicht  unter-  oder 
tiberboten  werden,  dagegen  stellen  die  Gebühren  und  Wert- 
stellungen des  Kundentarifes  nur  Minimalbedingungen  dar.  Aus- 
landsbanken sind  als  Kundschaft  zu  behandeln.  Durch  diese 
Normierung  wird  erreicht,  dass  bei  Weitergabe  von  Wechseln 
z.  B.  seitens  einer  kleinen  Bank  an  eine  grössere  zum  Inkasso, 
erstere  doch  einen  Anteil  an  der  Gebühr  erhält,  da  ihr  gegenüber 
der  billige  Bankentarif  zur  Anwendung  gelangt,  während  sie  selbst 
ihrem  remittierenden  Kunden  die  höheren  Gebühren  des  Kunden- 
tarifes verrechnet.  Die  Sonderbestimmungen  schreiben  die  Ein- 
reichungstermine vor  und  regeln  die  Gebühren  für  Akzept- 
einholung, Gebühren  und  Kommissionen  für  den  Einzug  von 
Wechseln  mit  Dokumenten,  Retourspesen  für  Ohnekosten-  und 
protestierte  Wechsel,  Gebühren  für  spezielle  Eingangsanzeigen 
und  die  Prolongationsspesen.  Der  Tarif  selbst  enthält  die  Be- 
stimmungen über  die  Inkassogebühren  und  Wertstellung  der 
Gutschriften.  Es  werden  dabei  4  Kategorien  von  Plätzen  unter- 
schieden: a)  10  Plätze,  an  denen  die  Nationalbank  eine  Zweig- 
anstalt oder  eigene  Agentur  besitzt,  b)  147  Plätze,  an  denen 
eine  Kantonal-  oder  Grossbank  etabliert  ist,  c)  161  Plätze,  auf 
denen  eine  andere  Bank  besteht  und  d)  Plätze  ohne  Banken, 
die  das  Inkassogeschäft  betreiben.  Es  würde  zu  weit  führen, 
die  Detailbestimmungen  hier  wiederzugeben;  immerhin  sei  er- 
wähnt, dass  Bankdomizile  der  ersten  und  zweiten  Kategorie 
franko  eingezogen  werden,  um  eine  Förderung  des  bargeldlosen 
Zahlungsverkehrs  zu  erreichen.  Die  Gebühren  für  die  ersten 
beiden  und  für  Bankdomizile  der  dritten  Kategorie  werden  pro 
Abschnitt  berechnet;  auf  andere  Wechsel  der  dritten  und  die- 
jenigen der  vierten  Kategorie  wird  eine  Kommission  von  y2, 
resp.  IMjVoo  in  Anrechnung  gebracht. 

Der  Inkassotarif  hat  sich  im  schweizerischen  Bankgewerbe 
rasch  eingebürgert  und  wird  sehr  geschätzt.  Am  20.  August  1919 
erteilte  der  Bankausschuss  der  Nationalbank  einem  neuen  Regle- 
ment die  Genehmigung,  in  welchem  die  Sätze  des  einlieitlichen 
Tarifes  im  grossen  und  ganzen  Aufnahme  fanden.  Naturgemäß 
sind  der  Vereinigung  eine  Fülle  von  Abänderungsanträgen  ein- 
gereicht worden.  Insbesondere  wurde  die  Versetzung  von  Plätzen 
in  die  vorderen  Kategorien  verlangt,  ferner  eine  Erhöhung  der 
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Gebühren  mit  Rücksicht  auf  die  verteuerten  Posttaxen.  Um 
dem  letzteren  Begehren  ohne  Revision  entsprechen  zu  können, 
empfahl  der  Ausschuss  1921  den  Banken,  die  Postgebühren 
separat  zu  verrechnen.  Mitte  1921  wurden  die  Mitglieder  zur 
Einreichung  von  Revisionsvorschlägen  eingeladen;  doch  nahm 
man  Abstand  von  einer  Totalrevision  infolge  der  wirtschaftlichen 
Krise;  die  Vorschläge  gingen  im  allgemeinen  auf  eine  Erhöhung 
der  Gebühren  und  Aufnahme  von  Bestimmungen  über  Kommis- 
sionsberechnung auf  Wechsel  in  fremder  Währung,  die  mit 
Bankscheck  auf  das  Ausland  bezahlt  werden. 

Konvention  VII  betr.  Gutschrift  von  Ein- 
zahlungen. Am  1.  Juli  1920  trat  unter  Beitritt  aller  wich- 
tigen Institute  die  Konvention  VII  in  Kraft,  die  mit  gewissen 
Ausnahmen  die  Nachvalutierung  von  Kundeneinzahlungen  um 
einen  Werktag  stipuliert.  Bankeinzahlungen  werden  Wert  Ein- 
zahlungstag kreditiert,  sofern  sie  am  Vormittag  erfolgen;  Nach- 
niittagseinzahlungen  werden  behandelt  wie  Erläge  zugunsten  der 
Kunden.  Die  Einführung  der  Vereinbarung  bereitete  weiter 
keine  Schwierigkeiten,  dies  um  so  mehr,  als  einige  Platz- 
vereinigungen diesen  Valutierungsmodus  schon  kannten,  der 
übrigens  von  einzelnen  Bankenverbänden  des  Auslandes  kon- 
sequent seit  längerer  Zeit  sogar  den  Banken  gegenüber  ange- 
wendet wird. 


Durch  die  Aufstellung  dieser  Konventionen  ist  es  der  Ver- 
einigung gelungen,  ihren  Programmpunkt  der  Vereinheitlichung 
der  Usanzen  bis  zu  einem  gewissen  Grade  zu  verwirklichen  (aus- 
ländische Verbände  sind  zwar  bedeutend  weiter  gegangen).  Von 
den  zustandegekommenen  Vereinbarungen  musste  einzig  die 
Konvention  V  wieder  aufgegeben  werden;  die  Konvention  III 
wurde  vom  Inkassotarif  übernommen.  Von  den  übrigen  ist  die 
erste  prophylaktischer  Natur,  die  Konventionen  II,  IV  und  VII 
und  der  Inkassotarif  sind  ihrem  wirtschaftlichen  Wesen  nach 
Vereinbarungen,  die  ihre  jeweiligen  Mitglieder  zu  Preiskartellen 
vereinigen,  die  infolge  Zahl  und  Bedeutung  der  angeschlossenen 
Institute  für  das  schweizerische  Bankgewerbe  eine  günstige 
Wirkung  zeitigen,  ohne  indessen  die  Kundschaft  durch  übersetzte 
Bedingungen  zu  belasten.     Ihre  Wirkung  ist  für  die  Banken  in 


>    > 


•   %  ' 


( 


77 

zwiefacher  Hinsicht  wertvoll:  einmal  wurden  durch  die  Kon- 
ventionen Gebührenerhöhungen  und  die  Einführung  neuer  Be- 
dingungen ermöglicht,  die  alleinstehende  Banken  kaum  hätten 
aufstellen  können.  Im  Zusammenhang  damit  wurde  es  sogar 
möglich,  die  unfruchtbar,  ja  verlustbringend  gewordenen 
Geschäftszweige  der  Inkassi  und  der  Wertschriftenverwaltung 
wieder  einer  Rendite  entgegenzuführen.  Auf  der  anderen  Seite 
ist  es  gelungen,  durch  die  Aufstellung  von  Minimal-  bzw.  Maximal- 
konditionen die  Gefahren  der  Niederkonkurrenzierung  für  gewisse 
Branchen  des  Bankgeschäftes  zu  beseitigen. 

Um  das  Wesen  des  Verbandes  richtig  zu  verstehen,  muss 
man  sich  aber  immer  daran  erinnern,  dass  die  Eingehung  dieser 
Konventionen,  die  zum  Teil  den  Mitgliedern  sehr  weitgehende 
Vorschriften  machen,  immer  von  Fall  zu  Fall  geschehen  muss. 
Die  Vereinigung  als  solche,  die  ein  reiner  Interessenverband  ist, 
beschneidet  in  keiner  Weise  die  freie  Entschliessungsfreiheit  der 
Banken,  sondern  sie  übt  hier  gewissermaßen  die  Funktion  einer 
Vermittlungsinstanz  aus,  durch  die  die  Abschliessung  dieser 
Konditionenverträge  unter  den  Banken  erleichtert  wird.  Auf 
der  anderen  Seite  kommt  ihr  allerdings  die  Aufgabe  einer  Kon- 
trollstelle über  die  Einhaltung  der  Konventionen  zu. 

Durch  die  Vorlegung  einer  Anzahl  weiterer  Konventions- 
projekte hat  die  Vereinigung  den  Versuch  gemacht,  die  Usanzen 
weiter  zu  vereinheitlichen.  Allerdings  musste  ein  Teil  dieser 
Bestrebungen  wieder  aufgegeben  werden,  da  die  grossen  Ver- 
schiedenheiten in  den  Verhältnissen  auf  den  Bankplätzen  unseres 
Landes  und  die  geschäftliche  Diskretion  der  Banken  einer  allzu 
starken  Ausdehnung  der  Konventionen  sich  hindernd  entgegen- 
stellen. Insbesondere  sei  hingewiesen  auf  die  Versuche,  eine 
Konvention  betr.  Kreditbriefkommission  anzubahnen,  sodann 
eine  Vereinbarung  betr.  Verhinderung  einer  zu  frühen  Einlösung 
von  Coupons;  ferner  auf  den  Entwurf  einer  Konvention  betr. 
Rückvergütung  von  Provisionen  für  den  Couponsinkasso,  die  den 
Banken,  die  Coupons  einlösen,  ohne  als  Zahlstelle  zu  figurieren, 
eine  angemessene  Entschädigung  sichern  soll.  Bezüglich 
letzteren  Entwurfs  sind  die  Verhandlungen  noch  nicht  zum 
Abschluss  gelangt;  die  Kartell-  und  Kantonalbanken  beschlossen 
bereits  im  März  1920,  es  sei  in  den  Anleihensverträgen  die 
Couponskommission  —  mit  einer  Ausnahme  —  für  alle  Anleihen 
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von  1/4  auf  1/2  %  zu  erhöhen,  dagegen  von  einer  Retrozession 
überhaupt  abzusehen.  Doch  erklärten  sich  die  meisten  Kartell- 
banken bereit,  auf  diesen  Beschluss  zurückzukommen,  und  einen 
gewissen  Anteil  an  der  Provision  den  einlösenden  Banken  abzu- 
treten. Von  Interesse  sind  endlich  die  Verhandlungen  mit  den 
schweizerischen  Transport-Versicherungsgesellschaften,  die  durch 
Zusammenschluss  die  Konkurrenzverhältnisse  unter  sich  aus- 
geschaltet haben.  Dem  Interessenverband  dieser  Unternehnumgen 
stellten  sich  die  Banken  durch  die  Vereinigung  kollektiv  zur 
Wahrung  ihrer  Interessen  entgegen,  indem  sie  einen  Normal- 
versicherungsvertrag für  die  Versicherung  von  Wertpapieren  als 
Verhandlungsbasis  ausarbeiteten.  Die  Verhandlungen,  die  von 
Verband  zu  Verband  geführt  werden,  haben  noch  kein  end- 
gültiges Ergebnis  gezeitigt:  für  den  Fall,  dass  eine  Einigung  nicht 
zustandekommt,  besteht  in  der  Vereinigung  die  Absicht,  die 
Frage  der  Selbstversicherung  zu  prüfen. 

2.  Stellungnahme  zu  Fragen  der  eidgenössischen 
Wirtschaftspolitik  vor  dem  Kriege. 

A.  Die  schweizerische  Postsparkasse.  Ähn- 
lich Avie  der  Verband  der  Kantonalbanken  beschäftigte  sich  auch 
die  Vereinigung  mit  dieser  Angelegenheit.  Im  März  1913  stellte 
sie  dem  Postdepartement  eine  Eingabe  zu,  in  der  dem  ab- 
lehnenden Standpunkt  der  Banken  gegenüber  dem  Projekt  Aus- 
druck gegeben  wurde.  Für  den  Fall,  dass  die  Errichtung  trotz- 
dem beschlossen  würde,  anerbot  die  Vereinigung  ihre  Mithilfe 
an  den  Vorarbeiten.  Auf  eine  diesbez.  Einladung  des  Departe- 
mentes hin  erstattete  sie  im  Mai  1913  ein  ausführliches  Gutachten 
über  den  Entwurf  der  Bundesexperten,  in  welchem  das  Verbot 
des  Effektenhandels,  eine  Reduktion  des  Einlagemaximums  und 
des  Zinsfusses  gegenüber  dem  Entwurf  und  eine  neue  Regelung 
der  Anlage  der  Gelder  vorgeschlagen  wurde.  Diese  Anträge 
wurden  von  der  Expertenkonnnission  grösstenteils  angenommen, 
da  sie  nicht  nur  im  Interesse  der  Privatbanken  lagen,  sondern, 
wie  das  Gutachten  unter  Berücksichtigung  der  ausländischen  Er- 
fahrungen ausführlich  motivierte,  für  die  geplante  Institution 
selbst  nur  Vorteile  boten. 

Mit  der  Frage  der  Regelung  des  Sparkassenwesens  und  der 
Spezialgesetzgebung  über  Banken  beschäftigte  sich  die  Vereinigung 
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nur  intern,  ohne  irgendwelche  Schritte  zu  unternehmen,  da  der 
Krieg  diese  Materien  in  den  Hintergrund  drängte. 

B.  Ein  eingehendes  Studium  widmete  sie  dagegen  der  Neu- 
regelung des  Hypothekarwesens,  ohne  aber  nach  aussen 
eine  so  prononzierte  Haltung  einzunehmen  gegenüber  den  ver- 
schiedenen Projekten  wie  der  Verband  der  Kantonalbanken,  da 
die  Meinungen  unter  den  Banken  selbst  in  Bezug  auf  wesentliche 
Punkte  auseinandergingen  (Handels-  und  Hypothekenbanken!). 
Diese  Divergenz  der  Anschauungen  verhinderte  auch  das  Zu- 
standekommen einer  Konvention  über  einen  maximalen  Ob- 
ligationenzinsfuss,  die  kurz  nach  Kriegsausbruch  in  Vorschlag  ge- 
bracht wurde,  als  das  erste  Mobilisationsanleihen  den  Satz  plötz- 
lich auf  5  %  hinaufgetrieben  hatte.  Als  dann  Ende  1917  das 
Finanzdepartement  an  vier  Experten  den  Auftrag  erteilte,  über 
die  Einführung  des  schweizerischen  Pfandbriefes  ein  Gutachten 
zu  erstatten,  hielt  die  Vereinigung  den  Zeitpunkt  für  gekommen, 
die  Materie  im  Zusammenhang  zu  behandeln,  was  auf  dem 
5.  Bankiertag  1918  geschah  durch  ein  Referat  von  Herrn 
T.  A  u  b  e  r  t  (Genf)  über  „la  lettre  de  gage  federale''  und  eine 
rege  Diskussion  im  Anschluss  daran.  Wenn  auch  aus  jenen  Ver- 
handlungen hervorgeht,  dass  die  Banken  die  Wünschbarkeit  einer 
langfristigen  Finanzierung  des  Hypothekargeschäftes  durch  einen 
eidgenössischen  Pfandbrief  durchaus  betonen,  so  wurde  trotzdem 
von  einer  präzisen  Formulierung  der  Vorschläge  abgesehen,  da 
sich  über  die  Art  der  Einführung  des  Pfandbriefes  (Konzessions- 
system oder  zentrales  Pfandbriefinstitut)  keine  einheitliche 
Meinung  bilden  konnte.  Als  dann  im  April  1919  das  Gutachten 
der  en\'ähnten  Experten  über  die  Pfandbrieffrage  erschien,  wurde 
vom  Bundesrat  eine  grosse  Expertenkommission  zu  dessen  Be- 
ratung eingesetzt,  in  der  auch  die  Vereinigung  vertreten  ist. 
Durch  die  bekannte  Verschiebung  der  Vorarbeiten  zur  Einführung 
des  Pfandbriefes  (siehe  Abschn.  4)  kam  sie  aber  nicht  mehr  in 
die  Lage,  dazu  näher  Stellung  zu  nehmen. 

Dagegen  trat  sie  energisch  gegen  zwei  Forderungen  auf,  die 
in  der  Nachkriegszeit  ,,im  Interesse  des  Hypothekarkredites" 
gestellt  wurden:  Die  Vorschläge  eines  Bundes-Maximalzinsfusses 
(von  bäuerlicher  Seite),  dessen  Realisierung  indessen  nie  ernstlich 
in  Frage  gekommen  ist,  und  einer  Geldbeschaffung  auf  dem  bank- 
und  währungspolitisch  gefährlichen  Wege  einer  vermehrten  Bank- 
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notenausgabe.  Besonders  deutlich  wurde  dieser  Wunsch  auf  der 
Interessentenkonferenz  vom  16.  März  1921  geäussert,  die  vom 
Vorsteher  des  Finanzdepartements  einberufen  wurde,  um  über 
Mittel  und  Wege  zur  Behebung  der  Schwierigkeiten  des  Hypo- 
thekarkredites zu  beraten.  Trotzdem  seither  als  weiteres  Argu- 
ment zugunsten  einer  vermehrten  Inflation  der  Glaube  an  eine 
wohltätige  Wirkung  eines  damit  verbundenen  Steigens  der  aus- 
ländischen Valuten  hinzugekommen  ist,  hat  die  Opposition 
der  Bankiervereinigung  im  Einklang  mit  der  Nationalbank  und 
namhaften  Wirtschaftspolitikern  bis  anhin  Erfolg  gehabt,  was 
durchaus  zu  begrüssen  ist,  da  die  Folgen  einer  künstlichen  In- 
flation nicht  nur  verhängnisvoll  sein  müssten  für  den  Status  der 
Nationalbank  und  für  die  Gesundheit  unserer  Wähnmg,  sondern 
auch  deshalb,  weil  eine  Aktion  zugunsten  des  Hypothekarkredites 
auf  dieser  Basis  notwendigerweise  analoge  Begehren  der 
Hotellerie,  des  Baugewerbes,  ja  bei  dem  heutigen  Stand  der 
Dinge  sogar  der  gesamten  Exportindustrie  hervorrufen  müsste. 
Für  die  Hypothekenbanken  ist  unterdessen  eine  gewisse  Er- 
leichterung eingetreten  durch  den  Rückgang  des  Zinsfusses  auf 
dem  Anlagemarkt  und  durch  die  Erstreckimg  der  bundesrätlichen 
Verordnung  betr.  Gläubigergemeinschaft  bei  Anleihensobligationen 
auf  Kassaobligationen  (vom  28.  Dezember  1920). 

3.   Steuerpolitik  des  Bundes.    > 

Sehr  intensiv  beschäftigte  die  Steuerpolitik  des  Bundes  die 
Vereinigung.  Dabei  hatte  sie  oft  Gelegenheit,  zu  Entwürfen 
und  Projekten  Stellung  zu  nehmen,  was  wir  hier  vorzugsweise 
vom  Gesichtspunkt  der  Mitarbeit  einerseits  und  der  Kritik  ander- 
seits zu  würdigen  haben.  Immerhin  macht  es  die  Beschaffenheit 
der  Materie  notwendig,  in  der  Darstellung  nicht  diese  beiden 
Momente,  sondern  die  Steuern  selbst  als  Einteilung  zu  wählen. 

A.  Bundesgesetz  betr.  Stempelabgaben. 
Während  der  Verband  der  Kantonalbanken  in  der  Hauptsache 
zu  diesem  Gesetz  im  Sinne  einer  Vertretung  der  Sonderinteressen 
seiner  Mitglieder  Stellung  nahm,  war  es  Sache  der  Vereinigung, 
dem  Entwurf  gegenüber  die  Interessen  der  Banken  überhaupt 
zu  wahren,  aber  auch  andererseits  den  Bund  in  sachgemässer, 
lovaler  Weise  zu  unterstützen.  Ende  191G  sprach  sich  die  Ver- 
einigung    zuhanden    des    Finanzdepartementes    auf    dessen    Er- 
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suchen  hin  in  einem  Gutachten  über  die  Vorschläge  des  bundes- 
rätlichen Experten  und  der  Nationalbank  betr.  Wechsel-  und 
Wertschriftenstempel  aus.  „In  diesem  Gutachten  wurde  die  Be- 
rechtigung der  vorgeschlagenen  Stempelsteuer  in  Anbetracht  der 
grossen  finanziellen  Bedürfnisse  des  Bundes  anerkannt,  dagegen 
eindringlich  davor  gewarnt,  den  Verkehr  durch  Belastung  mit 
hohen  Abgaben  zu  hemmen"  (V.  Jahresbericht).  Es  empfahl  in 
der  Hauptsache  einen  Wechselstempel  von  V2  Voo,  Stempel- 
freiheit für  Schecks,  eine  Quittungssteuer  (um  den  bargeldlosen 
Zahlungsverkehr  zu  fördern);  einen  Wertschriftenstempel  von 
1  %  auf  Aktien  und  V2  %  auf  Obligationen  für  inländische 
Papiere  (unter  Steuerfreiheit  von  Staats-  und  Gemeinde- 
obligationen und  Hypothekartiteln,  Belastung  von  Titeln  ge- 
mischtwirtschaftlicher Unternehmungen  und  der  Bundesbahnen, 
keine  Erschwerungen  für  Trustgesellschaften).  Für  die  aus- 
ländischen Papiere  wurde  Stempelfreiheit  gewünscht,  evtl. 
Reduktion  der  Sätze  imi  50  %,  womit  der  Abwanderung  der- 
selben begegnet  werden  sollte.  Die  Botschaft  des  Bundesrates 
vom  11.  Dezember  1916  übernahm  von  diesen  Vorschlägen  nur 
den  Wechselstempel  von  1/2  Voo  und  die  Stempelfreiheit  der 
Schecks;  die  Quittungssteuer  fiel  weg,  die  ausländischen  Effekten 
wurden  den  inländischen  gleichgestellt  und  für  diese  die  wesent- 
lich höheren  Sätze  des  bundesrätlichen  Experten  in  Aussicht 
genommen.  In  der  darauf  folgenden  Behandlung  des  Entwurfes 
durch  die  Expertenkommission  gelang  es  dann  der  Vereinigung, 
ehie  gewisse  Milderimg  der  Ansätze  für  den  Wertschriftenstempel 
zu  erzielen,  die  in  der  definitiven  Fassung  des  Gesetzes  Aufnahme 
fanden. 

Das  Gesetz  selbst  befriedigt  die  Banken  in  zwei  Punkten 
nicht:  Der  Euüssionsstempel  wurde  durch  die  Bundesversamm- 
lung entgegen  der  ursprünglichen  Absicht  des  Bundesrates  und 
der  Gesetzesredaktoren  nicht  zu  einer  Besitzessteuer,  sondern  zu 
einer  Verkehrsabgabe  umgewandelt  (über  die  erfolglosen  Ver- 
suche der  Vereinigung,  diesem  Mangel  des  Gesetzes  durch  die 
Konvention  V  abzuhelfen,  wurde  bereits  oben  berichtet;  die  An- 
strengungen auf  Revision  des  Gesetzes  sind  bei  der  Couponsteuer 
erwähnt):  sodann  wurde  entgegen  dem  Verlangen  der  Banken 
der  Renibourstratte  keine  Vorzugsstelhmg  eingeräumt.  Dieser 
letztere  Punkt  gab  Anlass  zu  einer  Reihe  von  Eingaben  lokaler 
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Verbände  an  die  Vereinigung,  die  eine  Befreiung  der  vom  Aus- 
land gezogenen  Wechsel,  mindestens  aber  der  Rembourstratten 
vom  Stempel  verlangten.  Als  Begründung  wurde  angeführt, 
dass  die  Plätze  Zürich  und  Basel  gerade  wegen  ihrer  bisherigen 
Stempelfreiheit  für  das  internationale  Remboursgeschäft  von 
grosser  Bedeutung  geworden  waren  als  „Ausgleichsstellen  für 
den  internationalen  Handel". 

Die  Vollziehungsverordnung  zum  Gesetz  hat  ferner  viele 
Bestimmungen  gebracht,  die  nach  der  Ansicht  der  Banken  nicht 
den  Intentionen  des  Gesetzes  entsprechen.  Die  Vorschläge  der 
Vereinigung  bei  der  Ausarbeitung  der  Verordnung  wurden  nur 
wenig  berücksichtigt;  in  der  Anwendung  von  Gesetz  und  Ver- 
ordnung entstanden  —  vermutlich  gerade  deshalb  —  in  der 
Praxis  sofort  eine  Fülle  von  Differenzen.  Hier  leistete  die  Ver- 
einigung ihren  Mitgliedern  wertvolle  Dienste,  indem  sie  das 
bezügliche  Material  sammelte  und  ihnen  bei  der  Interpretation 
behilflich  sein  konnte.  Ein  näheres  Eingehen  darauf,  sowie  auf 
verschiedene  Eingaben  an  die  zuständigen  Behörden  betr.  Be- 
stimmungen des  Stempelgesetzes  würde  hier  zu  weit  führen. 

B.  C  o  up  on  s  t  e  u  e  r.  1918  wurden  durch  das  Finanz- 
departement die  Vorarbeiten  für  eine  Stempelabgabe  auf 
Coupons  und  Zinsgutschriften  aufgenommen.  Das  bez.  Gut- 
achten des  bundesrätlichen  Experten  sah  eine  Erweiterung  des 
Stempelgesetzes  vor  im  Sinne  einer  Aufhebung  der  Abgabe  auf 
ausländische  Wertschriften  und  einer  Einführung  von  Abgaben 
auf  allen  Coupons  und  Zinsgutschriften,  die  als  Steuer  auf  dem 
arbeitslosen  Einkommen  begründet  wurde.  Auch  hier  erging 
seitens  des  Finanzdepartements  an  die  Vereinigung  die  Ein- 
ladung, sich  zu  dem  Gutachten  zu  äussern.  In  der  Antwort  ver- 
warfen die  Banken  prinzipiell  die  Couponsteuer,  die  elTektiv 
keine  Stempelabgabe,  sondern  eine  direkte  Bundeseinkommen- 
steuer, als  solche  aber  verfassungswidrig  sei  (B.  V.  Art.  41  bis); 
evtl.  stimmten  sie  einer  gelinden  Extrabesteuerung  des  „arbeits- 
losen Renteneinkommen'"  zu,  schlugen  aber  einen  einheitlichen 
Satz  von  2  %  vor  und  die  Streichung  der  Abgabe  auf  Zinsgut- 
schriften, „weil  durch  sie  ein  Privilegium  odiosum  zu  Ungunsten 
der  schweizerischen  Banken  geschaffen  und  deren  geringer  Er- 
trag in  keinem  Verhältnis  zu  der  mit  der  Erhebung  verbundenen 
Mühe  und  Arbeit  stehen  würde".  Die  Absicht  des  Gutachtens, 
die  ('Überwälzung  der  Steuer  auf  den  Couponschuldner  zu  ver- 
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unmöglichen  durch  Nichtigerklärung  aller  entgegengesetzten 
Vereinbarungen,  auch  der  schon  bestehenden,  wurde  entschieden 
abgelehnt,  da  dies  eine  Verletzung  wohlerworbener  Privatrechte 
bedeute.  Ebenfalls  evtl.  wurde  die  Besteuerung  der  Spargut- 
haben in  Vorschlag  gebracht,  da  diesen  der  Charakter  von 
Kapitalanlagen  zukommt.  Dagegen  nahm  die  Vereinigung  die 
Gelegenheit  wahr,  ihre  Revisionsvorschläge  betr.  das  Stempel- 
gesetz zu  formulieren  und  beantragte  in  erster  Linie  die  Um- 
waiKilung  der  Emissionssteuer  in  eine  reine  Besitzessteuer  unter 
Ausdehnung  derselben  auf  sämtliche  Obligationen.  Zugleich 
wurde  entgegen  der  Stempelungspraxis  eine  Ergänzung  von 
Art.  83  des  Stempelgesetzes  gewünscht,  die  die  llmsatzbe- 
steuerung  von  Beteiligungen  und  Unterbeteiligungen  an  Über- 
nalime-  und  Garantiesyndikaten  ausschliessen  sollte. 

m 

Die  eidgenössische  Expertenkommission,  die  Ende  November 

1919  in  Bern  tagte,  verwarf  indessen  diese  Anträge  fast  durch- 
wegs, so  dass  sich  die  Vereinigung  veranlasst  sah,  am  31.  März 

1920  mit  einem  Expose  an  den  Bundesrat  nochmals  Stellung  zu 
nehmen  zu  dem  Entwurf  dieser  Behörde.  Wiederum  war  es  die 
Ausdehnung  der  Emissionssteuer,  auf  die  das  Hauptgewicht  ge- 
legt wurde.  In  der  Folge  wurde  vom  Finanzdepartement  eine 
Expertenkommission  von  Vertretern  der  Vereinigung,  der 
Kantonalbanken  und  der  Nationalbank  beauftragt,  über  die  neue 
Couponsteuer  und  die  Revision  des  Stempelgesetzes  einen  Be- 
richt auszuarbeiten,  der  am  30.  April  1920  fertiggestellt  war  und 
im  wesentlichen  im  Sinne  der  Anträge  der  Vereinigung  ausfiel, 
indem  zusammenfassend  der  Antrag  gestellt  wurde  „.  .  .  es 
möchte  das  vorliegende  Projekt  der  Coupon-Zinsgutschriftsteuer 
fallen  gelassen  werden,  es  sei  hingegen  das  geltende  Bundes- 
gesetz über  die  Stempelabgaben  in  dem  ursprünglich  gewollten 
Sinn  einer  Besitzsteuer  einer  baldigen  Revision  zu  unterziehen". 
Die  Ertragsberechnung  des  Berichtes  ergab  ungefähr  dieselbe 
Summe  wie  die  bundesrätliche  Botschaft  bez.  des  Ertrages  der 
Couponsteuer. 

In  der  Finanzkonferenz  von  Kandersteg  (30.  August  bis 
8.  September  1920)  drang  indessen  das  Projekt  der  Vereinigung 
nicht  durch.  Man  wird  kaum  fehl  gehen  in  der  Annahme,  dass 
die  Hauptursache  in  der  Forderung  auf  Beseitigung  der  Stempel- 
freiheit gewisser  Kategorien  von  Obligationen  (Bund,  Kantone, 
Gemeinden  usw.)  zu  suchen  ist.     Der  Bankiertag  von  1920,  der 
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sich  eingehend  mit  der  eidgenössischen  Steuergesetzgebung  be- 
fasste,  beschloss  denn  auch,  auf  die  grundsätzliche  Opposition 
gegen  die  Couponsteuer  zu  verzichten  und  in  diesem  Sinne  hat 
auch  die  Vereinigung  an  der  definitiven  Ausarbeitung  der  Steuer 
mitgewirkt. 

C.  Kriegsgewinn-  und  Kriegssteuer.  Zu  der 
eidgenössischen  Kriegsgewinnsteuer  hat  die  Vereinigung  —  neben 
deren  kritischen  Würdigung  in  den  Jahresberichten  —  wieder- 
holt direkt  Stellung  genommen.  Im  Frühjahr  1918  gelangte  sie 
mit  einer  Eingabe  an  den  Bundesrat,  in  der  sie  gegen  die  zu 
weitgehende  Auskunftspflicht  der  Banken  in  Fällen  der  Steuer- 
gefährdung Protest  einlegte,  nachdem  festgestellt  worden  war, 
dass  selbst  Kautionsleistungen  der  Banken  die  Pfändungs- 
beamten nicht  davon  abhielten,  detaillierte  Angaben  über  steuer- 
pflichtige Kunden  zu  verlangen.  Für  das  Jahr  1919  ersuchte  die 
Vereinigung  mit  Erfolg  das  Finanzdepartement  durch  eine  Dele- 
gation um  gewisse  Erleichterungen  in  der  Berechnung  der  Steuer 
pro  1919  „im  Interesse  der  Erhaltung  der  Konkurrenzfähigkeit 
unserer  Volkswirtschaft"  (Berücksichtigung  von  Abschreibungen 
infolge  drohender  Verluste;  Erleichterungen  in  der  Ermittlung 
des  Reinertrages  und  des  steuerpflichtigen  Gewinnes).  Eine 
scharfe  Verurteilung  durch  sie  erfuhr  sodann  die  Erhebung  der 
Steuer  pro  1920,  die  im  August  gleichen  Jahres  in  einer  Eingabe 
ihren  Ausdruck  fand,  in  welcher  der  Bundesrat  eingeladen  wurde, 
die  Frage  einer  Rückerstattung  von  Kriegsgewinnsteuerbeträgen 
zu  prüfen.  Die  Bundesbehörden  haben  dieser  Anregung  keine 
Folge  gegeben  —  ob  mit  Recht,  ist  nicht  leicht  zu  entscheiden  ^ — . 

In  weit  stärkerem  Grade  beschäftigte  aber  die  2.  Kriegssteuer 
die  Bankiervereinigung.  Im  August  1918  stellte  sie  dem  Finanz- 
departement eine  Eingabe  zu,  in  der  die  hohen  Ansätze  im  Vor- 
entwurf für  den  betr.  Verfassungsartikel  abgelehnt  wurden.  Die 
Vereinigung  ging  dabei  von  der  Ansicht  aus,  dass  die  Abdeckung 
der  Mobilisationsschuld  zwar  zum  grösseren  Teil  durch  direkte 
Heranziehung  des  grossen  Besitzes  erfolgen  solle,  jedoch  „ruhig 
auf  einen  längeren  Zeitraum  verteilt  werden  könne",  und  be- 
antragte daher  grundsätzlich,  die  Ansätze  der  ersten  Kriegs- 
steuer nicht  zu  überschreiten.  Allein  diese  vernünftigen  Vor- 
schläge fielen  in  einen  politisch  ungünstigen  Zeitpunkt,  und 
trotzdem  in  einer  zweiten  Eingabe  an  die  ständerätliche 
Kommission   die   bereits   sich    fühlbar    machende    herannahende 
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Krise  unserer  Volkswirtschaft  in  treffender  Weise  dargelegt 
wurde,  blieb  der  einzige  Erfolg  dieser  Bemühungen  die  Aus- 
dehnung der  Erhebungszeiträume  auf  vier  Jahre. 

War  diese  Einstellung  der  Bankiervereinigung  zur  Kriegs- 
steuer in  der  Hauptsache  von  allgemein  volkswirtschaftlichen 
Überlegungen  ausgegangen,  so  veranlasste  sie  die  Behandlung 
der  Steuer  im  Nationalrat  zweimal,  als  Interessenverband  des 
Bankgewerbes  einzugreifen.  Im  Januar  1920  machte  die  national- 
rätliche  Kommission  Miene,  die  ausländischen  Depots  zur  Be- 
steuerung heranzuziehen.  Trotz  sofortiger  Intervention  der  Ver- 
einigung drang  diese  Bestrebung  im  Plenum  des  Rates  durch,  so 
dass  sie  sich  in  der  Angelegenheit  an  das  Finanzdepartement 
wandte  und  „auf  die  Unzulässigkeit  der  Durchbrechung  des 
Prinzips  der  Territorialität  und  die  Möglichkeit  von  Retorsions- 
maßnahmen  seitens  des  Auslandes",  sowie  auf  die  Wahrschein- 
lichkeit einer  Depotsabwanderung  aufmerksam  machte.  Durch 
die  ablehnende  Haltung  des  Ständerates  fiel  die  Entscheidung 
zugunsten  der  Vereinigung  aus. 

Zu  derselben  Zeit  wurde  im  Nationalrat  ein  Antrag  auf 
Öffnung  des  Bankgeheimnisses  eingebracht,  der  zunächst  ab- 
gelehnt, dann  aber  in  der  etwas  abgeschwächten  Form  des  Postu- 
lates T  0  b  1  e  r  angenommen  wurde.  Das  Postulat  will  Bund 
und  Kantonen  die  Möglichkeit  einer  vollständigen  Erfassung  von 
Vermögen  und  Einkommen  der  Steuerpflichtigen  geben  und  sieht 
zu  diesem  Zwecke  die  „Einführung  der  Auskunftspflicht  der 
Banken  und  anderer  Vermittler  von  Wertgegenständen  gegen- 
über den  Steuerbehörden"  vor.  Im  Verfolg  dieses  Postulates 
erstattete  die  Vereinigung  dem  Finanzdepartement  auf  dessen 
Veranlassung  hin  ein  Gutachten,  das  gegenüber  der  Frage  der 
Auskunftspflicht  zu  emem  ablehnenden  Ergebnis  kam.  Als 
TIauptargumente  dagegen  wurden  angefülirt:  Umgehungsmöglich- 
keit, Beseitigung  der  traditionellen  Diskretion  und  Vertrauens- 
würdigkeit der  schweizerischen  Banken  und  im  Zusammenhang 
damit  volkswirtschaftlich  schädigende  Kapitalrückzüge  bei  den 
Banken  und  Depotsabwanderung.  Für  den  Fall  der  Aufhiebung 
des  Bankgeheimnisses  wurde  die  Notwendigkeit  einer  Durch- 
führung auf  internationalem  Boden  betont,  jedoch  die  Initiative 
der  Schweiz  für  eine  bez.  internationale  Vereinbarung  nicht  ge- 
wünscht, „da  wir  mit  unseren  vielen  Auslandsanlagen  eher  der 
gebende  als  der  nehmende  Teil  wären." 
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Wenn  auch  diese  Stellungnahme  der  Vereinigung  natur- 
gemäß in  erster  Linie  von  den  Interessen  des  Bankgewerbes  be- 
stimmt wird,  so  darf  man  besonders  unter  Berücksichtigung  der 
Abwanderungswahrscheinlichkeit  gewisser  Kapitalien  (vermut- 
lich nicht  nur  steuerflüchtiger  Natur)  ruhig  annehmen,  dass  sich 
diese  hier  im  wesentlichen  mit  den  Interessen  der  schweizerischen 
Volkswirtschaft  überhaupt  decken.  Dies  um  so  mehr,  als  sicher 
anzunehmen  ist,  dass  die  unproduktive  Mehrbelastung  der  Bank- 
betriebe durch  eine  starke  Personalvermehrung  unter  dem 
Regime  der  Bankenöffnung  für  den  Fiskus  kaum  nennenswerte 
Erfolge  zeitigen  würde. 

D.  Überblickt  man  die  Einstellung  der  Bankiervereinigung 
zur  Steuerpolitik  des  Bundes,  so  wird  man  vor  allem  zweierlei 
feststellen  müssen:  in  erster  Linie  die  prinzipielle  Unterstützung 
des  Bundes  durch  die  schweizerische  Bankwelt  und  sodann  — 
was  besonders  in  den  Jahren  1918 — 1920  aus  politischen 
Gründen  zu  mancherlei  falschen  Urteilen  geführt  hat  —  die 
Kritik  der  steuerpolitischen  Maßnahmen,  verbunden  mit  Ver- 
besserungsvorschlägen. Zum  Teil  hat  sich  die  Vereinigung  in 
dieser  Kritik  als  Interessenverband  geäussert;  allein  oft  hat  sie, 
weit  über  diesen  Rahmen  hinausgehend,  als  Vertreterin  der 
wichtigsten  schweizerischen  Erwerbszweige  überhaupt  gegen 
einen  allzustarken  Fiskalismus  gewirkt  —  nicht  immer  mit  Er- 
folg. Es  wäre  verfrüht,  über  diesen  Punkt  schon  heute  ein 
definitives  Urteil  abgeben  zu  wollen;  doch  wird  man  unter  dem 
Eindruck  der  Krise  unserer  Volkswirtschaft  dem  Standpunkt  der 
Vereinigung  gegenüber  dem  des  Fiskus  unbedingt  den  Vorzug  geben 
müssen,  sofern  man  in  der  Bildung  seiner  Ansicht  politische 
Momente  ausschaltet.  Der  VII.  Jahresbericht  der  Vereinigung 
hat  das  Problem  durchaus  richtig  dahin  charakterisiert,  dass  die 
fatale  Verwechslung  der  Begriffe  „Kapital"  und  „Kapitalist' 
nicht  nur  breite  Volksschichten,  sondern  auch  den  Fiskus  zu 
einer  kapitalfeindlichen  Mentalität  gebracht  hat,  die  volkswirt- 
schaftlich gefährlich  wird,  sobald  die  Eingriffe  gegen  den  Besitz 
das  Produktivkapital  und  damit  die  Produktionskraft  unseres 
Landes  schädigen. 

Der  Gepflogenheit  unserer  Zeit  folgend,  die  mit  Vorliebe  die 
Probleme  eidgenössischer  Wirtschafts-  und  Finanzpolitik  im  grossen 
Interessentenversammlungen  behandelt,  hat  die  Bankiervereinigung 
im   Anschluss   an   die   Finanzkonferenz   in   Kandersteg   zu    den 
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aktuellen  Fragen  der  Steuerpolitik  des  Bundes  ^)  in  ihrer 
7.  Generalversammlung  (25.  September  1920)  öffentlich  Stellung 
genommen.  Als  Fazit  ergab  sich  aus  jenen  Besprechungen  die 
Ansicht,  dass  die  direkte  Belastung  von  Besitz  und  Einkommen 
die  Grenze  des  Erträglichen  erreicht  habe  und  gestützt  darauf 
eine  Ablehnung  von  Übergewinnsteuer  und  Vermögensabgabe, 
dagegen  eine  Bevorzugung  der  indirekten  Steuern  (Zölle).  Die 
Resolution,  in  der  diese  Meinung  klar  formuliert  wurde,  forderte 
im  weiteren  den  Erlass  einfacher  und  klarer  Steuergesetze, 
„deren  Durchführung  nicht  derart  komplizierte  Ausführungs- 
vorschriften erfordert,  wie  die  Vollziehungsverordnung  zum 
gegenwärtigen  Steuergesetz."  Die  Opposition  gegen  die  Coupon- 
steuer wurde,  wie  bereits  erwähnt,  fallen  gelassen,  trotzdem 
deutlich  die  Ansicht  herrschte,  dass  dieselbe  ihrem  Wesen  nach 
einer  eidgenössischen  Einkommensteuer  gleichkomme,  und  dass 
ihr  der  Ausbau  der  Stempelsteuer  zu  einer  Besitzessteuer  unter 
Ausdehnung  auf  alle  Wertpapiere  vorzuziehen  wäre.  Ver- 
anlassung zu  dieser  Haltung  gab  ihr  die  etwas  resignierte,  aber 
zweifelsohne  nicht  unrichtige  Überlegung,  der  Bund  könnte  auf 
einen  entsprechenden  Vorschlag  hin  das  Eine  tun  und  das  Andere 
nicht  lassen. 

4.    Kriegsmaßnahmen  und  -Verordnungen. 

Durch  den  Ausbruch  des  Weltkrieges  wurde  die  Tätigkeit 
der  Bankiervereinigung  zunächst  stark  eingeschränkt.  „Die 
Mitglieder  waren  in  der  Hauptsache  in  ihren  eigenen  Unter- 
nehmungen so  sehr  in  Anspruch  genommen,  dass  grosses  Interesse 
für  gemeinsame  Aktionen  nicht  erwartet  werden  konnte.'* 
Allein  je  länger  der  Krieg  dauerte,  um  so  intensiver  machten 
sich  seine  Folgen  auch  dem  Bankgewerbe  gegenüber  fühlbar, 
80  dass  die  Notwendigkeit  gemeinsamer  Interessenvertretung 
sich  immer  gebieterischer  bemerkbar  machte.  Seit  der  zweiten 
Hälfte  des  Jahres  1917  zeigt  denn  auch  die  Geschäftslast  der 
Vereinigung  ein  ganz  ausserordentlich   starkes  Ansteigen. 

Die  Materie,  mit  der  sie  sich  zu  befassen  hatte,  ist  natur- 
gemäß sehr  manigfaltig,  so  dass  hier  unmöglich  alle  Detailpunkte 
berührt  werden  können.     Die  Einteilung  des  Stoffes  nach  sach- 
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1)  vgl.  zu  der  Frage  der  Steuerpolitik  des  Bundes  und  der  Finanz- 
reform, deren  Grundzüge  hier  als  bekannt  vorausgesetzt  sind:  E.  Gross- 
m  a  n  n:  Les  Finances  publiques  de  la  Suisse  de  1914  a  1920,  Paris  1921. 
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liehen  Gesiehtspunkten  macht  es  unmöglich,  die  Tätigkeit 
während  und  nach  dem  Kriege  zu  trennen,  da  die  drei  ersten 
Nachkriegsjahre,  die  in  dieser  Arbeit  berücksichtigt  sind,  noch 
unmittelbar  unter  dem  Eindruck  der  Kriegserscheinungen  stehen. 

A.  Eine  erste  Gruppe  von  Kriegsfolgen,  die  den  Verband 
beschäftigten,  waren  zunächst  mehr  bilanztechnischer  Natur: 
das  Fehlen  der  Börsenkurse  und  die  Valuta- 
entwertung. Um  den  Bestimmungen  von  Ziffer  3  des 
Bilanzartikels  656  des  0.  R.  genügen  zu  können,  setzte  die 
Vereinigung  an  den  wichtigsten  Bankplätzen  der  Schweiz 
Kommissionen  ein,  die  für  die  Obligationen  von  Bund,  Kantonen 
und  Gemeinden  Kursschätzungen  per  31.  Dezember  1914  auf- 
stellten (die  Schätzungen  für  Lokalwerte  haben  zum  Teil  die 
Platzvereinigungen  aufgestellt).  Gestützt  auf  diese  Schätzungen 
wurden  für  die  Schweiz  einheitliche  Kurse  festgelegt;  für  Trust- 
und  Industriewerte  wurde  die  Annahme  einer  Rendite  von  5  % 
empfohlen. 

Bald  jedoch  trat  als  wichtigere  Erscheinung  die  Entwertung 
der  ausländischen  Währungen  in  den  Vordergrund.  Es  ist 
bezeichnend  für  die  Singularität  des  heutigen  Währungsproblems, 
dass  selbst  die  Bankiervereinigung  bis  tief  in  das  Jahr  1918 
hinein  die  Hauptschwierigkeiten  in  der  Bilanzbewertung  aus- 
ländischer Aktiven  sah.  Der  5.  Jahresbericht  (abgeschlossen 
per  30.  Juni  1917)  enthält  diesbezüglich  noch  den  interessanten 
Passus:  „Wir  haben  ...  die  Frage  besprochen,  ob  es  sich  nicht 
rechtfertigen  Hesse,  langfristige  Auslandsanlagen,  die  nicht  zur 
Liquidation  bestimmt  sind,  bei  der  Bewertung  wie  vor  dem 
Kriege  zu  behandeln."  Ein  entsprechendes  Präjudiz  lag  aller- 
dings vor  in  einem  Beschluss  des  Verbandes  konzessionierter 
schweizerischer  Versicherungsgesellschaften,  der  mit  Genehmigung 
des  Justizdepartementes  seinen  Mitgliedern  empfahl,  die  Be- 
wertung der  Wertschriften  per  31.  Dezember  1913  in  ihren 
Bilanzen  aufrecht  zu  erhalten.  Eine  Kommission  von  Bank- 
vertretern verschiedener  Plätze  riet  der  Vereinigung,  für  die 
Hypothekenbanken,  Sparkassen  und  Trustgesellschaften  bezüglich 
deren  Auslandsanlagen  langfristiger  Natur  zu  einem  analogen 
Vorgehen.  Dabei  sollte  jede  dieser  Unternehmungen  „nach 
Möglichkeit  und  nach  Berücksichtigung  ihrer  Lage  die  nötigen 
Rückstellungen  machen  und  höchstens  einen  normalen  Zins  auf 
ihr  Aktienkapital -ausrichten."    Bevor  jedoch  eine  definitive  Ent- 
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Scheidung  des  Bundesrates  vorlag,  verlor  die  Angelegenheit 
vorübergehend  an  Bedeutung,  da  die  Bewertung  zu  Vorkriegs- 
kursen den  betroffenen  Banken  durch  den  Abschluss  von  Kurs- 
versicherungsverträgen ermöglicht  wurde. 

Der  rapide  Sturz  gewisser  Valuten,  vorab  Mark  und  deutsch- 
österreichische Kronen,  nach  dem  Waffenstillstand  nötigte  in- 
dessen die  Vereinigung,  sich  von  neuem  mit  dem  Problem  zu 
beschäftigen.  Die  enormen  Verluste  auf  den  Auslandsanlagen, 
die  schon  1919  gestützt  auf  die  Erhebungen  der  Schutzkomitees 
auf  über  5  Milliarden  Franks  geschätzt  wurden,  zogen  eine 
beträchtliche  Zahl  von  Zahlungseinstellungen  und  Gefährdungen 
von  Banken  nach  sich  und  es  wurde  wieder  die  Frage  einer 
Revision  des  Artikels  656  0.  R.  akut,  um  weitere  Konkurse 
von  Bankunternehmungen  zu  verhüten.  Maßgebend  war  dabei 
die  Ansicht,  dass  langfristige  Investitionen  in  Sachwerten  als 
Anlagegegenstände  nicht  ohne  weiteres  zu  dem  damaligen 
Realisierungswert  eingeschätzt  werden  sollten,  sondern  nach 
ihrem  Geschäftswert.  Der  Vorstand  der  Vereinigung  besprach 
die  Situation  Ende  Oktober  1919  in  einer  speziellen  Sitzung, 
an  der  auch  die  Nationalbank  vertreten  war,  unter  Beiziehung 
von  Gutachten  der  Herren  Bachmann  (Nationalbank)  und  Frey 
(Kreditanstalt).  Als  Resultat  ergab  sich  der  Vorschlag,  auf  dem 
Wege  einer  bundesrätlichen  Notverordnung  gesetztliche  Schutz- 
maßnahmen zu  beantragen.  Der  Entwurf  dazu  wurde  ausge- 
arbeitet, dem  eidgenössischen  Finanzdepartement  eingereicht 
und  führte  zum  Erlass  des  bekannten  Bundesratsbeschlusses 
betr.  die  Folgen  der  Währungsentwertungen  für  Aktiengesell- 
schaften und  Genossenschaften  vom  26.  Dezember  1919,  der  in 
der  Hauptsache  durch  Bilanzierungsvorschriften  die  Verteilung 
der  Verluste  auf  entwerteten  Währungen  auf  einen  Zeitraum 
von  20  Jahren  ermöglicht. 

Ebenfalls  in  diesen  Zusammenhang  hinein  gehört  das  Ab- 
kommen betr.  schweizerischer  Goldhypotheken  in  Deutschland  und 
gewisse  Arten  von  Frankenverpflichtungen  vom  6/10.  Dezember 
1920',  an  dessen  Durchführung  die  Vereinigung  stark  beteiligt 
ist.  Das  Abkommen,  das  die  sogenannte  Goldklausel  in 
Grundpfandverträgen  schweizerischer  Hypothekargläubiger  mit 
deutschen  Markschuldnern  entgegen  der  Praxis  der  deutschen 
Gerichte  zu  einer  Goldwertklausel  werden  lässt,  sofern  der 
Gläubiger  sich  mit  einer  10  jährigen  Stundung  (bzw.  15  jährig. 


M 


f 


T 


wit.«>iji[j!jjifli!»,  xiL  i  .wjjt  jy 


■*5lv 


90 

wenn  nach  Ablauf  von  10  Jahren  der  Markkurs  noch  nicht  über 
65  stehen  sollte)  seiner  Forderung  und  Erleichterungen  in  der 
Zinszahlung  während  der  Stundungszeit  einverstanden  erklärt, 
wurde  von  der  Vereinigung  vor  seiner  Ratifikation  zur  Annahme 
empfohlen.  Der  Vereinigung  selbst  weist  es  eine  etwas  merk- 
würdige Stellung  zu,  indem  eigentlich  sie  diejenige  Instanz  dar- 
stellt, die  schweizerischerseits  seine  Ausfühnmg  übernimmt. 
Für  Deutschland  ist  das  Abkommen  verbindlich,  nicht  dagegen 
für  die  Schweiz.  Es  hat  deshalb  für  uns  nicht  die  Bedeutung 
eines  Staatsvertrages  und  damit  auch  keine  bundesgesetzliche 
Wirkung  im  Inland.  Die  Reichsregierung  verlangte  aber  als 
Kompensation  für  ihre  Anerkennung  der  Goldwertklausel  neben 
dem  erwähnten  Entgegenkommen  der  schweizerischen  Hypo- 
thekargläubiger weitgehende  Erleichterungen  seitens  der  hiesigen 
Banken  betr.  deren  Forderungen  an  Deutsche,  die  während  des 
Krieges  in  Frankenwährung  entstanden  sind  (Vorschüsse  an- 
lässlich des  Aufenthaltes  deutscher  Staatsangehöriger  zur  Kriegs- 
zeit zu  Erholungszwecken  in  der  Schweiz;  Nahrungsmittelkredite 
an  deutsche  Länder,  Gemeinden  und  andere  Verbände).  Der 
Bundesrat  verpflichtete  sich  im  Abkommen,  bei  der  Vereinigung 
in  diesem  Sinne  zu  wirken.  In  der  Sitzung  vom  15.  Dezember 
1920  beschloss  deren  Ausschuss  dem  entsprechenden  Gesuche 
Folge  zu  geben  und  lud  die  Banken  auf  dem  Zirkularwege  zu 
einem  Verhalten  im  Sinne  des  Abkonmiens  ein.  Für  die  Prüfung 
der  Frankenschuldverhältnisse  sieht  das  Abkommen  die  Ein- 
setzung von  Vertrauensstellen  auf  beiden  Seiten  vor;  die 
Funktion  einer  solchen  für  die  Schweiz  übernahm  das  Schutz- 
komitee Deutschland  der  Vereinigung. 

Auch  in  der  soeben  besprochenen  Angelegenheit  hat  die 
Bankiervereinigung  nicht  nur  als  Interessenverband  des  Bank- 
gewerbes gewirkt;  gerade  ihre  Stellung  zur  Frage  der  Gold- 
hypotheken zeigt  mit  aller  Deutlichkeit,  dass  sie  sich  im  Laufe 
der  Zeit  zu  einer  Interessenvertretung  eines  grossen  Teils  des 
schweizerischen  Kapitals  überhaupt  ausgewachsen  hat.  In  dieser 
Eigenschaft  ist  sie  vom  Bundesrat  de  facto  anerkannt,  indem 
sie  im  Goldhypothekenabkommen  mit  der  Ausführung  seiner 
Verpflichtungen  betraut  worden  ist,  durch  entsprechende  Ein- 
wirkung auf  die  Banken  und  dieser  wieder  auf  die  Kundschaft. 
Durch  ihre  Vermittlung  wurde  auch  die  Gegenleistung  durch 
die   Erleichterungen    in    den  Frankenschulden  ermöglicht;    ein 
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Ausgleich  der  gegenseitigen  Kapitalinteressen,  dem  eine  grosse 
Bedeutung  schon  allein  deshalb  zukommt,  weil  viele  Franken- 
Gläubigerbanken  an  den  Goldhypotheken  weiter  nicht  inter- 
essiert sind. 

B.  Unter  einer  zweiten  Gruppe  von  Kriegsfolgen  können 
zusammengefasst  werden  die  notleidenden  Gewerbe 
und  die  damit  in  Zusammenhang  stehenden 
gesetzlichen  Maßnahmen.  Es  liegt  in  der  Natur  der 
Sache,  dass  die  Vereinigung  hier  in  ihrer  Stellungnahme  von 
zwei  entgegengesetzten  Motiven  beeinflusst  wurde,  die  ihr  die 
Entscheidung  nicht  immer  gerade  erleichterten:  auf  der  einen 
Seite  machte  sich  der  Wunsch  geltend,  die  notleidenden 
Gewerbe  als  wichtige  Zweige  unserer  Volkswirtschaft,  aber  auch 
als  wertvolle  Kundschaft  der  Banken  zu  unterstützen.  Dagegen 
galt  es,  die  privatwirtschaftlichen  Interessen  der  Banken  als 
beteiligte  Gläubiger  und  als  Verwalter  eines  Teils  des  schweize- 
rischen Volksvermögens  zu  wahren  gegenüber  einer  allzu  weit- 
gehenden Schutzgesetzgebung  zugunsten  der  betroffenen  Gewerbe. 
Speziell  die  letztere  Notwendigkeit  veranlasste  die  Vereinigung 
zu  wiederholten  Malen,  gegen  eine  starke  Verletzung  wohl- 
erworbener Rechte  der  Privatgläubiger   sich  auszusprechen. 

a)  Schon  kurz  nach  Kriegsausbruch  suchte  der  schweizerische 
Hotelierverein  bei  der  Vereinigung  um  finanzielle  Hilfeleistung  nach, 
die  von  ihr  indessen  nicht  gewährt  werden  konnte,  da  eine  solche 
Aktion  über  den  Rahmen  ihrer  Aufgaben  hinausgegangen  wäre. 
Dagegen  empfahl  sie  den  beteiligten  Gläubigerbanken  eine  wohl- 
wollende Haltung  gegenüber  Stundungsgesuchen.  Im  übrigen 
war  sie  der  Ansicht,  dass  eine  Unterstützung  des  Hotelgewerbes 
auf  kantonalem  Gebiete  zu  lösen  sei. 

Ende  1915  erging  eine  bundesrätliche  Notverordnung,  die 
eine  dreijährige  Stundung  von  Zinsen  und  Rückzahlungen 
gewährte.  Bald  erwiesen  sich  aber  die  Stundungen  als  unge- 
nügend und  zur  Verhütung  zahlreicher  Exekutionen  durch 
pfandgesicherte  Gläubiger  (Z.  G.  B.  Art.  818  Ziff.  3)  Hess 
das  Justizdepartement  im  August  1917  den  Entwurf  zu  einer 
Verordnung  betr.  den  Nachlassvertrag  ausarbeiten,  die  am 
15.  November  1917  in  Kraft  trat.  Der  Entwurf  unterstellte  die 
Pfandgläubiger  dem  Nachlassvertrag,  hob  das  Gläubiger-  und 
Forderungsquorum  des  Art.  293  Abs.  3  des  Seh.  B.  und  K.  G. 
auf  und  Hess  Kapital-  und  Zinsenstundung  eintreten,  sofern  die 
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Voraussetzungen  des  Nachlassvertrages  yorliegen,  der  Weiter- 
betrieb ohne  Stundung  unmöglich  ist,  das  Pfand  nach  Rückkehr 
normaler  Zeiten  die  Forderung  wieder  deckt  und  die  ratenweise 
Zahlung  der  Zinsen  während  der  Stundungsfrist  möglich  ist. 
Die  Schätzung  der  Pfandobjekte  erfolgt  durch  den  Sach- 
walter; nach  dieser  Schätzung  ungedeckte  Kapitalforderungen 
sind  für  die  Stundungsdauer  unverzinslich.  Diese  sehr  weit- 
gehenden Erleichterungen  stiessen  bei  den  Banken  auf  heftigen 
Widerstand.  Schon  in  den  Verhandlungen  der  Experten- 
kommission über  die  Verordnung  kam  dies  deutlich  in  den  Voten 
der  Vertreter  grosser  Bankinstitute  zur  Geltung.  Sehr  scharf 
nahm  auch  die  Bankvereinigung  in  Luzern  dagegen  Stellung  und 
auf  dem  Bankiertag  1917  führte  die  Frage  zu  einer  lebhaften 
Diskussion.  Die  Vorschläge  der  Bankiervereinigung  selbst  gingen 
von  dem  Grundsatz  aus,  dass  die  wohlerworbenen  Rechte  der 
Pfandgläubiger  allzusehr  verletzt  würden.  So  verlangte  sie  für 
die  Gläubiger  ein  unverbindliches  Vorschlagsrecht  für  die  Be- 
stellung der  Sachverständigen  zur  Pfandschätzung,  Ratenzahlung 
der  gestundeten  Zinsen  in  der  Reihenfolge  der  Pfandrechte.  An- 
stoss  erregte  ferner  die  Unverzinslichkeit  der  nicht  mehr  pfand- 
gedeckten Kapitalbeträge  und  deren  Ausschluss  von  der  Nach- 
lassdividende. Diese  Einsprachen  der  Vereinigung  wurden  nicht 
berücksichtigt,  mit  Ausnahme  der  Forderung  einer  Rekursinstanz 
gegen  die  Pfandschätzungen,  die  von  den  Experten  in  die  Ver- 
ordnung aufgenommen  wurde. 

Mag  auch  diese  Zurücksetzung  der  legitimen  Interessen  der 
Banken  durch  die  Verordnung  vom  Standpunkt  der  Gewerbe- 
politik aus  bis  zu  einem  gewissen  Grade  gerechtfertigt  erscheinen, 
so  wurden  doch  in  erster  Linie  davon  die  Hypothekenbanken 
betrotfen,  die  unter  den  Kriegsfolgen  auch  sonst  am  stärksten 
zu  leiden  hatten.  Und  so  ist  denn  die  Konsequenz  verständlich, 
die  die  Banken  aus  der  ganzen  Angelegenheit  zogen  und  die  im 
sechsten  Jahresbericht  der  Vereinigung  offen  ausgesprochen 
wurde:  die  Zurückhaltung  in  der  Bewilligung  nachstehender 
Hypotheken. 

Ende  November  1918  verlangte  der  Hotelierverein  noch  ein- 
schneidendere Schutzmaßnahmen,  auf  die  aber  vom  Justizdeparte- 
iiient  nicht  eingetreten  wurde,  zur  Genugtuung  der  Vereinigung, 
die  diese  Forderungen  rundweg  ablehnte.  Dagegen  ersuchte  sie 
s(^lbst  im  3Iärz  1919  (bald  darauf  auch  der  Hotelierverein)  mit 
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Erlolg  den  Bundesrat  um  Erieichterungen  der  Einreise- 
bedingungen für  Hotelgäste.  Allein  infolge  der  Valutaver- 
hältnisse blieb  eine  starke  Wirkung  aus,  so  dass  von  neuem  das 
Projekt  einer  FinanzierungsgeseUschaft  für  die  Hotelindustrie 
aufgenommen  werden  musste.  Eine  detaillierte  Besprechung  der 
weiteren  Verhandlungen,  an  denen  die  Vereinigung  wesentlich 
mitbeteiligt  war,  würde  hier  zu  weit  führen.  Verschiedene  Pro- 
jekte einer  Hilfsaktion  scheiterten  an  der  Haltung  einer  grossen 
Zahl  von  Banken,  bis  die  Besprechungen  mit  den  Kartell-  und 
Kantonalbanken  schliesslich  die  Möglichkeit  in  Aussicht  stellten, 
unter  Mitbeteiligung  der  Banken  eine  Hotel-Treuhandgesellschaft 
zu  errichten,  die  den  Hotelunternehmungen  gegen  Pfandsicher- 
heiten Vorschüsse  gewähren  sollte.  Die  Verordnung  betr.  die 
Nachlasstundung,  das  Pfandnachlassverfahren  für  Hotelgrund- 
stücke und  das  Hotelbauverbot,  die  am  1.  Januar  1921  in  Kraft 
trat,  brachte  die  Aktion  zur  Unterstützung  des  Hotelgewerbes 
zu  einem  gewissen  Abschluss  durch  die  Errichtung  der  darin 
vorgesehenen  Hotel-Treuhandgesellschaft  und  die  durch  die  Ver- 
ordnung bedingten  weiteren  Verluste  der  Pfandgläubiger. 

b)  Fast  genau  parallel  mit  diesen  Maßnahmen  schritt  die 
Aktion  zugunsten  der  notleidenden  Transport- 
unter  n  e  h  m  u  n  g  e  n.  Auch  hier  fand  man  sich  vor  die  Not- 
wendigkeit gestellt,  durch  Abänderungen  der  Rechtsvorschriften 
Erieichterungen  zu  schaffen.  Als  Richtlinien  dafür  wurden  auf- 
gestellt: Unterstellung  der  Schiffahrtsunternehmungen  unter  das 
Bundesgesetz  über  Verpfändung  und  Zwangsliquidation  der 
Eisenbahnen  imd  Gewährung  der  ausserordentlichen  Stundung 
und  des  Nachlassvertrages  an  Eisenbahnen  und  Schiffahrts- 
gesellschaften. Trotz  prinzipieller  Billigung  dieser  Erieichte- 
rungen stellte  die  Vereinigung  am  26.  Januar  1917  den 
Kommissionen  der  eidgenössischen  Räte  eine  Eingabe  zu,  in 
welcher  eine  bessere  Wahrung  der  wohlerworbenen  Gläubiger- 
rechte verlangt  wurde.  Insbesondere  wünschte  sie  die  Ein- 
führung eines  Quorums  für  den  Verzicht  auf  Gläubigerrechte  von 
%  der  Gläubiger  und  %  der  Forderungen  bei  Chirographar- 
gläubigern  und  %,  resp.  %  bei  Pfandgläubigern  gegenüber  der 
beantragten  einfachen  Mehrheit  beider  Gläubigerkategorien  (resp. 
%  bei  Umwandlung  von  Obligationen  in  Aktien).  Dieser  Haupt- 
antrag drang  bei  den  Räten  nicht  durch;  dagegen  wurde  einigen 
weiteren   Postulaten   entsprochen   (Genehmigung   des  Nachlass- 
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Vertrages  nur  im  Falle  einer  Rücksichtnahme  auf  die  Interessen 
der  Gläubiger  und  deren  bisherigen  Rang,  Verzinslichkeit  der  ge- 
stundeten Kapitalien).  Mit  diesen  Abänderungen  trat  das 
Bundesgesetz  über  die  Verpfändung  und  Zwangsliquidation  von 
Eisenbahn-  und  Schiffahrtsuntemehmungen  auf  den  15.  Januar 
1918  in  Kraft. 

Trotzdem  eine  Reihe  von  Transportunternehmungen  die 
Bestimmungen  des  Gesetzes  in  Anspruch  nahmen,  erwies  sich 
eine  weitergehende  Hilfeleistung  bald  als  notwendig.  In  der 
Behandlung  der  beiden  bezügl.  gesetzgeberischen  Maßnahmen, 
di*^;  im  wesentlichen  Gewährung  staatlicher  Vorschüsse  zur  Auf- 
rechterhaltung des  Betriebes  und  zur  Elektrifizierung  bestimmten, 
nahm  die  Vereinigung  wiederum  den  Standpunkt  ein,  dass  die 
Zurücksetzung  der  Pfandgläubiger  in  ihren  Rechten  unstatthaft 
sei,  allein  auch  hier  ohne  Erfolg. 

c)  In  gewissem  Sinne  das  Gegenstück  zu  diesen  Erlassen 
bildet  dieVerordnungbetr.  die  Gläubigergemein- 
schaft  bei  Anleihe  nsobligationen  vom  20.  Febr. 
1918,  die  die  kollektive  Vertretung  der  Gläubigerrechte  gewährt, 
anderseits  aber  auch  volkswirtschaftlich  erwünschte  Sanierungen 
erleiciitert.  Die  Vereinigung  hatte  sich  zu  wiederholten  Malen 
für  eine  solche  Verordnung  ausgesprochen  und  stimmte  dem  Ent- 
wurf ohne  weiteres  bei,  nachdem  darin  die  Stimmberechtigung 
der  Glaubiger  und  die  Rangordnung  der  Pfandgläubiger  in  be- 
friedigender Weise  geregelt  war. 

In  einer  Anzahl  weiterer  Fälle  von  speziellen  Gesuchen 
anderer  Gewerbezweige  um  ausserordentliche  Rechtserleichte- 
rungen war  die  Vereinigung  grundsätzlich  durchweg  der 
Meinung,  dass  bestehendes  Recht  möglichst  wenig  durch  Not- 
verordnungen gebrochen  werden  sollte,  gestützt  auf  die  Er- 
wägung, „dass  die  Volkswirtschaft  ein  grosses  Interesse  an  der 
Stabilität  der  Geltung  des  Rechtes  hat  und  dass  hinter  diesem 
Interesse  der  Gesamtlieit  die  Bedürfnisse  einzelner  Personen  und 
Personenkategorien  zurücktreten  müssen,  um  so  mehr,  als  durch 
private  Vereinbarung  den  legitimen  Begehren  der  in  Not  ge- 
ratenen Existenzen  genügend  Rechnung  getragen  werden  kann." 

C.  K  a  p  i  t  a  1  -  und  G  e  1  d  m  a  rk  t.  a)  1913  wurde  auf  dem 
ersten  schweizerischen  Bankiertag  in  Genf  durch  zwei  Referate 
der  Herren  Prof.  J.  Land  mann  und  Dr.  J.  Frey  die  Frage  der 
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bankmäßigen  Exportförderung  eingehend  behandelt.  Die  Klagen 
der  Industriellen  über  ungenügende  Unterstützung  ihres  Export- 
geschäftes durch  die  schweizerischen  Banken,  die  damals  in  der 
Presse,  in  Versammlungen,  ja  sogar  im  Nationalrat  lebhaften 
Ausdruck  fanden,  wurden  von  beiden  Referenten  für  unbegründet 
erklärt.  Als  Hauptargumente  wurden  dabei  angeführt:  die  ge- 
nügende Ausbildung  des  industriellen  Kredites,  der  in  der 
Schweiz  in  die  Form  des  Kontokorrent-,  und  zwar  vornehmlich 
Blankokredites  gekleidet  ist.  Diese  Art  der  Kreditorganisation 
bringe  es  mit  sich,  dass  die  Bevorschussung  der  dokumentierten 
Tratte  in  der  Schweiz  notwendigerweise  in  den  Hintergrund 
treten  müsse.  Sehr  entschieden  wandten  sich  sodann  die  Banken 
gegen  den  Vorwurf  einer  mangelhaften  Unterstützung  der  In- 
dustrie auf  dem  Wege  des  Kapitalexportes  und  der  da- 
durch entstehenden  Möglichkeit  der  Vermittlung  von  Lieferungen. 
Es  wurde  dabei  auf  die  bisherige  Arbeit  der  schweizerischen 
Banken  auf  diesem  Gebiete  und  die  Tätigkeit  der  Exportgesell- 
schaften und  Trustbanken  hingewiesen.  Darüber  hinausgehend 
aber  wurde  eine  stärkere  Pflege  der  ausländischen  Emissionen 
und  Gründungen,  vorab  in  Übersee,  mit  aller  Deutlichkeit  ab- 
gelehnt, nicht  nur  aus  privatwirtschaftlichen  Gründen,  die  diesem 
Geschäftszweig  trotz  seinen  hohen  Gewinnmöglichkeiten  dort 
eine  Grenze  stecken,  wo  der  Emissionskredit  der  Banken  und 
die  Sicherheit  der  Anlage  gefährdet  werden  können,  sondern 
auch  aus  volkswirtschaftlichen  Erwägungen  heraus,  indem  die 
erhöhten  Gewinnchancen  der  Industrie  naturgemäß  nicht  durch 
entsprechende  Verlustmöglichkeiten  des  schweizerischen  Anlage- 
kapitals kompensiert  werden  dürfen. 

Diese  Einstellung  der  schweizerischen  Banken  gegenüber 
den  industriellen  Begehren  auf  einen  vermehrten  schweizerischen 
Kapitalexport,  die  damals  nicht  nur  eine  Frage  der  wirtschaft- 
lichen Einsicht,  sondern  auch  ein  wenig  eine  Angelegenheit  des 
Prestige  war,  ist  durch  die  Schicksale  der  schweizerischen  Aus- 
landsanlagen während  und  nach  dem  Kriege  in  düsterer  Weise 
als  richtig  bestätigt  worden.  Man  wird  indessen  den  Ver- 
handlungen des  ersten  Bankiertages  über  den  Kapitalexport 
kaum  einen  grösseren  Wert  beilegen  dürfen,  als  den  einer  — 
damals  —  wissenschaftlich  gut  fundierten  Rechtfertigung  des 
Bankgewerbes  gegenüber  Klagen  der  Industrie.  Der  bald  darauf 
hereinbrechende  Weltkrieg  stellte  aber  die  Vereinigung  vor  die 
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Aufgabe,  in  Übereinstimmung  mit  den  Bundesbehörden  und  der 
Nationalbank  die  konkrete  Bankpolitik  ihrer  Mitglieder  im  Sinne 
einer  starken  Restriktion  des  Kapitalexportes  zu  beeinflussen. 
Es  geschah  dies  erstmalig  mit  Zirkular  vom  11.  März  1916,  das 
die  Banken  auf  Veranlassung  des  Volkswirtschaftsdepartementes 
hin  zur  Unterlassung  der  Propaganda  für  ausländische  Wert- 
papiere aufforderte,  um  die  Plazierung  schweizerischer  öffent- 
licher Titel  zu  erleichtern.  Die  genügende  Zahl  inländischer 
Emissionen  ermöglichte  es  den  Banken  auch,  auf  die  Unter- 
bringung ausländischer  Anleihen  in  den  ersten  Kriegsjahren  zu 
verzichten.  Die  zunehmende  Verschlechterung  ausländischer 
Valuten  rückte  aber  bald  nachher  eine  andere  Art  des  Kapital- 
exportes in  den  Vordergrund:  die  Umwandlung  ausländischer 
Guthaben  aus  der  Vorkriegszeit  und  aus  Zinseingängen  auf  An- 
lagen in  fremder  Währung  in  feste  Anlagen  (langfristige  Städte- 
anleihen!) an  Stelle  der  Hereinnahme  mit  Kursverlusten.  Die 
Vereinigung  stellte  sich  dieser  Tendenz  gegenüber  auf  den 
Standpunkt,  dass  gegen  eine  solche  Umwandlung  legitim  er- 
worbener Guthaben  prinzipiell  nichts  einzuwenden  sei,  dass  da- 
gegen eine  allzu  starke  Festlegung  der  industriellen  Guthaben, 
ein  spekulativer  Erwerb  solcher  Titel  und  ein  zu  weit  gehender 
Kapitalentzug  durch  diese  Transaktionen  für  die  schweizerische 
Volkswirtschaft  nicht  von  Vorteil  sein  könne  und  forderte  ihre 
Mitglieder  im  Juli  1917  auf  (in  Übereinstimmung  mit  der  National- 
bank), sich  in  der  Vermittlung  solcher  Anlagen  vermehrte 
Reserve  aufzuerlegen.  Ende  des  gleichen  Jahres  erliess  die  Ver- 
einigung nochmals  dieselbe  Aufforderung  an  die  Banken,  sprach 
sich  aber  kurz  vorher  gegen  eine  behördliche  Regelung  des 
Kapitalexportes,  wie  sie  die  Nationalbank  in  Vorschlag  brachte, 
mit  aller  Entschiedenheit  aus.  Grund  dazu  gab  ihr  der  Wunsch, 
einen  Einfluss  der  Behörden  auf  die  freien  Dispositionen  der 
Banken  zu  vermeiden  und  die  Befürchtung  von  Retorsionen 
seitens  des  Auslandes.  Das  zunehmende  Risiko  der  Auslands- 
anlagen und  die  starken  Beteiligungen  der  Banken  an  den  Valuta- 
krediten begannen  zudem  von  selbst  auf  den  privaten  Kapital- 
export eine  hemmende  Wirkung  auszuüben. 

b)  Die  Krisis  des  schweizerischen  Geld-  und  Kapitalmarktes 
in  der  Nachkriegszeit,  die  sogar  die  Notwendigkeit  des  Kapital- 
importes (Dollaranleihen!)  mit  sich  brachte,  hat  den  Anstrengungen 
der  Bankiervereinigung  gegen  den  Kapitalexport  recht  gegeben. 
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Nicht  nur  vom  Standpunkt  des  Risikos  aus,  sondern  auch  mit 
Hinsicht  auf  die  enormen  Ansprüche,  die  der  öffentliche  Kredit 
in  der  Zeit  von  1919  bis  tief  in  das  Jahr  1921  hinein  an 
unsern  Kapitalmarkt  gestellt  hat.  Wenn  man  demnach  diesen 
Versuch  einer  „korporativen  Bankpolitik"  in  seiner  volkswirt- 
schaftlichen Auswirkung  als  günstig  bezeichnen  darf,  so  ist  es 
doch  auf  der  andern  Seite  sehr  begreiflich,  dass  die  Vereinigung 
sich  gegenüber  allen  Tendenzen  einer  behördlichen  Einmischung 
auf  diesem  empfindlichen  Gebiete  schroff  ablehnend  verhalten 
hat.  Es  betrifft  dies  in  erster  Linie  die  Vorschläge,  die  unter 
dem  Begriff  „Kapitalrationierung"  gemacht  wurden  (aus  Kreisen 
der  eidgenössischen  Steuerverwaltung!  vgl.  Anm.^)  Seite  31). 

c)  Wenn  die  Nationalbank  die  Vereinigung  in  ihren  Be- 
strebungen auf  Verhinderung  des  Kapitalexportes  unterstützte, 
so  hat  diese  wiederum  den  Maßnahmen  der  Notenbank  auf  dem 
Gebiete  des  Geldmarktes  nach  Möglichkeit  Geltung  zu  schaffen 
versucht.  So  billigte  sie  die  Aufforderungen  der  Nationalbank 
an  die  schweizerische  Bankwelt,  den  Notenumlauf  möglichst 
wenig  anzuspannen  und  die  Edelmetallbestände  bei  ihr  zu  kon- 
zentrieren. Bezüglich  des  Notenumlaufes  wurde  eine  sorgfältige 
Politik  sowohl  in  der  Erteilung  von  Krediten  als  auch  im  Halten 
der  Kassabestände  empfohlen.  In  der  Frage  der  Krediterteilung 
stellte  sich  die  Vereinigung  konsequent  auf  den  Standpunkt, 
dass  eine  Kreditbeschaffung  durch  vermehrte  Notenausgabe 
unbedingt  zu  verwerfen  sei  (siehe  unter  Hypothekarfrage);  auf 
dem  Zirkularwege  ersuchte  sie  ihre  Mitglieder,  die  Erhöhung 
der  Kassabestände  auf  den  Bilanzierungstag  hin  (zur  Erzielung 
des  Eindrucks  einer  günstigen  Liquidität)  zu  unterlassen  und 
dafür  die  Kassa-,  Postscheck-  und  Girokonti  zusammenzuziehen. 

d)  Mit  grossem  Interesse  verfolgte  die  Vereinigung  die 
Schicksale  der  lateinischen  Münzunion,  die  auf  dem  7.  Bankiertag 
1920  durch  ein  Referat  von  Herrn  Direktor  P.  J  a  b  e  r  g  (Bank- 
gesellschaft) zusammen  mit  der  Währungsfrage  eingehende  Be- 
handlung fanden,  wobei  das  alte  Grundproblem  der  Union, 
Doppel-,  oder  Goldwährung,  zugunsten  der  von  der  Schweiz  von 
jeher  favorisierten  Goldwährung  entschieden  wurde.  Nachdem 
infolge  der  Silberdrainage  der  Bundesrat  auf  den  31.  März  1921 
den  Rückzug  der  fremden  Silbermünzen  aus  dem  Verkehr  ver- 
fügt hatte,  erstand  die  Notwendigkeit,  auf  einer  neuen  Münz- 
koiiferenz  sich  mit  den  Prägerstaaten  über  die  Heimschaffung 


m 


m 


■MartMMiiiiiB 


98 

der  Bestände  an  fremden  Silbermünzen  zu  verständigen.  Bei 
der  Festsetzung  der  Richtlinien  über  die  wünschenswerten 
^lüdalitäten  war  die  Vereinigung  an  zwei  Konferenzen  unter 
dem  Vorsitz  des  eidgenössischen  Finanzministers  und  in  einer  , 
Expertenkommission  der  Zürcher  Handelskammer  vertreten.  Die 
Bescldüsse  tielen  im  wesentlichen  dahin  aus,  dass  eine  Zurück- 
nahme der  Silbermünzen  durch  die  Unionstaaten  gewünscht 
wurde,  wie  sie  im  Falle  der  Kündigung  der  Münzkonvention 
seitens  der  Schweiz  zu  erfolgen  hätte.  Die  Pariser  Konferenz 
vom  November/Dezember  1921  hat  diesem  Begehren  bekanntlich 
entsprochen,  w^enn  auch  mit  der  Einschränkung,  dass  die  Kück- 
zugsoperation  erst  in  den  Jahren  1927  bis  1932  erfolgen  soll. 

5.  Kriegsfolgen  ausländischer  Provenienz. 

Die  Verflechtung  des  schweizerischen  Kapitals  und  der 
schweizerischen  Banken  mit  der  Weltwirtschaft  brachte  es  mit 
sich,  dass  der  Weltkrieg  für  den  Kapitalverkehr  der  Schweiz 
mit  dem  Ausland  und  für  die  ausländischen  Anlagen  eine  grosse 
Zahl  von  Schwierigkeiten  zeitigte,  denen  unser  Land  nicht  durch 
interne  Maßnahmen  begegnen  konnte.  Eine  gewisse  Ver- 
schärfung der  Situation  trat  zudem  noch  hinzu  infolge  der  Lage 
der  Eidgenossenschaft  als  neutrales  Land  inmitten  der  krieg- 
führenden Mächte  und  der  damit  verbundenen  Umorientierung 
des  Kapitalverkehrs.  Wenn  auch  der  Schweiz  das  berühmte 
,.starke  auswärtige  Amt  mit  den  dahinter  stehenden  Panzer- 
kreuzern" zur  erfolgreichen  Interessenvertretung  durchaus  fehlt, 
so  lag  es  doch  nahe,  dieselbe  gegenüber  dem  Ausland  kollektiv 
an  die  Hand  zu  nehmen.  Zur  Wahrnehmung  der  Interessen  der 
Banken  und  des  Kapitals  kam  dazu  in  erster  Linie  der  grosse 
Landesverband  der  Banken  in  FraiiC.  nicht  nur  deshalb,  weil 
diese  mächtige  (Jrganisation  im  In-  und  Auslande  eine  grosse 
Autorität  ^besitzt,  (die  American  Bankers  Association  hat  sie 
einmal  sogar  als  eine  Art  ölfentlich-rechtliche  Institution  ange- 
sehen, eine  Qualifikation,  die  die  Vereinigung  allerdings  ent- 
schieden abgelehnt  hat!)  sondern  auch  deshalb,  weil  dadurch  das 
ganze  Material  zentral  gesammelt  wurde,  was  die  Einrichtung 
eines  wichtigen  Informationsdienstes  der  Vereinigung  zuhanden 
ihrer  Mitglieder  ermöglichte. 

Auch  hier  kann  es  sich  natürlich  wiederum  nur  um  eine 
knappe  Zusammenfassung  der  wichtigsten  Tatsachen   handeln; 
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ein  näheres  Eingehen  auf  die  unzähligen  Zirkulare  über  aus- 
ländische gesetzgeberische  und  Verwaltungs-Maßnahmen,  Ge- 
richtsentscheide, über  Auskünfte  in  Spezialfragen  usw.  ist  hier 
nicht  möglich,  so  wichtig  auch  dieser  Informationsdienst  für  die 
schweizerischen  Banken  zweifellos  ist.  Unter  dieser  Ziffer 
beschränkt  sich  die  Darstellung  auf  die  Kriegsfolgen  aus- 
ländischer Provenienz  im  engeren  Sinn;  die  Steuerübergriffe  des 
Auslandes  und  die  Tätigkeit  der  Schutzkomitees  werden  unter 
den  beiden  folgenden  Ziffern  G  und  7  separat  behandelt. 

A.  Eine  starke  Benachteiligung  des  Geschäftsverkehrs  mit 
dem  Ausland  verursachte  die  Tendenz  ausländischer  Schuldner, 
den  Zinsendienst  ihrer  Anleihen  —  entgegen  allen  vertraglichen 
Abmachungen  —  vom  Valutarisiko  dadurch  zu  befreien,  dass 
für  die  Zahlungen  der  fälligen  Zinsen  der  jeweilige  Tageskurs 
der  betr.  Währungen  auf  die  Schweiz  in  Anrechnung  gebracht 
wurde.  (Österreich-Ungarn,  Bulgarien,  Spanien,  Deutsch- 
land usw.).  Doch  sah  die  Vereinigung  davon  ab,  während  der 
Dauer  des  Krieges  dagegen  Schritte  zu  unternehmen.  Gründe 
dafür  waren  die  Aussichtslosigkeit  eines  Vorgehens  in  jenen 
Fällen,  wo  der  mangelhafte  Zinsendienst  staatlich  sanktioniert 
wurde,  die  unsichere  Rechtslage,  das  Missverhältnis  der  even- 
tuellen Prozesskosten  zu  den  Kursverlusten  u.  a.  m.  Eine  gewisse 
Hemmung  gegenüber  einem  gerichtlichen  Vorgehen  lag  für  die 
Banken  auch  in  dem  Umstand,  dass  sie  teilweise  bedeutende 
Guthaben  und  Depots  ausländischer  Staaten  bei  sich  stehen 
hatten  und  dass  die  Möglichkeit  vorlag,  dass  die  schweizerischen 
Zahlungsdomizile  ausländischer  Anleihen  aufgehoben  werden 
konnten.  (Diese  beiden  letzteren  Motive  führten  im  Schosse  der 
Vereinigung  sogar  zu  der  Anregung,  beim  Bundesrat  darauf  hin- 
zuwirken, die  Unterstellung  ausländischer  Staaten  unter  den 
schweizerischen  Gerichtsstand  überhaupt  zu  verunmöglichen. 
Trotzdem  die  Vereinigung  mit  Rücksicht  auf  ein  Urteil  des 
Bundesgerichtes  dies  nicht  tat,  erging  am  12.  Juli  1918  eine  — 
juristisch  unhaltbare  —  Notverordnung  des  Bundesrates,  die  die 
Arrestnahme  auf  ausländisches  Staatsvermögen  in  der  Schweiz 
verunmöglichte,  sofern  der  betreffende  Staat  Gegenrecht  hält). 
Die  enorme  Steigerung  der  Kursverluste  auf  Zinseingängen  seit 
Ende  1918  nötigte  indessen  die  Vereinigung  doch  zu  einem 
positiven  Vorgehen,  was  durch  die  speziellen  Schutzkomitees 
geschah. 
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B.  Eine  ganz  empfindliche  Störung  und  Komplikation  des 
Geschäftsverkehrs  unserer  Banken  mit  dem  Ausland  entstand 
bald  nach  Kriegsausbruch  durch  die  Verfügungen  der  krieg- 
führenden Mächte,  die  Vermögensübertragungen  zugunsten  feind- 
licher Staatsangehöriger  untersagten.  Natürlich  konnte  die 
Vereinigung  in  jenen  Fällen  nicht  eingreifen,  wo  einzelne  Krieg- 
führende ausgesprochen  scharfe  Maßnahmen  individueller  Natur 
gegen  schweizerische  Institute  ergriffen,  sondern,  soweit  dies 
überhaupt  möglich  war,  nur  bei  Maßnahmen,  die  das  gesamte 
Bankwesen  gleichmäßig  betrafen.  In  erster  Linie  kommen  hier 
in  Betracht:  das  Verbot  von  Transaktionen  für  Rechnung  feind- 
licher Staatsangehöriger  und  Firmen  die  auf  den  schwarzen 
Listen  figurierten,  das  mit  der  Verschärfung  des  Handelskrieges 
immer  strenger  gehandhabt  wurde;  die  Verunmöglichung  von 
Titelverkäufen  und  -rückzahlung  sowie  der  Honorierung  von 
Couponsrimessen  zu  deren  Gunsten  und  die  damit  verbundene 
Einführung  der  lästigen  Affidavits;  die  Einbeziehung  der 
Sendungen  von  Gold,  Silber,  Titel,  Bankeffekten  unter  den 
Begriff  der  absoluten  Kriegskonterbande  durch  England  und 
Frankreich,  wodurch  der  Transport  dieser  Waren  auch  auf  neu- 
tralen Schiffen  in  nicht  kriegführende  Länder  unterbunden 
wurde  u.  a.  m. 

Trotzdem  der  Geschäftsbetrieb  durch  diese  Einschränkungen 
ganz  erheblich  litt,  war  eine  grundsätzliche  Bekämpfung  der- 
selben nicht  denkbar.  Die  Banken  wurden  durch  ihre  Korre- 
spondenten in  den  kriegführenden  Staaten  veranlasst,  eine  Reihe 
von  formules  d'adhesion  zu  unterzeichnen,  was  zum  Teil  nach 
eingehender  Beratung  in  den  Kreisen  der  Vereinigung  und  der 
Nationalbank  geschah.  Eine  Ablehnung  der  Unterzeichnung 
erfolgte  Ende  1918  auf  Anraten  der  Vereinigung  hin  nur  in 
jenen  Fällen,  wo  Filialen  von  Ententebanken  in  anderen  neu- 
tralen Staaten  und  in  der  Schweiz  (!)  dieselbe  verlangten. 

Im  Interesse  des  guten  Rufes  unseres  Bankwesens  forderte 
die  Vereinigung  ihre  Mitglieder  auf,  den  so  eingegangenen  Ver- 
pflichtungen strikte  nachzuleben.  Im  übrigen  gelang  es  ihr, 
einzelne  allzu  schroffe  Härten  dieser  Maßnahmen .  wieder  zu 
beseitigen,  teils  durch  direkte  Intervention  bei  den  auswärtigen 
Behörden  durch  die  Vermittlung  der  Bundesdiplomatie,  teils 
durch  Aufstellung  des  Vorbehaltes  von  Art.  3  der  Ausführungs- 
bestimmungen der  S.  S.  S.  (Bezug  von  S.  S.  S.-Waren  durch  in 
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der  Schweiz  domizilierte  Firmen  die  vor  dem  1.  Juli  1914  im 
Handelsregister  eingetragen  sind  ohne  Rücksicht  auf  die 
Nationalität  ihrer  Organe  und  Anteilhaber)  in  den  formules 
d'adhesion. 

Eine  Kriegserscheinung  besonderer  Art  waren  die  Versuche 
deutscher  Spekulanten,  in  den  französischen  Okkupationsgebieten 
unrechtmäßig  abhanden  gekommene  Inhaberpapiere  in  der 
Schweiz  zu  veräussern.  Frankreich  bestritt  die  Rechtsbeständig- 
keit des  Erwerbes  solcher  Titel  als  nicht  gutgläubig  (Note  des 
französischen  Botschafters  in  Bern  vom  25.  März  1917),  wogegen 
unser  Sachenrecht  (Z.  G.  B.  935)  den  gegenteiligen  Standpunkt 
einnimmt.  Schon  auf  dem  zweiten  Bankiertag  1915  wurde  die 
Angelegenheit  nach  ihrer  rechtlichen  Seite  hin  grundsätzlich 
erörtert,  nachdem  der  Bundesrat  ein  Gesuch  der  französischen 
Regierung  abgelehnt  hatte,  das  ein  internationales  Überein- 
kommen betr.  den  Schutz  der  rechtmäßigen  französischen  Eigen- 
tümer dieser  Papiere  postuliert  hatte.  Aus  Gründen  der  Billigkeit 
gegenüber  dem  früheren  Besitzer  und  um  den  schweizerischen 
Käufer  vor  Verlusten  zu  schützen,  nahm  die  Vereinigung  ent- 
schieden Stellung  gegen  den  Handel  mit  abhanden  gekommenen 
Titeln,  die  in  den  Ententestaaten  zahlbar  sind  und  setzte  sich 
nachdrücklich  für  deren  Ausschliessung  aus  dem  Wertschriften- 
verkehr während  der  Kriegsdauer  ein.  Indessen  blieb  es  bei 
dieser  mehrmals  wiederholten  Warnung  der  Mitglieder;  ein  Ver- 
such einer  Regelung  durch  Notverordnung  scheiterte  an  den 
Bedenken  des  Bundesrates,  das  Sachenrecht  in  diesem  Punkte 
abzuändern  und  die  Bestrebungen,  eine  allgemeine  Abmachung 
der  gewerbsmäßigen  EiTektenhändler,  wie  sie  auf  dem  Platze 
Genf  schon  seit  1915  bestand,  zu  erzielen,  derzufolge  die 
gelieferten  Titel  vom  Verkäufer  zurückzunehmen  wären,  sofern 
eine  Sperrung  durch  eine  zuständige  Behörde  erfolgt,  fanden  an 
den  Börsen  von  Zürich  und  Basel  nicht  die  nötige  Unterstützung. 

Die  Einstellung  der  Zahlungen  von  Coupons  und  rückzahl- 
baren Titeln  zugunsten  feindlicher  Staatsangehöriger  nötigte  die 
Vereinigung,  sich  mit  der  Verjährung  dieser  Beträge,  die  von 
den  ausländischen  Banken  in  gesperrten  Rechnungen  gut- 
geschrieben wurden,  zu  beschäftigen  (Österreich  3,  Deutschland 
4  Jahre).  Sie  kam  dabei  zum  Schlüsse,  dass  die  Verjährungs- 
fristen gehemmt  seien,  solange  die  Gläubiger  an  der  Geltend- 
machung ihrer  Rechte  verhindert  seien.     In  dieser  Auffassung 
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wurde  sie  unterstützt  von  der  Österreichisch-Ungarischen  Bank, 
während  die  Reichsbank  der  Ansicht  war,  dass  die  Regelung 
dieser  Frage  im  Friedensvertrage  zu  erfolgen  habe,  was  durch 
Art.  800  des  Versailler  Vertrages  denn  auch  in  dem  erwähnten 
Sinn  geschehen  ist. 

Eine  Unzahl  von  Schwierigkeiten  ergab  die  Liquidation  des 
Weltkrieges  und  die  Durchführung  der  Friedensverträge,  speziell 
mit  Bezug  auf  fällige  Forderungen,  die  Ausscheidung  von  Ver- 
mögensbeständen neutraler  und  ehemals  feindlicher  Staats- 
angehöriger, der  Währungswechsel  in  Elsass-Lothringen  usw. 
Auch  damit  befasste  sich  die  Bankiervereinigung  eingehend  und 
konnte  oft  ihre  Mitglieder  in  der  Abklärung  dieser  Fragen 
erfolgreich  unterstützen. 

6.  Steuerpolitik  des  Auslandes. 

Der  wachsende  Geldbedarf  der  Staaten  in  der  Kriegs-  und 
Nachkriegszeit  hat  bei  Anlass  der  Einführung  neuer  und  bei 
Erhöhung  schon  bestehender  Steuern  namentlich  in  den  krieg- 
führenden Ländern  die  fmanzwissenschaftliche  Theorie  um  etliche 
Novitäten  bereichert.  Für  uns  von  Interesse  ist  namentlich  die 
Vervollkommnung  der  Doppelbesteuerung,  i.  e.  die  direkte 
Besteuerung  von  im  Ausland  wohnenden  Ausländern  für  das 
gesamte  Einkommen,  das  im  steuererhebenden  Staat  gewonnen 
wird.  Diese  Personalbesteuerung,  die  ganz  besonders  scharf 
in  den  U.  S.  A.  durchgeführt  wurde,  ist  für  die  Schweiz  infolge 
des  Umfanges  ihrer  ausländischen  Kapitalanlagen  von  ganz 
erheblichem  Interesse  und  die  Bankiervereinigung  hat  sich  aus 
diesem  Grunde  nicht  nur  speziell,  sondern  auch  grundsätzlich 
mit  dieser  Erscheinung  befasst.  Das  Resultat  ist  nach  der 
prinzipiellen  Seite  hin  bis  jetzt  ein  negatives;  die  Argumente 
aber,  die  in  der  bez.  Kontroverse  zwischen  der  Bankier- 
vereinigung und  dem  eidgenössischen  Fiskus  ausgespielt  wurden, 
sind  bemerkenswert  genug,  um  kurz  angeführt  zu  werden. 

Mit  einer  Eingabe  vom  2.  Juli  1919  an  das  politische  Depar- 
tement wies  die  Vereinigung  auf  die  vermehrte  Heranziehung 
auswärts  wohnender  Ausländer  zur  Besteuerung  seitens  fremder 
Staaten  hin  und  sprach  dabei  die  Ansicht  aus,  dass  durch  diese 
Tendenzen  eine  ungerechte  Doppelbesteuerung  bewirkt  werde, 
während  in  der  Schweiz,  abgesehen  von  der  Besteuerung  der 
Grundstücke,  die  Maxime  anerkannt  sei,    „dass  den  Personal- 
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steuern  diejenigen  Personen  unterworfen  sein  sollen,  die  in  dem 
steuererhebenden  Staat  ihren  Wohnsitz  haben".  Der  staatliche 
Schutz  über  die  Personen,  die  auf  seinem  Territorium  wohnen, 
rechtfertige  die  staatliche  Kompetenz  zu  deren  Besteuerung,  die 
deshalb  dort  dahinfalle,  wo  eine  territoriale  Beziehung  zwischen 
Staat  und  Steuersubjekt  fehle.  Eine  Ausdehnung  der  Steuer- 
hoheit auf  Personen,  die  auswärts  wohnen,  bedeute  somit  einen 
Eingriff  in  die  Steuerhoheit  des  VVohnsitzstaates.  Als  Fazit 
dieser  Ausführungen  stellte  die  Vereinigung  die  Forderung  auf, 
die  Steuerübergriffe  entschieden  zu  bekämpfen.  Die  ganz 
bedeutenden  Sätze  der  Couponsteuern  in  fremden  Staaten  führten 
die  Vereinigung  dazu,  auch  gegen  eine  allzu  starke  Heranziehung 
des  schweizerischen  Kapitals  zu  diesen  Abgaben  einen  Protest 
der  Schweiz  zu  beantragen,  ohne  indessen  zu  verkennen,  dass 
die  Begründung  der  Opposition  gegen  die  Personalsteuern  dieser 
Steuergattung  gegenüber  keine  Anwendung  finden  könne  (die 
Schweiz  erhob  damals  noch  keine  Couponsteuer). 

In  Übereinstimmung  mit  dem  Justiz-  und  Finanzdepartement 
hat  das  Politische  Departement  diese  Eingabe  in  ablehnendem 
Sinne  beantwortet,  indem  es  ausführte,  dass  die  Steuergesetz- 
gebung von  jedem  Staate  frei  gehandhabt  werden  könne  und 
dass  die  Schweiz  mangels  einschlägiger  Staatsverträge  keine 
Mittel  besitze,  diese  internationale  Doppelbesteuerung  zu  ver- 
hindern. Die  Basierung  der  amerikanischen  Einkommensteuer 
auf  die  örtliche  Beziehung  des  Steuerobjekts  anstatt  auf  den 
Wohnsitz  des  Steuerpflichtigen,  wie  dies  in  der  Schweiz  geschieht, 
bedeute  nur  die  Anwendung  verschiedener  Steuergrundsätze 
durch  die  beiden  Staaten. 

Betrachtet  man  diese  Kontroverse  von  der  rein  finanzwissen- 
schaftlichen Seite,  so  wird  man  beiden  Teilen  recht  geben,  da 
der  Konflikt  dadurch  entsteht,  dass  Steuersubjekt  und  -objekt 
zwei  verschiedenen  Steuerhoheiten  unterliegen.  Die  Doktrin 
anerkennt  prinzipiell  die  Erfassung  der  Einkünfte  und  Ver- 
mögensgegenstände durch  das  Land,  in  welchem  sie  erworben 
werden,  bzw.  liegen,  in  Form  von  Objektsteuern:  dagegen  muss 
die  Erhebung  von  direkten  Einkommens-  und  Vermögenssteuern 
durch  zwei  verschiedene  Staaten  als  eine  ungerechte  Doppel- 
besteuerung abgelehnt  werden. 

Die  bisherige  Ausbildung  des  internationalen  Steuerrechtes 
bietet  aber  keine  genügende  Handhabe,  um  diesem  Satz  in  der 
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Praxis  allgemeine  Geltung  zu  verschaffen.  Dagegen  ist  vom 
Standpunkt  der  schweizerischen  Volkswirtschaft  aus  gesehen  der 
Stellung  der  Bankiervereinigung  ohne  Zweifel  der  Vorzug  zu 
geben,  da  durch  diese  Steuerabzüge  das  Nationaleinkommen  eine 
Verminderung  erfährt,  die  auch  durch  die  Anwendung  desselben 
Steuerprinzips  unsererseits  bei  weitem  nicht  kompensiert  werden 
könnte.  Es  verdient  deshalb  die  Forderung  volle  Unterstützung, 
die  die  Bankiervereinigung  immer  noch  aufrecht  erhält,  dass  die 
internationale  Doppelbesteuerung  durch  eine  allgemeine  inter- 
nationale Abmachung  unter  Beitritt  der  wichtigsten  Staaten  ver- 
boten werde,  oder,  sofern  sich  dieser  Weg  als  aussichtslos 
erweisen  sollte,  durch  den  Abschluss  von  einzelnen  Staats- 
verträgen. 

Das  Scheitern  einer  prinzipiellen  Regelung  zwang  die  Ver- 
einigung, sich  mit  den  einzelnen  Fällen  direkt  zu  befassen. 
Durch  die  Haltung  der  Bundesbehörden  ihrer  grundsätzlichen 
Begründung  entkleidet,  befanden  sich  die  schweizerischen 
Interessen  naturgemäß  in  einer  schwachen  Position,  so  dass  die 
nennenswerten  positiven  Ergebnisse  sehr  dürftig  sind. 

Von  der  nicht  unbeträchtlichen  Zahl  von  Einsprachen  gegen 
Steuern  auswärtiger  Staaten  seien  hier  nur  kurz  zwei  Beispiele 
erwähnt. 

Die  amerikanische  Einkommensteuer  erfuhr  durch  das 
Gesetz  vom  24.  Februar  1919  eine  erhebliche  Verschärfung.  Die 
in  der  Schweiz  wohnhaften  schweizerischen  Gläubiger  wurden 
dabei  ganz  empfindlich  herangezogen  durch  die  Erhöhung  der 
Sätze,  die  Unterstellung  unter  die  Progression  und  die  Ein- 
forderung einer  Steuererklärung  infolge  der  direkten  Besteuerung. 
Die  Schritte  der  Bankiervereinigung  gegen  diese  Steuer,  die 
durch  ein  besonders  eingesetztes  Komitee  unternommen  wurden, 
führten  zwar  nicht  zu  einer  Steuerbefreiung  der  hier  ansässigen 
Schweizergläubiger;  dagegen  wurden  gewisse  Milderungen  erzielt, 
wie  die  Gewährung  des  steuerfreien  Minimums  für  die  direkte 
Besteuerung,  Beschränkung  der  Deklarationsptlicht  auf  Gläubiger, 
deren  Einkommen  über  dem  steuerfreien  Minimum  steht  u.  a.  m. 

Die  amerikanische  Erbschaftssteuer  (Gesetz  vom  24.  Februar 
1919)  erfasst  sämtliches  in  den  U.  S.  A.  liegendes  Vermögen  ohne 
Rücksicht  auf  den  letzten  Wohnsitz  des  Verstorbenen,  also  auch 
deponierte  Wertschriften  in  schweizerischem  Besitz,  mit  einem 
progressiven  Satz  von  1 — 8  %.    Auch  hier  legte  die  Vereinigung 
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Protest  ein  gegen  die  sehr  weitgehenden  Formalitäten  bei  der 
Erhebung  (Einsendung  von  Testamentskopien  und  eines  genauen 
Inventars  des  gesamten  Nachlasses  an  den  amerikanischen 
Fiskus,  auch  wenn  der  Verstorbene  nie  in  Amerika  gelebt  hat), 
ohne  jedoch  eine  Milderung  dieser  Vorschriften  zu  erzielen. 

7.  Die  Vertretung  der  schweizerischen 
Kapitalint  er  essen  im  Ausland. 

Die  Entwicklung  der  Schweiz  zu  einem  Lande  mit  ganz 
bedeutendem  Kapitalexport,  wie  sie  insbesondere  in  den  letzten 
Jahrzehnten  vor  dem  Weltkrieg  sehr  deutlich  zu  erkennen  ist, 
brachte  die  Notwendigkeit  von  Schutzeinrichtungen  im  Falle  der 
Gefährdung  ausländischer  Investitionen  mit  sich.  Lange  Zeit 
hindurch  wurden  die  Funktionen  solcher  Stellen  von  den  Gross- 
banken selbst  übernommen,  teils  im  Interesse  ihrer  Kundschaft, 
teils  um  ihren  Emissionskredit  zu  wahren  (vgl.  z.  B.  Jahres- 
berichte 1895/90  der  Kreditanstalt),  wobei  sie  sich  meist  an  die 
bestehenden  Schutzorganisationen  auswärtiger  Staaten  anlehnten. 
Die  wachsende  Bedeutung  der  Auslandsanlagen  führten  indessen 
auch  in  der  Schweiz  zur  Schaffung  einer  eigenen  Institution,  was 
um  so  eher  wünschbar  erscheinen  musste,  als  eine  Reihe  über- 
seeischer Titel  ein  ganz  bedeutendes  Risiko  in  sich  bargen, 
Werte,  die  vom  schweizerischen  Kapital  infolge  ihrer  höheren 
Rendite  hereingenommen  worden  waren  zu  einer  Zeit,  da  sich 
ausländisches  Kapital  in  nicht  geringem  Maße  in  soliden 
Schweizerpapieren  festlegte. 

Schon  im  ersten  Jahre  ihres  Bestehens  wandte  sich  die 
Bankiervereinigung  dem  Schutze  von  notleidend  gewordenen 
Auslandswerten  zu.  Es  geschah  dies  durch  Einsetzung  einer 
Spezialkommission,  deren  Funktionen  in  der  Hauptsache  aus- 
gebaut werden  sollten  nach  dem  Vorbilde  der  Association 
Nationale  des  Porteurs  fran^ais  de  Valeurs  etangeres  von  1898 
(heute  Office  National  des  Valeurs  Mobilieres).  Durch  Regle- 
ment vom  2  3.  Februar  1914  wurde  die  Organisation 
dieser  Interessenvertretung  näher  umschrieben,  für  die  von  Fall 
zu  Fall  Spezialkommissionen  vorgesehen  wurden. 

Infolge  der  tiefgreifenden  Änderung  aller  Verhältnisse  durch 
den  Krieg  erwies  sich  jedoch  diese  Organisation,  die  zu  Friedens- 
zeiten vermutlich  genügt  hätte,  als  viel  zu  schwach.  Im  Oktober 
1917  wurde  allerdings  auf  Grund  dieses  Reglements  eine  „Kom- 
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mission  zum  Schutze  der  schweizerischen  Kapitalinteressen  in 
Mexiko"  eingesetzt.  Veranlassung  dazu  gab  die  Einstellung  des 
Zinsendienstes  durch  Staat  und  private  Schuldner  infolge 
politischer  Umwälzungen  in  Mexiko,  an  der  schweizerische 
Gläubiger  mit  ca.  230  Millionen  Franken  interessiert  waren.  Doch 
gingen  die  Aufgaben  dieser  Kommission  schon  wesentlich  über 
das  hinaus,  was  das  Reglement  ursprünglich  vorgesehen  hatte, 
indem  die  Interessen  des  schweizerischen  Kapitals  in  Mexiko 
überhaupt  geschützt  werden  sollten. 

Bald  nachher  begann  der  Ausschuss  der  Vereinigung  sich 
damit  zu  beschäftigen,  wie  der  Schutz  der  ausländischen  Anlagen 
auf  eine  breitere  Basis  gestellt  werden  könne,  nachdem  auch  in 
der  Öffentlichkeit  die  Diskussion  darüber  eingesetzt  hatte  *). 
Die  Vorarbeiten  für  die  neue  Organisation  wurden  in  enger 
Fühlungnahme  mit  dem  Pohtischen  Departement  und  der 
Nationalbank  durchgeführt.  Am  18.  März  1919  fasste  der  Aus- 
schuss der  Vereinigung  die  grundlegenden  Beschlüsse,  durch 
welche  eine  völlig  neue  Institution  ins  Leben  gerufen 
wurde. 

Der  Aufbau  dieser  Interessenvertretung  des  schweizerischen 
Kapitals  im  Ausland  ist  im  wesentlichen  der  folgende: 

Die  Wahrnehmung  der  Interessen  erfolgt  durch  spezielle 
Organe,  die  sogenannten  Schutzkomitees,  die  nach 
geographisch  getrennten  Interessensphären  gebildet  sind.  Ent- 
sprechend dem  Zweck  der  Organisation,  „das  im  Ausland  ange- 
legte Schweizerkapital  der  nationalen  Volkswirtschaft  zu 
erhalten'%  umfasst  der  Bereich  ihrer  Tätigkeit  nicht  nur  die  not- 
leidenden und  gefährdeten  Wertpapiere,  sondern  auch  andere 
Guthaben,  deren  Schuldner  ausländische  Banken  sind  (Bank- 
noten, Kontokorrentforderungen,  Depots).  Der  Inhalt  der  Tätig- 
keit besteht  in  Informationen  und  Schutzaktionen  unter  der 
Aufsicht  der  Bankiervereinigung;  die  Durchführung  der  nötigen 
Schritte  geschieht  durch  selbständiges  Vorgehen  und  Aktionen 
unter  Mithilfe  des  Bundesrates,  der  ausländischen  Schwester- 
organisationen (insbesondere  Paris,  London,  Antwerpen), 
schweizerischer  und  ausländischer  Banken,  anderer  Interessen- 
verbände usw.  Mitglieder  der  Komitees  sind  Vertreter  inter- 
essierter  Bankinstitute   sowie   je   ein   Vertreter   des   politischen 


1)  vgl.  E.  W  a  1  d  e  r:   Die   Schweizerischen  Kapitalinteressen   im   In- 
und  Ausland  und  ihr  Schutz,  St.  Gallen  1918. 
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Departementes;  die  Arbeiten  werden  in  einem  SpezialSekretariat 
der  Bankiervereinigung  zentralisiert,  dessen  Leitung  dem  zweiten 
Sekretär  der  Vereinigung  übertragen  ist;  die  Finanzierung  erfolgt 
auf  dem  Wege  der  Gebührenerhebung  von  den  vertretenen 
Gläubigern  und  durch  Spezialbeiträge;  wie  schon  früher  erwähnt, 
wird  für  die  Komitees  von  der  Vereinigung  getrennte  Rechnung 
geführt. 

Durch  diese  neue  Organisation  wurde  die  Interessenver- 
tretung der  beträchtlichen  schweizerischen  Kapitalinteressen  im 
Ausland  einheitlich  zusammengefasst  (eine  Ausnahme  besteht  für 
die  russischen  Guthaben,  indem  Ende  1918  für  deren  Schutz  die 
Schweizerische  Hilfs-  und  Kreditorengenossenschaft  für  Russland 
mit  Sitz  in  Genf  ins  Leben  gerufen  wurde  und  in  deren  Aufsichts- 
rat die  Vereinigung  durch  zwei  Mitglieder  vertreten  ist). 

Ein  Eingehen  auf  die  Tätigkeit  der  G  Schutzkomitees  würde 
aber  weit  über  den  Rahmen  dieser  Arbeit  hinausgehen,  so  dass 
wir  uns  mit  einer  Aufzählung  der  Komitees  begnügen  müssen, 
unter  jeweiligem  Hinweis  auf  die  wichtigsten  Aufgabenkategorien 
durch  einige  Stichwörter. 

Schutzkomitee  Mexiko,  am  6.  Oktober  1917  ein- 
gesetzt und  am  22.  Mai  1919  als  eigentliches  Schutzkomitee  kon- 
stituiert, ist  angeschlossen  an  das  internationale  Schutzkomitee 
für  mexikanische  Werte;  Erhebung  über  die  schweizerischen 
Anlagen  in  Mexiko,  Zinsendienst. 

Österreich -Ungarn,  konstituiert  am  16.  April  1919. 
Erhebungen  über  den  Umfang  schweizerischer  Guthaben  in  der 
ehemaligen  Monarchie;  Banknotenguthaben;  Sperrung  alter 
Kronenrechnungen:  Vermögensabgabe  und  Rentensteuer  in 
Deutsch-Österreich:  Zinsendienst;  Licpiidation  der  Österreichisch- 
Ungarischen  Bank  und  der  Länderbankfiliale  in  London;  Nostri- 
fikation der  ungarischen  Vorkriegsschulden;  Xotenstempelung 
und  Ausscheidung  der  anderen  Guthaben  in  den  Sukzessions- 
staaten; Durchführung  des  Friedensvertrages  von  St.  Germain. 

Südamerika,  am  26.  Mai  1919  konstituiert;  Coupons- 
einlösung; Deutsch-Überseeische  Elektrizitätsgesellschaft;  im 
übrigen  werden  die  Interessen  der  notleidenden  Titel  durch  die 
Banken  wahrgenommen,  die  dieselben  seinerzeit  in  die  Schweiz 
eingeführt  haben. 

B  a  1  k  a  n  i  n  k  1.  Asiatische  Türkei,  am  10.  Juni 
1919     konstituiert.       Ottomanische     Schuld;     Zinsendienst     in 
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Bulgarien;  Abstempelung  rumänischer  Aktien;  starkes  Zu- 
sammenarbeiten mit  der  französischen  Schutzorganisation. 

Deutschland,  am  10.  Januar  1920  konstituiert.  Steuer- 
gesetzgebung; Verordnung  über  Maßnahmen  gegen  die  Kapital- 
flucht (Erschwerungen  im  Couponsinkasso);  Frankenverptlich- 
tungen  und  Goldhypotheken. 

Italien,  infolge  der  unbegreiflich  weitgehenden  fiskali- 
schen Maßnahmen  in  Itahen  am  29.  April  1920  konstituiert. '  Um- 
wandlung der  Inhabertitel  in  Namenspapiere;  Vermögenssteuer; 
Einlösung  von  Goldverpilichtungen  zum  Kurs  von  125  Papierlire 
für  100  Goldlire;  Währungswechsel  in  Triest;  Affidavits.  Zu- 
sammenarbeit mit  der  holländischen  und  belgischen  Organisation. 

8.   Stellung  zur  Bankpersonalbewegung. 

Der  Zusammenschluss  des  schweizerischen  Bankpersonals  zu 
Arbeitnehmerverbänden,  der  seit  dem  Jahre  1917  zunächst  platz- 
weise und  im  folgenden  Jahre  auf  eidgenössischem  Boden  stetig 
straffere  Formen  annahm,  musste  notwendigerweise  auch  bei  den 
Banken  den  Wusch  auslösen,  die  Forderungen  des  gewerkschaft- 
lich organisierten  Personals  gemeinsam  zu  behandeln,  was  zu- 
nächst zum  Teil  platzweise  geschah,  im  Einklang  mit  der  Aus- 
dehnung der  Personalbewegung.  Solange  letztere  dezentralisiert 
blieb,  befasste  sich  die  Vereinigung  nicht  materiell  mit  den  Postu- 
laten  der  Bankangestellten;  immerhin  wurde  das  Sekretariat  an- 
gewiesen, das  bezügl.  Material  zu  sammeln.  Durch  die  Gründung 
des  schweizerischen  Bankpersonalverbandes 
am  7.  April  1918  erhob  sich  aber  bei  den  Banken  die  Frage,  ob 
sie  dieser  Organisation  einen  entsprechenden  Zusammen- 
schluss der  Arbeitgeber  folgen  lassen  sollten.  Es 
schien  dies  schon  deshalb  wünschenswert,  weil  die  Postulate  des 
Personalverbandes,  die  den  Banken  durch  die  Ortssektionen  zu- 
gingen im  Laufe  des  Winters  1918/19  in  differenter  Weise  be- 
handelt worden  waren,  was  besonders  auf  jenen  Plätzen  für  die 
Banken  von  Nachteil  war,  wo  diese  nicht  gemeinsam  vorgingen. 
Ebenfalls  zu  unerwünschten  Konsequenzen  führte  jeweilen  die 
Annahme  besonderer  Regulative  durch  eine  Grossbank  mit 
Geltung  für  ihre  Filialen,  da  die  Verhältnisse  der  verschiedenen 
Plätze  durchaus  voneinander  abwichen.  Trotzdem  sah  die 
Bankiervereinigung  nach  wiederholten  Besprechungen  davon  ab, 
sich  als  Arbeitgeberverband  zu  konstituieren  und  zwar  deshalb, 
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weil  die  gewerkschaftliche  Personalbewegung  in  der  französischen 
Schweiz  nicht  genügend  straff  organisiert  war  und  weil  die  ver- 
schiedenartigen Verhältnisse  auf  den  Plätzen  eine  dezentrali- 
sierte Organisation  als  wünschenswerter  erscheinen 
Hessen.  In  seiner  Sitzung  vom  13.  November  1919  fasste  der 
Ausschuss  der  Vereinigung  die  prinzipiellen  Beschlüsse  über  die 
Stellung  zum  Bankpersonalverband  und  empfahl  den  Banken  für 
ihre  künftige  Haltung  folgende  Grundsätze:  Behandlung  der 
Forderungen  des  Personals  durch  Platzverbände  der  Banken  (wo 
noch  keine  solche  bestehen,  sollen  sie  gegründet  werden); 
Regelung  der  Gehälter  in  den  Filialen  der  Grossbanken  nicht  wie 
im  Hauptsitz,  sondern  im  Anschluss  an  die  Platzvereinigungen; 
gemeinsam  zu  lösende  Angelegenheiten  sind  durch  Einigung  der 
Platzvereinigungen  unter  sich  zu  erzielen:  Infonnation  der 
Bankiervereinigung  über  Bewegungen  des  Personals  und  ge- 
troffene Vereinbarungen  betr.  die  Angestelltenverhältnisse. 

Diese  Lösung  erwies  sich  in  der  Folge  als  sehr  zweckmäßig, 
indem  sich  die  Platzvereinigungen  von  Basel,  Bern,  Freiburg, 
Luzern,  St.  Gallen  und  Zürich  unter  Führung  der  letzteren  am 
7.  März  1920  mit  dem  schweizerischen  Bankpersonalverband  über 
eine  einheitliche  Dienst-  und  Besoldungsverordnung  für  das 
Bankpersonal  einigen  konnten,  auf  Grund  w^elcher  bald  nachher 
auf  den  wichtigsten  Bankplätzen  die  bezügl.  Ausführungsbe- 
stimiiiungen  vereinbart  werden  konnten. 

9.    D  i  e    B  a  n  k  i  e  r  t  a  g  e. 

Nachdem  im  Vorstehenden  ein  Überblick  über  die  materielle 
Tätigkeit  der  Bankiervereinigung  geboten  w^orden  ist,  bleibt  noch 
übrig,  kurz  auf  die  Bedeutung  ihrer  Generalversammlungen  ein- 
zutreten. Dabei  handelt  es  sich  hier  nicht  um  die  geschäftlichen 
Traktanden,  deren  Kreis  schon  weiter  oben  angedeutet  worden  ist; 
sondern  um  die  persönliche  Bedeutung  dieser  Zusammenkünfte 
und  um  die  Referate,  die  an  den  —  bis  jetzt  8  —  Bankiertagen 
gehalten  worden  sind. 

A.  Wenn  die  Statuten  der  Vereinigung  die  Pflege  von 
näheren  persönlichen  Beziehungen  zur  Erreichung 
ihrer  Zwecke  als  ein  Haupterfordernis  erachten,  so  muss  hier  in 
erster  Linie  festgestellt  werden,  dass  die  schweizerischen,  ähnlich 
wie  die  deutschen  Bankiertage  dieser  Forderung  vollauf  gerecht 
geworden    sind.      Eine    Hauptbedeutung   der   Bankiertage    liegt 
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zweifellos  in  ihrer  Vermittlung  des  persönlichen  Verkehrs  unter 
den  Teilnehmern,  der  nicht  nur  nach  der  geschäftlichen  Seite 
hin  wertvoll  geworden  ist,  sondern  auch  deshalb,  weil  durch  die 
gebotene  Möglichkeit  einer  Aussprache  eine  Einigung  über  alle 
Dinge,  die  den  Verband  berühren,  leichter  möglich  geworden  ist. 
Besonders  erwähnt  sei  auch  die  regelmäßige  Teilnahme  von  Ver- 
tretern unserer  Notenbank  an  diesen  Versammlungen,  sowie 
deren  Kontakt  mit  den  Bundesbehörden,  vor  allem  mit  dem 
Finanzdepartement. 

Angesichts  der  Bedeutung  der  Bankiertage  lässt  sich  hier 
die  Frage  aufwerfen,  ob  nicht  mit  der  Zeit  eine  Erweiterung  des 
Teilnehmerkreises  eintreten  könnte,  insbesondere  durch  ver- 
mehrte Zuziehung  von  Vertretern  der  Behörden  sowie  anderer 
Verbände  zu  den  nicht  rein  geschäftlichen  Veranstaltungen  als 
Gäste,  wie  dies  bei  den  Tagungen  des  deutschen  Zentralverbandes 
der  Fall  ist. 

B.  Neben  den  ergänzenden  Ausführungen  des  Vorsitzenden 
zum  Jahresbericht  und  den  Voten  und  Diskussionen  über  ge- 
meinsame geschäftliche  Angelegenheiten  stehen  gemäß  §  12  der 
Statuten  auf  der  Tagesordnung  jeder  ordentlichen  Generalver- 
sammlung Vorträge  ,,die  für  den  Bankierstand  von  Interesse 
sind",  wobei  aktuelle  Probleme  im  Vordergrund  stehen.  Durch 
diese  Referate,  von  denen  einige  bereits  früher  angeführt 
worden  sind,  wurden  denn  auch  wichtige  und  aktuelle  Probleme 
von  kompetenten  Referenten  behandelt,  so  der  Kapitalexport,  die 
Verhältnisse  des  Geldmarktes  (1913),  die  Börsen-  und  Kapital- 
märkte während  des  Krieges  (1915  und  1918),  eidgenössischer 
Pfandbrief  (1918),  das  Finanzprogramm  der  Eidgenossenschaft 
(1919/20),  das  Wechselkursproblem  (1919),  die  Lateinische  Münz- 
union (1920),  die  Nationalbank  während  und  nach  dem  Kriege 
u.  a.  m. 

IV.    Schlussbetrachtung. 

Trotzdem  die  Darstellung  der  Tätigkeit  der  Schweizerischen 
Bankiervereinigung  in  dieser  Arbeit  einen  relativ  breiten  Raum 
einnimmt,  muss  nochmals  darauf  hingwiesen  werden,  dass  hier 
kein  lückenlos  vollständiges  Bild  des  Liindesverbandes  unserer 
Banken  in  seiner  bisherigen  Entwicklung  geboten  werden  kann. 
So  erstreckt  sich  die  Tätigkeit  der  Vereinigung  noch  über  eine 
ganze  Anzahl  weiterer   Punkte,    wie  die   Bekämpfung  des   un- 
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lauteren  Wettbewerbes  im  Bankgewerbe,  Information  über  un- 
sichere ausländische  Institute,  über  in-  und  ausländische  Gesetz- 
gebung und  Judikatur  (teilweise  in  Zusammenarbeit  mit  aus- 
ländischen Schwesterverbänden)  u.  a.  m.  Indessen  dürfte  aus 
dem  Vorstehenden  ein  gewisser  Überblick  über  diesen  grössten 
Verband  im  schweizerischen  Bankwesen  doch  möglich  sein. 

In  überraschend  kurzer  Zeit  hat  sich  die  Bankiervereinigung 
zu  einem  der  mächtigsten  wirtschaftlichen  Verbände  der  Schweiz 
^  ausgewachsen,  eine  Entwicklung,  die  stark  gefördert  worden  ist 

durch  die  letzten  Kriegsjahre  und  die  Nachkriegszeit  mit  ihrer 
Fülle  von  Problemen,  die,  was  für  das  Werden  dieser  Organi- 
sation nicht  unwesentlich  ist,  zum  Teil  sehr  kapitalfeindlicher 
Natur  waren. 

Dass  die  Politik  des  Verbandes  seit  seiner  Gründung  zwar 
zielbewusst,  aber  immer  durchaus  maßvoll  gewesen  ist,  hat 
zweifellos  am  meisten  dazu  beigetragen,  dass  seine  Bedeutung 
und  Autorität  allgemein  anerkannt  sind  und  dass  seine 
Beziehungen  zu  den  Behörden,  zu  anderen  Verbänden  der 
Schweiz,  zu  einer  Anzahl  von  ausländischen  Schwesterverbänden 
und  anderen  Institutionen  sich  im  Laufe  der  Zeit  immer  enger  ge- 
staltet haben.  Für  die  Politik  der  Vereinigung  charakteristisch 
ist  der  Umstand,  dass  sie  sich  nicht  nur  auf  eine  Interessenver- 
tretung der  Banken  beschränkt,  sondern  dass  auch  volkswirt- 
schaftliche Rücksichten  darin  eine  wesentliche  Rolle  spielen. 
Aus  dieser  Tatsache  erklärt  es  sich,  dass  die  Bankiervereinigung 
nicht  nur  für  das  Bankgewerbe  in  privatwirtschaftlicher  Hinsicht 
ein  äusserst  wichtiger  Faktor  geworden  ist,  sondern  für  die  ge- 
\      samte  schweizerische  Volkswirtschaft  überhaupt. 

Am  Bankett,  das  der  konstituierenden  Versammlung  der 
Vereinigung  am  16.  November  1912  folgte,  hat  Herr  a.  National- 
bankpräsident Kund  er  t  das  Wort  ausgesprochen,  dass  der 
Bankier  in  öffentlichen  Angelegenheiten,  die  seine  Berufstellung 
berühren,  die  Rücksicht  auf  das  Gemeinwohl  maßgebend  sein 
lassen  müsse;  die  bisherige  Politik  des  Verbandes  hat  auf  diese 
hohe  Pflicht  des  Bankierstandes  Rücksicht  genommen  und  dem- 
gemäß Richtlinien  verfolgt,  die  sich  schon  heute  als  volkswirt- 
schaftlich weitschauender  erweisen,  als  diejenigen  anderer 
Organisationen  und  —  in  gewissen  Materien  —  selbst  der 
Behörden. 
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6.  Abschnitt. 

Die  übrigen  Bankenverbände. 

I.    Der  Verband  schweizerischer  Lokalbanken,  Spar-  und 

Leihkassen. 

1.  Die  Bestrebungen  der  Kleinbanken,  gegenüber  den  grossen 
Instituten  ihre  bisherige  Stelhing  im  Bankgewerbe  behaupten  zu 
können,  führten  schon  1911/12  zu  einem  Versuch,  dieses 
Ziel  auf  dem  Wege  desverbandsmäßigen  Zusammen- 
schlusses zu  erreichen.  Die  Bewegung ')  verlief  allerdings 
damals  ziemlich  ergebnislos,  obwohl  sie  eben  in  jenen  Jahren 
noch  verstärkt  worden  war  durch  die  gewaltige  Bankkrise,  die 
eine  ganze  Anzahl  von  Kleinbanken,  Spar-  und  Leihkassen  hin- 
wegfegte, der  Konzentrationsbewegung  neue  Nahrung  gab  und 
das  Vertrauen  in  die  kleinen  lokalen  Bankunternehmungen 
allgemein  stark  erschütterte.  Man  einigte  sich  in  verschiedenen 
Zusammenkünften  so  weit,  dass  ein  genossenschaftlicher  Zu- 
sammenschluss  unter  dem  Namen  „Schweizerisches  Banken- 
syndikat'' beschlossen  wurde.  Interessenvertretung  und  eigene 
Geschäftstätigkeit  wären  die  Hauptaufgaben  dieser  Genossen- 
schaft gewesen,  d.  h.  das  „Syndikat"  war  nicht  nur  als  eine 
Organisation  zur  gemeinsamen  Vertretung  der  Interessen  geplant, 
sondern  auch  als  Erwerbsverband  mit  einer  eigenen  Bankstelle. 
Allein  die  Genossenschaft  kam  nicht  zustande  und  die  Bewegung 
schlief  ein.  Erst  ein  halbes  Jahrzehnt  später  wurde  sie  wieder 
in  Fluss  gebracht  und  hat  endlich  in  jüngster  Zeit  zum  definitiven 
Zusammenschluss  der  Kleinbanken  geführt,  nachdem  die  Kriegs- 


1)  Von  B.  P  f  i  s  t  e  r:  Beiträge  zur  Entwicklung  der  schweizerischen 
Klein-  und  Mittelbanken,  Zürich  1916,  ausführlich  geschildert;  vgl.  ferner 
Wetter:  Die  Lokal-  und  Mittelbanken  der  Schweiz,  Zürich  1914; 
P.  G  y  g  a  x:  Ein  Kleinbankenverband  in  der  Schweiz,  im  Bank- Archiv  vom 
15.  Juli  1912. 
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und  Nachkriegsjahre  durch  Zusammenbrüche   und  Fusionen  in 
beträchtlicher  Zahl  unter  diesen  Instituten  weiter  aufgeräumt 

hatten. 

2.  Bei  der  Wiederaufnahme  der  Verbandsbe- 
strebungen im  Jahre  1917  befand  man  sich  insofern  vor 
einer  etwas  veränderten  Situation,  als  viele  der  in  Betracht 
fallenden  Institute  unterdessen  einem  kantonalen  Revisions- 
verbande beigetreten  waren.  Die  günstigen  Erfolge  dieser  Ver- 
bände Hessen  auch  in  den  Verhandlungen  über  die  Gründung  des 
Kleinbankenverbandes  gegenüber  früher  den  Revisionsgedanken 
mehr  in  den  Vordergrund  treten.  Unter  der  Führung  der  Allg. 
Aarg.  Ersparniskasse,  der  Rhätischen  Bank  und  der  Ersparnis- 
kasse Ölten  gediehen  die  Besprechungen  so  weit,  dass  am 
29.  Mai  1920  in  Zürich  die  konstituierende  Generalversammlung 
des  Verbandes  schweizerischer  Lokalbanken,  Spar-  und  Leih- 
kassen stattfinden  konnte.  Auf  den  16.  April  1921  wurde  eine 
zweite  Zusammenkunft  einberufen,  die  definitiv  die  Statuten 
bereinigte.  Kurz  darauf  trat  die  Genossenschaft  —  in  diese 
Rechtsform  hat  sich  der  Verband  gekleidet  —  ins  Leben. 

Mitglied  derselben  kann  jede  Lokalbank,  Spar-  oder  Leih- 
kasse werden,  sofern  sie  weder  direkt  noch  indirekt  der  Gruppe 
der  Kantonal-  oder  Grossbanken  angehört,  noch  den  Darlehens- 
kassen, die  mit  der  unbeschränkten  Haftung  ihrer  Mitglieder 
arbeiten.  Das  Genossenschaftskapital,  das  zur  Durchführung  des 
Verbandszweckes  gebildet  wird,  erhält  seine  Äufnung  durch 
Anteilscheine  von  je  500  Franken,  die  jedes  Mitglied  pro 
1  000  000  Frs.  seiner  Bilanzsumme  zu  zeichnen  hat. 

Als  Zweck  der  Genossenschaft  bezeichnet  Art.  4  der  Statuten 
„die  Wahrung  der  Interessen  ihrer  Mitglieder  in  bezug  auf  öigani- 
sation,  Banktechnik  und  Geschäftsverkehr".  Zu  dessen  Durch- 
führung wird  als  Organ  der  Genossenschaft  eine  Zentralstelle 
geschaffen,  die  sich  zusammensetzt  aus  Sekretariat,  Inspektorat 
und  Bankabteilung.  Sehr  reichhaltig  ist  das  Programm,  das  die 
Aufgaben  dieser  drei  Abteilungen  umschreibt: 

Das  Sekretariat  befasst  sich  in  der  Hauptsache 
mit:  Beratung  der  Mitglieder  in  organisatorischer  und  ge- 
schäftlicher Hinsicht;  Studium  aller  Angelegenheiten,  die 
sich  zur  gemeinsamen  Interessenvertretung  nach  aussen 
eignen,  wie  Gesetzesentwürfe,  Eingaben,  Arbeitgeber- 
fragen; Information  der  Mitglieder  über  alle  ihre  Interessen 
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berührenden  Vorkommnisse  durch  Zirkulare  und  Vorträge; 
Vorbereitung  der  anzustrebenden  Vereinheitlichung  der 
Bankorganisation,  Geschäftsführung,  Bilanzierung,  ölTent- 
liche  Rechnungslegung  und  Berichterstattung;  Aufstellung 
der  Verbandsstatistik,  zu  der  statutengemäß  die  Mitglieder 
die  nötigen  Bilanzziffern  nach  einheitlichem  Schema  ein- 
zuliefern haben. 

Die  Hauptfunktion  des  I  n  s  p  e  k  t  o  r  a  t  e  s  ist  die 
Vornahme  von  periodischen  Revisionen  bei  den  Verbands- 
mitgliedern. Hier  musste  auf  die  bestehenden  Revisions- 
verbände Rücksicht  genommen  werden.  Es  geschah  dies 
dadurch,  dass  in  Fällen  der  Zugehörigkeit  eines  Mitgliedes 
zu  einem  Revisionsverband  dessen  Vorschriften  von  der 
Genossenschaft  als  genügend  erklärt  werden  können  und 
demgemäß  die  eigene  Revision  in  Wegfall  kommt. 

Bis  anhin  sind  von  der  Zentralstelle  der  Genossenschaft  erst 
diese  beiden  Abteilungen  in  Funktion  gesetzt  worden.  Infolge- 
dessen hat  der  Verband  in  seiner  vorläufigen  Form  den  Charakter 
eines  schweizerischen  Revisionsverbandes,  denn  diese  Aufgaben 
erfüllen  im  wesentlichen  auch  die  sechs  kantonalen  Revisions- 
verbände. 

Ohne  Zweifel  wird  nach  der  vollständigen  Etablierung  der 
Zentralstelle  das  wichtigste  Verbandsinstrument  die  B  a  n  k  - 
a  b  t  e  i  1  u  n  g  sein,  die  gegenwärtig  noch  nicht  existiert.  Als 
ihre  Aufgaben  sollen  ihr  zugewiesen  werden: 

„Die  Vereinigung  der  disponiblen  Geldmittel  der  Ver- 
bandsmitglieder zum  Zwecke  der  Erzielung  des  Aus- 
gleiches von  Geldüberfluss  und  Geldmangel  unter  den  Ver- 
bandsmitgliedern und  zum  Zwecke  der  Förderung  des  bar- 
geldlosen Verkehrs,  insbesondere  durch  Führung  einer 
Abrechnungs-  und  Giro  Verbandsstelle;  die  Funktion  als 
Domizil-  und  Inkassostelle  für  Coupons  und  Wechsel  und 
als  Einkaufs-  und  Verkaufsstelle  für  Wechsel,  Devisen 
und  Wertschriften  für  die  Verbandsmitglieder;  der  Ver- 
kauf von  Pfandbriefen  der  Verbandsmitglieder,  evtl.  die 
Emission  eigener  Pfandbriefe  der  Zentralstelle;  die 
Funktion  als  gemeinsame  und  allgemeine  Informations- 
stelle; die  Einbringung  von  Vorschlägen  für  die  Be- 
i-        teiligung    an   der   Übernahme    öffentlicher    Obligationen- 
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emissionen,    Bildung    von    Syndikaten    für    Übernahme 
solcher  .  .  .  .;  die  Verwaltung  des  Genossenschaftsver- 
mögens, des  eigenen  Wechselportefeuilles  und  der  Giro- 
gelder der  Mitglieder   .  .  .  .;   die  fachmännische   Begut- 
achtung von  Fragen  aus  dem  Aufgabenkreis  des  Sekre- 
tariates." 
Die    Voraussetzung   zur    Verwirklichung   dieses    sehr   weit- 
gehenden Programmes  der  Bankstelle  des  Verbandes  ist  natürlich 
der  Beitritt  möglichst  vieler  Institute,  namentlich  der  wichtigeren 
Lokalbanken  zu  diesem.     Der  Kreis  der  geschäftlichen  Tätigkeit 
ist  so  weit  gezogen,  dass  eine  möglichst  kräftige  Finanzierung 
und  eine  genügende  Alimentierung  der  Bankabteilung  mit  Ge- 
schäften durch  grössere  Verbandsmitglieder  zu  ihrer  fruchtbaren 
Entwicklung  unbedingt  notwendig  sein  wird.     Gerade  in  diesem 
Punkt  aber  kann  man  sich  dem  Eindruck  nicht  verschliessen, 
dass  die  Syndizierung  der  Kleinbanken  in  der  Schweiz  reichlich 
spät  erst  Tatsache  geworden  ist.  Wenn  auch  die  Stellung  unserer 
Mittelbanken  im  Durchschnitt  unbedingt  auch  heute  noch  un- 
abhängiger ist,  als  dies  z.  B.  in  Deutschland  der  Fall  war,  als 
dort  vor  einem  Jahrzehnt  ebenfalls  die  Frage  des  Zusammen- 
schlusses der  Provinzbanken  aufgerollt  wurde,   so  liegen  jetzt 
doch  die  Verhältnisse  keineswegs  so  günstig,  wie  seinerzeit  in 
Frankreich,  dessen  Regional-  und  Provinzbanken  eben  beizeiten 
zur  Gründung  der  vorbildlich  ')  gewordenen  Societe  Centrale  des 
Banques  de  Province  geschritten  sind.     Die  Bestimmungen  für 
den  Eintritt  in  den  Verband  schliessen  jegliche,  auch  indirekte 
Orientierung  nach  einer  Grossbank  hin  aus;   die  Zukunft  wird 
zeigen,  ob  sich  trotzdem  eine  genügende  Anzahl  von  kleineren 
Handelsbanken  —  auf  die  es  ankommen  wird  —  dem  Verbände 
anschliessen    kann,    um    die    Geschäfte    der    geplanten    Bank- 
abteilung ausreichend  alimentieren  zu  können.     Gelingt  es  dem 
Verband,  dieses  Ziel  zu  erreichen,  so  wird  er  sich  allerdings  um 
die  anerkannt  notwendige  Erhaltung  eines  gesunden  und  kräftigen 
Lokalbankenstandes  sehr  verdient  machen. 


1)  Die  ^osse  Krise,  die  im  Jahre  1920  über  diese  Unternehmung 
hereingebrochen  ist,  ändert  natürlich  nichts  an  der  Tatsache,  dass  das 
Vorgehen  der  Provinzbanken  in  den  Jahren  1899,  1904  und  1911  in  jeder 
Beziehung  ein  vorbüdliches  gewesen  ist. 
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IL    Die  Revisionsverbände. 

Eine  Sonderstellung  unter  den  Verbandsorganisationen  im 
schweizerischen  Bankgewerbe  nimmt  infolge  ihrer  Homogenität 
die  Gruppe  der  sechs  Revisionsverbände  ein.  Diese  Interessen- 
verbände der  —  vorwiegend  kleineren  und  ländlichen  —  Bank- 
institute, die  das  vSparkassengeschäft  betreiben,  zeigen  alle  im 
wesentlichen  dieselbe  Struktur  ^). 

1.  Die  G  r  ü  n  d  e  ,  die  zur  Bildung  dieser  Verbände  geführt 
haben,  sind  in  der  Hauptsache  die  Bankkatastrophen  mit  der 
damit  verbundenen  Vertrauenskrisis  gegenüber  den  mittleren 
und  kleinen  Sparinstituten  und  die  damit  ebenfalls  zusammen- 
hängende bestehende  oder  drohende  kantonale  Sparkassengesetz- 
gebung. Diese  beiden  Momente  kehren  als  ständiger  Refrain  in 
allen  konstituierenden  Versammlungen  wieder,  und  daraus  erklärt 
sich  auch  der  Umstand,  dass  die  Gründung  der  meisten  dieser 
Organisationen  in  die  Jahre  1912/13  fällt,  in  denen  bekanntlich 
eine  ganze  Folge  von  Bankzusammenbrüchen  ihren  vorläufigen 
Abschluss  fand.  Um  der  staatlichen  Kontrolle  zu  entgehen  und 
das  Vertrauen  der  Spargläubiger  und  damit  die  Stellung  der 
Institute  zu  stärken,  gingen  die  Banken  in  den  Verbänden  die 
Verpflichtung  ein,  sich  periodischen  unvermuteten  Revisionen  zu 
unterziehen  und  zugleich  gewisse  Grundsätze  geschäftspolitischer 
und  organisatorischer  Natur  zu  befolgen. 

Dieses  Prinzip  kam  schon  sehr  deutlich  zum  Ausdruck  im 
Bernischen  Sparkassen  verband  (5.  Dezember  1901),  der  jedoch 
bald  nach  seiner  Gründung  infolge  mangelnden  Interesses  seitens 
der  meisten  bernischen  Banken  rasch  wieder  von  der  Bildfläche 
verschwand  ^). 

Zu  den  erwähnten  Gründen  der  Bildung  von  Revisionsver- 
bänden gesellt  sich  noch  das  Gnindmotiv  der  Kleinbanken- 
bewegung:  die  Konkurrenz  der  Grossbanken  und,  speziell  auf 
dem  Lande,  der  Kreditgenossenschaften,  gegen  die  man  sich  auf 
dem  Wege  des  Zusammengehens  behaupten  will  (eine  „Be- 
kämpfung" kommt  natürlich  nicht  in  Frage,  und  ist  auch  nie  in 

1)  vg:).  R.  B  o  m  m  e  r:  Verrechnungsprüfung  und  Wirtschaftskritik  bei 
bankmäßigen   Unternehmungen   (eingehende    Darstellung   der   technischen 

Einzelheiten):    ferner    P  f  i  s  t  e  r:    Beiträge ;    H.    G  a  s  s  m  a  n  n:    Die 

Schweizerische  Treuhandgesellschaft  mit  besonderer  Berücksichtigung  der 
Revisionsfrage  bei  Aktiengesellschaften  und  Banken,  Zürich  1913. 

2)  vgl.  P  f  i  s  t  e  r:  a.  a.  0.  S.  126  ff. 
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der  schweizerischen  Kleinbankenbewegung  ernstlich  das  Ziel  ge- 
wesen). Dieser  Punkt  trat  sehr  deutlich  in  Erscheinung  bei  der 
,. Vereinigung  der  Geschäftsführer  der  öffentlichen  ländlichen 
Geldinstitute  des  Kantons  St.  Gallen".  Diese,  ursprünglich  nur 
persönliche  Vereinigung  wurde  1904  gegründet  und  hatte  den 
Charakter  eines  Schutzverbandes  gegen  die  stark  an  Boden  ge- 
winnenden katholischen  Kreditinstitute,  speziell  die  Raiffeisen- 
kassen.  Ursprünglich  auf  wenige  Bezirke  beschränkt,  dehnte  sie 
sich  mit  der  Zeit  über  das  ganze  Kantonsgebiet  aus  und  ging 
später  durch  die  Vereinigung  der  Institute  selbst  in  den 
St.  Gallischen  Revisionsverband  über,  nachdem  unterdessen  ihre 
Hauptaufgabe  ebenfalls  die  Revision  geworden  war.  Neben 
diesen  beiden  Organisationen  findet  sich  der  Gedanke  der  ver- 
bandsmäßigen Verpflichtung  zur  privaten  Revision  in  der  Schweiz 
schon  vor  der  Schöpfung  der  heutigen  Revisionsverbände  bei 
den  genossenschaftlichen  Kreditinstituten,  so  vor  allem  bei  dem 
Verband  schweizerischer  Darlehenskassen  (System  Raiffeisen). ') 
2.  Wie  bereits  erwähnt,  fällt  die  Hauptzahl  der 
Gründungen  von  Revisionsverbänden  in  die  Jahre  1912/13. 
Es  waren  zuerst  die  Berner  Banken,  die  am  16.  Oktober  1912 
nach  mühevollen  Vorarbeiten  den  Revisionsverband  Bernischer 
Banken  und  Sparkassen  konstituierten.  Dieser  Verband  ist  von 
Anfang  an  der  weitaus  bedeutendste  geblieben,  nicht  nur  in  Hin- 
sicht auf  Zahl  und  Grösse  der  angeschlossenen  Institute  und  die 
dadurch  repräsentierte  Kapitalmacht,  sondern  auch  wegen  seiner 
initiativen  und  vielseitigen  Tätigkeit.  Den  unmittelbaren  An- 
stoss  zur  Gründung  gab  das  erschütterte  Vertrauen  in  die  Spar- 
institute (Saignelegier,  Volksbank  in  Biel!)  und  die  bernische  Ge- 
setzgebung über  Handel  und  Gewerbe,  Abschnitt  „Geldverkehr", 
deren  Intentionen  durchzuführen  der  Verband  übernahm.  Im 
folgenden  Jahre  bildeten  sich  nach  dem  Vorbilde  Berns  der 
Revisionsverband  zürcherischer  Spar-  und  Leihkassen  am  3.  April 
1913  (umfasst  nur  kleine  Institute,  von  denen  keines  in  Zürich 
selbst  seinen  Sitz  hat),  der  Revisionsverband  aargauischer  Banken 
und  Sparkassen  am  2.  Juli  1913  und  der  Revisionsverband  der 
öffentlichen  ländlichen  "Geldinstitute  des  Kantons  St.  Gallen  am 

1)  Bei  dieser  Gelegenheit  sei  erwähnt,  dass  die  Darstellung  der  ver- 
bandsm«äßigen  Organisationen  der  Raiffeisenkassen  auf  kantonalem  und 
eidg.  Gebiete  in  dieser  Arbeit  unterbleibt,  da  es  sich  bei  diesen  nicht  um 
Unternehmungen  von  ausschliesslich  bankmäßigem  Charakter  handelt. 
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26.  Oktober  1913.  Am  9.  März  1915  konstituierte  sich  der 
Revisionsverband  luzernischer  Banken  und  Sparkassen,  der  seinen 
Mitgliedern  sehr  weitgehende  Vorschriften  über  die  Geschäfts- 
führung auferlegt  (z.  B.  Verbot  der  Börsengeschäfte  für  eigene 
Rechnung)  und  zuletzt,  am  9.  Juli  1919  folgte  der  Revisionsver- 
band der  Geldinstitute  des  Kantons  Schaffhausen  und  Umgebung, 
zugleich  der  einzige  interkantonale  Revisionsverband  (Thurgau!). 
3.  Neben  der  Revision,  die  entweder  durch  eigene  In- 
spektoren oder  durch  Revisionsgesellschaften  vorgenommen  wird, 
der  Durchführung  von  gewissen  Geschäftsgrundsätzen,  die  auf 
eine  erhöhte  Sicherung  der  Spargelder,  gute  Liquidität  und  ver- 
besserte Rechnungslegung  abzielen,  haben  die  Revisionsverbände 
ihre  Tätigkeit  zum  Teil  sogar  sehr  stark  weiter  aus- 
gedehnt. Insbesondere  fallen  in  Betracht  die  gemeinsame 
Interessenvertretung,  Stellungnahme  zu  kantonalen  Gesetz- 
gebungs-  und  Verwaltungsmaßnahmen,  gegenseitige  Infonnation, 
Konditionenvereinbarungen  usw.  So  besitzt  der  Berner  Verband 
einen  wichtigen  Informationsdienst  (eigenes  Korrespondenzblatt), 
und  erreichte  es  auf  dem  Wege  einer  Konvention,  den  Zinsfuss 
für  Spareinlagen  und  Kassascheine  seiner  Mitglieder  durch  die 
ganze  Kriegszeit  hindurch  tief  zu  halten. 

Darüber  hinaus  befassten  six;h  die  Revisionsverbände  auch 
mit  eidgenössischen  Angelegenheiten  und  gelangten  bei  dieser 
Gelegenheit  dazu,  untereinander  Fühlung  zu  nehmen. 
Bereits  am  10.  April  1916  fand  in  Luzern  eine  Delegierten- 
konferenz der  damals  bestehenden  fünf  Revisionsverbände  statt, 
um  sich  über  eine  vereinte  Propaganda  gegen  die  (unvermeid- 
liche!) projektierte  Postsparkasse  zu  einigen.  Schon  auf  dieser 
Konferenz  wurde  der  Gedanke  einer  vermehrten  Zusammenarbeit 
lebhaft  begrüsst,  die  Konferenzen  wiederholten  sich  bei  Anlass 
der  Stempelsteuer  und  später  der  Couponsteuer;  gemeinsame 
Eingaben  an  die  eidgenössischen  Räte  wurden  ausgearbeitet  und 
weitere  Fragen,  wie  die  Bewertung  von  Titeln  in  den  Bilanzen, 
zur  Behandlung  herangezogen.  Auf  Antrag  des  Bernischen  Ver- 
bandes erfolgte  1920  der  formelle  Zusammenschluss  der 
sechs  Revisionsverbände,  indem  die  Delegierten- 
versammlungen durch  einen  ständigen  Ausschuss  ersetzt  wurden, 
in  welchem  jeder  Verband  durch  1 — 2  Mitglieder  vertreten  ist. 

Überblickt  man  diese  kurze  Darstellung  der  Revisionsver- 
bände, so  gewinnt  man  in  erster  Linie  den  Eindruck,  dass  die 
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Entwicklung  dieser  Verbandsgruppe  noch  keineswegs  ab- 
geschlossen sein  dürfte.  Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  dabei  das 
zukünftige  Gedeihen  des  Lokalbankenverbandes  von  ausschlag- 
gebendem Einfluss  sein  wird.  Eine  Einigung  zwischen  beiden 
wäre  durchaus  wünschenswert,  da  hier  der  (einzige)  Fall  einer 
Überorganisation  der  Banken  in  der  Schweiz  entstehen  könnte. 
Eine  solche  Überschneidung  der  Verbandsaufgaben  aber  könnte 
der  Konkurrenz  rufen  und  damit  auf  beide  Teile  nachteilig  wirken. 

Natürlich  kann  kein  Revisionsverband  dafür  garantieren, 
dass  die  Geschäftsführung  seiner  Mitglieder  eine  absolut  sichere 
sei.  So  ist  z.  B.  die  Wahrscheinlichkeit,  dolose  Handlungen  ver- 
antwortlicher Organe  der  revidierten  Institute  rechtzeitig  zu  ent- 
decken, sehr  gering.  Die  Hauptleistung  der  Revision  durch  den 
Verband  —  wie  überhaupt  jeglicher  unabhängigen  Kontrollo  — 
wird  dort  zu  erwarten  sein,  wo  mangelhafte,  unvorsichtige  oder 
zu  expansive  Geschäftsführung  ein  Institut  zu  unsicheren,  un- 
liquiden oder  gegen  den  Grundsatz  der  Risikoverteilung  ver- 
•stossenden  Transaktionen  veranlassen  können.  Und  eben  hier 
bietet  der  Revisionsverband,  abgesehen  von  seinen  übrigen  Vor- 
teilen, den  kleineren  Instituten  die  Möglichkeit  der  periodischen 
Revision  auf  billigere  Weise,  als  dies  durch  Einzelaufträge  an 
private  Revisoren  oder  Revisionsgesellschaften  geschehen  könnte. 
Durchblättert  man  die  Jahresberichte  des  Berner  Verbandes,  so 
erhält  man  von  der  Verbandsrevision,  die  ja  in  der  Hauptsache 
dieselben  Absichten  verfolgt,  wie  die  Sparkassagesetzgebung, 
einen  günstigen  Eindruck;  eine  intensivere  Entwicklung  der 
übrigen  Verbände  und  die  Gründung  neuer  nach  dem  Vorbilde 
Berns,  sowie  ein  stärkerer  Ausbau  der  eidgenössischen  Organi- 
sation in  Verbindung  mit  einer  Kompetenzausscheidung  mit  dem 
Lokalbankenverband  wäre  deshalb  zu  begrüssen. 

Eine  nicht  zu  unterschätzende  Anerkennung  des  Wertes 
dieser  Verbände  liegt  auch  darin,  dass  sie  nicht  bloss  durch 
kantonales  Recht,  sondern  auch  im  Entwurf  zu  einem  revidierten 
Obligationenrecht  (Art.  775)  indirekt  anerkannt  sind. 

III.  Die  Platzvereinigungen. 

Neben  den  lokalen  Anleihensverbänden  existieren  in  der 
Schweiz  auf  allen  grösseren  Plätzen  noch  eine  beträchtliche  Zahl 
von  Platzvereinigungen,  die  noch  zusammenfassend  zu  erwähnen 
sind.     Ihrem  Wesen  nach  zerfallen  sie  in  drei  Hauptgruppen: 
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1.  Mehr  oder  weniger  formlose  lokalePreiskartelle. 
Meistens  sind  es  die  grossen  Banken  eines  Platzes,  die,  nicht 
auf  Grund  eines  einheitlichen  Verbandsstatuts,  sondern  aus 
traditioneller  Zusammenarbeit  heraus  über  gewisse  Konditionen 
von  Fall  zu  Fall  Konventionen  eingehen.  So  pflegen  die  in 
Zürich  etablierten  Grossbanken  regelmäßig  Zinsvereinbarungen 
zu  treffen,  femer  Provisionen,  Couponseinlösung  usw.  einheitlich 
zu  regeln.  Oft  erscheint  auch  die  Kantonalbank  in  den  Zirkularen 
dieses  Preiskartells  als  dessen  Mitglied. 

2.  Die  C  1  e  a  r  i  n  g  V  e  r  b  ä  n  d  e  '),  die  nach  englischem 
Vorbilde  die  gegenseitige  Einlösung  der  fälligen  Schecks  und 
Wechsel  durch  Kompensation  in  der  Clearingstelle  vereinfachen. 
Die  erste  dieser  Organisationen  in  der  Schweiz  war  die  Ab- 
rechnungsstelle der  grösseren  Zürcher  Banken,  die  1891  auf  die 
Initiative  der  Kantonalbank  hin  ins  Leben  trat.  Heute  sind  es 
die  Zweiganstalten  der  Nationalbank,  die  in  Basel,  Bern,  Genf, 
St.  Gallen,  Zürich  und  Lausanne  den  Clearingdienst  versehen; 
der  Ausgleich  der  Saldi  der,  durch  den  Clearingvertrag  mit- 
einander verbundenen  Banken  erfolgt  per  Nationalbankgiro. 

3.  Die  lokalen  Interessenverbände.  Es  sind 
dies  Verbände,  die  sich  zur  Wahrung  der  Interessen  der  Banken 
eines  bestimmten  Platzes  in  den  meisten  deutsch-schweizerischen 
Städten  gebildet  haben  (Bankvereinigung  in  St.  Gallen,  Berner 
Bankvereinigung  und  Verband  bemischer  Banken,  Verband 
Züricher  Kreditinstitute,  Bankvereinigung  in  Luzern,  Basler 
Bankenvereinigung).  Der  Bildung  von  Platzvereinigungen 
weniger  zugänglich  sind  die  Banken  der  Westschweiz;  die  Be- 
sprechung der  Angelegenheiten  von  gemeinsamem  Interesse 
scheint  dort  mehr  zwanglos  von  Fall  zu  Fall  zu  erfolgen;  immer- 
hin hat  die  Bankpersonalbewegung  im  Jahre  1918  auch  auf  den 
Plätzen  Neuchätel,  Lausanne,  Fribourg  und  auch  im  Tessin  die 
Banken  zu  gemeinsamem  Vorgehen  vereinigt. 

Als  Mitglieder  erscheinen  bei  den  genannten  Verbänden 
ausser  Banken  zuweilen  noch  andere  Personen  und  Unter- 
nehmungen wie  Sensale  (St.  Gallen),  Treuhand-  und  Versiche- 
rungsgesellschaften (Basel).  Die  Zweiganstalten  der  National- 
bank fehlen  auch  nicht;  in  Luzern,  Bern  und  Basel  ist  sogar 
die  Initiative  zur  Gründung  der  Verbände  von  ihnen  aus- 
gegangen. 
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Die  Tätigkeit  der  Platzvereinigungen  ist  natürlich  bei  allen 
ungefähr  dieselbe,  da  sie  alle  denselben  Zweck  verfolgen. 
St.  Gallen  z.  B.  formuliert  den  Zweck  der  Vereinigung  wie  folgt: 

1.  durch  Ermöglichung  regelmäßigen  persönlichen 
Verkehrs  unter  den  Mitgliedern  Gelegenheit  zum  Aus- 
tausch von  Mitteilungen  in  geschäftlichen  Angelegenheiten 

zu  bieten; 

2.  allgemeine,  das  Bankwesen  überhaupt  oder  die 
Verhältnisse  des  hiesigen  Platzes  im  besonderen  be- 
treffende Fragen  zu  beraten; 

3.  Normen  und  Regeln  für  die  Usanz  des  hiesigen 
Platzes  im  Bankverkehr  in  dem  Sinne  aufzustellen,  dass 
dieselben  für  die  Vereinsmitglieder  als  verbindliche  Vor- 
schrift gelten; 

4.  überhaupt  die  gemeinsamen  Benifsinteressen  wahr- 
zunehmen und  zu  fördern.     (Art.  1  der  Statuten). 

Beinahe  wörtlich  dasselbe  bestimmt  Luzern,  während  Basel 
einfacher  sagt,  dass  der  Verein  „zum  Zweck  der  Wahrung  und 
Vertretung  der  Interessen  und  Rechte  des  Basler  Bankgewerbes" 

gegründet  sei. 

Die  Konventionen  der  Platzvereinigungen  beziehen  sich  auf 
die  Zinsenvergütung,  Diskontobedingungen  (Zürich,  St.  Gallen), 
Kommission  auf  Kreditbriefe  und  auswärtige  Börsenaufträge 
(Luzern)  u.  a.  m.  St.  Gallen  veröffentlichte  einen  Coupons- 
einlösungskalender, Luzern  Devisenkurskarten  (mit  dem  Ver- 
schwinden des  Fremdenstromes  und  wegen  der  heftigen  Kurs- 
schwankungen eingestellt).  Abmachungen  werden  getroffen  über 
Schalterschluss  vor  Feiertagen,  gemeinsam^  Insertionen  u.  dgl.  m. 

Vor  allem  aber  werden  Fragen  der  Gesetzgebung,  Steuer- 
angelegenheiten, Maßnahmen  der  Verwaltungsbehörden  ge- 
meinsam behandelt;  Eingaben  an  die  Behörden  gemacht,  wobei 
in  eidgenössischen  Sachen  oft  via  Bankiervereinigung  vor- 
gegangen wird. 

Etwas  mehr  Lokalfarbe  zeigt  sich  dort,  wo  zu  Erscheinungen 
im  Verhältnis  der  Banken  zu  anderen  Erwerbszweigen  Stellung 
genommen  wird,  wie  in  St.  Gallen,  dessen  Bankvereinigung  sich 
öfters  mit  der  Stickereiindustrie  befasste  ').  während  die  Luzerner 
Vereinigung  sich  im  Kriege  mit  dem  Hotelgewerbe  zu  beschäf- 


1)  vgl.    E.    Wal  der:    Die    Geschichte    des    Handelsbankwesens    in 
St.  Gallen,  St.  Gallen  1913,  S.  213  ff.  ; 
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tigen  veranlasst  sah.  Eine  Einrichtung,  die  spezieller  Erwähnung 
bedarf,  ist  die  „Effekten-Abteilung"  der  Bankvereinigung  in 
Luzern,  die  1911  konstituiert  wurde.  Es  ist  eine  Börse  der 
Banken,  an  der  in  einmaligen  wöchentlichen  Zusammenkünften 
Lokalwerte  reglementgemäß  per  komptant  gehandelt  werden  und 
der  alle  Banken  in  Luzern  angeschlossen  sind,  mit  Ausnahme 
der  Einzinserkasse. 

Erwähnenswert  sind  ferner  die  statistischen  Publikationen 
über  die  Zürcher  Kreditinstitute,  die  im  Auftrage  des  Zürcher 
Verbandes  seit  Jahren  herausgegeben  werden. 

Über  die  Tätigkeit  der  Platzvereinigungen  als  Arbeitgeber- 
verbände wurde  bereits  oben  (5.  Abschnitt)  berichtet;  der  Bank- 
personalbewegung verdanken  die  Vereinigungen  in  Basel  und 
Bern  ihr  Entstehen,  indem  sie  Ende  1918  als  Gegenorganisation 
zu  den  Verbänden  des  Personals  gegründet  wurden. 


Schlussbetrachtung. 

Diese  Darstellung  der  schweizerischen  Bankverbände  erhebt 
durchaus  nicht  den  Anspruch,  lückenlos  vollständig  zu  sein. 
Allein  schon  die  drei  grossen  Landesverbände  im  schweizerischen 
Bankwesen,  zu  denen  sich  in  jüngster  Zeit  noch  der  Kleinbanken- 
verband  als  vierte  Organisation  auf  eidgenössischem  Boden 
gesellt  hat,  sind  wichtig  genug  und  haben  bisher  eine  so  aus- 
gedehnte Tätigkeit  entwickelt,  dass  sich  früher  oder  später  eine 
monographische  Behandlung  derselben   lohnen  wird. 

Indessen  wird  man  aus  dieser  Arbeit  die  Tatsache  kon- 
statieren können,  dass  die  schweizerischen  Banken  mindestens 
so  intensiv  zur  Bildung  von  Verbänden  geschritten  sind,  wie  die 
übrigen  Erwerbszweige  unserer  Volkswirtschaft,  deren  Organi- 
sationen in  der  Öffentlichkeit  mehr  beachtet  werden:  Handel  und 
Industrie,  Gewerbe  und  Landwirtschaft.  Ähnlich  wie  bei  diesen 
ist  auch  in  den  Verbänden  im  Bankwesen  eine  weitgehende 
Arbeitsteilung  eingetreten,  nicht  nur  in  geographischer  Hinsicht, 
sondern  auch  nach  „Branchen". 

Trotzdem  die  Zahl  der  Bankenverbände  in  der  Schweiz  recht 
beträchtlich  ist,  dürfte  die  Verbandsbildung  in  der  Zukunft  noch 
Fortschritte  machen.  Es  ist  insbesondere  zu  wünschen,  dass 
sich  die  Zahl  der  Revisionsverbände  noch  erhöhe.    Auf  schweize- 
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rischem  Gebiete  dürfte  ein  homogener  Verband  der  Hypotheken- 
banken diesen  Instituten  wertvolle  Dienste  leisten  können. 
Vielleicht,  dass  hier  die  kommende  Hypothekargesetzgebung  eine 
Änderung  zur  Folge  haben  wird. 

Auch  die  Tätigkeit  der  Verbände  ist  in  verschiedenen 
Punkten  noch  ausdehnungsfähig.  Die  reine  Interessenvertretung 
ist  zwar  genügend  ausgebaut;  doch  ist  z.  B.  auf  dem  Gebiete 
der  Beeinflussung  der  öffentlichen  Meinung  durch  die  Banken 
nicht  viel  getan  worden.  Wenn  auch  hier  nicht  die  Praktiken 
der  französischen  Banken  vorbildlich  sein  sollen  —  sie  sind 
übrigens  in  der  Ära  des  Zentralbankschwindels  auch  bei  uns 
angewandt  worden  —  so  wäre  doch  die  Schaffung  eines  Organs 
im  Sinne  des  deutschen  „Bankarchiv"  durchaus  zu  begrüssen 
(die  Bankiervereinigung,  die  dafür  in  erster  Linie  in  Frage  kommt, 
hat  sich  damit  wiederholt  beschäftigt;  in  jüngster  Zeit  wurde  ein 
gewisser  Anfang  gemacht  mit  den  „Schweizer  Blätter  für  Handel 
und  Industrie",  an  deren  Herausgabe  sie  mitbeteiligt  ist). 

Auch  die  Konditionenkartellierung  ist  bei  uns  lange  nicht 
so  intensiv  wie  im  Ausland.  Mögen  daran  nun  die  spezifisch 
schweizerischen  Verhältnisse  teilweise  schuld  sein,  —  die  Kon- 
kurrenz im  schweizerischen  Bankwesen  ist  auch  heute  noch 
scharf  genug,  um  einige  Milderungen  in  diesem  Punkte  vertragen 
zu  können. 

Im  letzten  Jahre  haben  sich  in  Deutschland  in  der  Verbands- 
bildung der  Banken  —  die  teilweise  geradezu  stürmische  Formen 
annahm  —  Anzeichen  von  „Hypertrophie  der  Organisationen" 
bemerkbar  gemacht.  Dasselbe  Schlagwort  ist  auch  in  der 
chweiz  gegenüber  gewissen  Verbänden  gefallen.  Für  die 
;ankenverbände  trifft  es  nicht  zu  (wir  haben  als  einzige  Möglich- 
eit  die  Überschneidung  der  Aufgabenkreise  des  Kleinbanken- 
erbandes  und  der  Revisionsverbände  genannt;  doch  ist  dort  die 
ermeidung  von  Doppelspurigkeiten  bereits  in  die  Wege  geleitet), 
amtliche  Verbände  haben  für  ihre  Mitglieder  ihren  grossen 
ndividuellen  Wert,  der  durch  ein  Fortschreiten  auf  den  Bahnen 
ihrer  bisherigen  Politik  nur  gesteigert  werden  kann. 
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Lebenslauf. 
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Am  20.  April  1898  in  St.  Gallen  geboren,  habe  ich  in  Zug 
die  Primär-  und  in  Zürich  die  Mittelschule  durchlaufen.  Im 
Herbst  1917  begann  ich  an  der  Universität  Zürich  mit  dem 
Studium  der  Nationalökonomie,  das  ich,  nach  einem  Unterbruch 
von  1%  Jahren  Bankpraxis  Ende  Mai  1922  abgesciilossen  habe. 
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